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% H 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, für den geſammten 


Umfang der Monarchie, was folgt: Im: 1% el. 
9 L 78 
S 1143? 
Erſter Titel, 
Grundlagen der Organiſation. 
. 


Die Verwaltungseintheilung des Staatsgebiets in Provinzen, Regierungs— 
bezirke und Kreiſe bleibt mit der Maßgabe beſtehen, daß die Stadt Berlin aus 
der Provinz Brandenburg ausſcheidet und einen Verwaltungsbezirk für ſich bildet. 


. 
In der Provinz Hannover bleiben die Landdroſteibezirke als Regierungs— 
bezirke beſtehen. 
Die Abänderung der Kreis- und Amtseintheilung der Provinz Hannover 
erfolgt mittels beſonderen Geſetzes. 


§. 3. 

Die Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung werden, ſoweit ſie nicht 
anderen Behörden überwieſen ſind, unter Oberleitung der Miniſter, in den Pro⸗ 
vinzen von den Oberpräſidenten, in den Regierungsbezirken von den Regierungs⸗ 
präſidenten und den Regierungen, in den Kreiſen von den Landräthen geführt. 
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Die Oberpräfidenten, die Regierungspräſidenten und die Landräthe handeln 
innerhalb ihres Geſchäftskreiſes ſelbſtſtändig unter voller perſönlicher Verantwortlich- 
keit, vorbehaltlich der kollegialiſchen Behandlung der durch die Geſetze bezeichneten 
Angelegenheiten. 

$. 4. 


Zur Mitwirkung bei den Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung 
nach näherer Vorſchrift der Geſetze beſtehen für die Provinz am Amtsſitze des 
Oberpräſidenten der Provinzialrath, für den Regierungsbezirk am Amtsſitze des 
Regierungspräſidenten der Bezirksausſchuß, für den Kreis am Amtsſitze des Land— 
raths der Kreisausſchuß. 

An die Stelle des Kreisausſchuſſes tritt in den durch die Geſetze vor⸗ 
geſehenen Fällen in den Stadtkreiſen, in welchen ein Kreisausſchuß nicht beſteht, 
der Stadtausſchuß, in den einem Landkreiſe angehörigen Städten mit mehr als 
10 000 Einwohnern der Magiſtrat (kollegialiſche Gemeindevorſtand). 

g In Stadtgemeinden, in welchen der Bürgermeiſter allein den Gemeinde⸗ 
vorſtand bildet, treten für die in dem zweiten Abſatze bezeichneten Fälle an die 
Stelle des Magiſtrats der Bürgermeiſter und die Beigeordneten als Kollegium. 


§. 5. 

In den Hohenzollernſchen Landen tritt, ſoweit nicht die Geſetze Anderes 
beſtimmen, an die Stelle des Oberpräſidenten und des Provinzialraths der zu⸗ 
ſtändige Miniſter, an die Stelle des Kreiſes der Oberamtsbezirk, an die Stelle 
des Landraths der Oberamtmann, an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Amts⸗ 
ausſchuß. 

§. 6. 


In Bezug auf die amtliche Stellung, die Befugniſſe, die Zuſtändigkeit 
und das Verfahren der Verwaltungsbehörden bleiben die beſtehenden Vorſchriften 
in Kraft, ſoweit dieſelben nicht durch das gegenwärtige Geſetz abgeändert werden. 


* 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit (Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren) 
wird durch die Kreis- (Stadt-) Ausſchüſſe und die Bezirksausſchüſſe als Verwal⸗ 
tungsgerichte, ſowie durch das in Berlin für den ganzen Umfang der Monarchie 
beſtehende Oberverwaltungsgericht ausgeübt. Die Entſcheidungen ergehen unbe: 
ſchadet aller privatrechtlichen Verhältniſſe. 

Die ſachliche Zuſtändigkeit dieſer Behörden zur Entſcheidung in erſter 
Inſtanz wird durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen geregelt. 

Die Bezirksausſchüſſe treten überall an die Stelle der Deputationen für 
das Heimathweſen. 

Wo in beſonderen Geſetzen das Verwaltungsgericht genannt wird, iſt bor, 
unter im Zweifel der Bezirksausſchuß zu verſtehen. 
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Z3 beiter Titel. 
Verwaltungsbehoͤrden. 
I. Abſchnitt. 
Provinzialbehörden. 

1. Oberpräſident. 


§. 8. 

An der Spitze der Verwaltung der Provinz ſteht der Oberpräſident. Dem⸗ 
ſelben wird ein Oberpräſidialrath und die erforderliche Anzahl von Räthen und 
Hülfsarbeitern beigegeben, welche die Geſchäfte nach ſeinen Anweiſungen bearbeiten. 
Auch iſt der Oberpräſident befugt, die Mitglieder der an feinem Amtsſitz be 
findlichen Regierung, ſowie die dem Regierungspräſidenten daſelbſt beigegebenen 
Beamten ($. 19 Abſatz 1) zur Bearbeitung der ihm übertragenen Geſchäfte heran- 
zuziehen. 8 9 


Die Stellvertretung des Oberpräſidenten in Fällen der Behinderung erfolgt, 
ſoweit ſie nicht für einzelne Geſchäftszweige durch beſondere Vorſchriften geordnet 
iſt, durch den Oberpräſidialrath. Die zuſtändigen Minifter find befugt, in be 
ſonderen Fällen eine andere Stellvertretung anzuordnen. 


2. Provinzialrath. 
$. 10. 


Der Provinzialrath beſteht aus dem Oberpräſidenten beziehungsweiſe 91 3 


deſſen Stellvertreter als Vorſitzenden, aus einem von dem Miniſter des Innern 
auf die Dauer ſeines Hauptamtes am Sitze des Oberpräſidenten ernannten 
höheren Verwaltungsbeamten beziehungsweiſe deſſen Stellvertreter und aus fünf 
Mitgliedern, welche vom Provinzialausſchuſſe aus der Zahl der zum Provinzial⸗ 
landtage wählbaren Provinzialangehörigen gewählt werden. Für die letzteren 
werden in gleicher Weiſe fünf Stellvertreter gewählt. 

Von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen find der Oberpräſident, die Regierungs⸗ 
präſidenten, die Vorſteher Königlicher Polizeibehörden, die Landräthe und die 
Beamten des Provinzialverbandes. 

KAL 

Die Wahl der Mitglieder des Provinzialraths und deren Stellvertreter 
erfolgt auf ſechs Jahre. 

Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören einer der für die 
Wählbarkeit vorgeſchriebenen Bedingungen. Der Provinzialausſchuß hat darüber 
zu beſchließen, ob dieſer Fall eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Provinzial⸗ 
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ausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte ſtatt. Die Klage ſteht auch dem Vorſitzenden des Provinzialraths zu. 
Dieſelbe hat keine aufſchiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichts Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. 


$. 12. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stell— 
vertreter, und zwar das erſte Mal die nächſtgrößere Zahl, aus und wird durch 
neue Wahlen erſetzt. Die Ausſcheidenden bleiben jedoch in allen Fällen bis zur 
Einführung der Neugewählten in Thätigkeit. Die das erſte Mal Ausſcheidenden 
werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Für die im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Mitglieder und Stell— 
vertreter haben Erſatzwahlen ſtattzufinden. Die Erſatzmänner bleiben nur bis 
zum Ende desjenigen Zeitraums in Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen 
gewählt waren. 

$. 13. 

Die Dauer der Wahlperiode kann durch das Provinzialſtatut auch anders 

beſtimmt werden. 
$. 14. 

Die gewählten Mitglieder und ſtellvertretenden Mitglieder des Provinzial⸗ 
raths werden von dem Oberpräſidenten vereidigt und in ihre Stellen eingeführt. 

Sie können aus Gründen, welche die Entfernung eines Beamten aus 
ſeinem Amte rechtfertigen (§. 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die 
Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten, Geſetz-Samml. S. 465), im 
Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes 
mit folgenden Maßgaben: 

Die Einleitung des Verfahrens, ſowie die Ernennung des Unterſuchungs— 
kommiſſars und des Vertreters der Staatsanwaltſchaft erfolgt durch den Miniſter 
des Innern. 

Disziplinargericht iſt das Plenum des Oberverwaltungsgerichts. 


$. 15. 
Der Provinzialrath iſt beſchlußfähig, wenn mit Einſchluß des Vorſitzenden 
fünf Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


3. Generalkommiſſionen. 


F. 16. 

Die Generalkommiſſion für die Provinzen Pommern und Poſen zu Stargard 

in Pommern wird aufgehoben. An die Stelle derſelben tritt für die Provinz 
Pommern die für die Provinz Brandenburg beſtehende Generalkommiſſion. 
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Für die Provinzen Oft» und Weſtpreußen und Poſen wird eine gemeinſame 
Generalkommiſſion gebildet. Die Generalkommiſſion für die Provinz Hannover 
fungirt zugleich für die Provinz Schleswig⸗Holſtein. 


II. Abſchnitt. 
Bezirksbehörden. 


1. Regierungspräſident und Bezirksregierung. 


51% 


An die Spitze der Bezirksregierung am Sitze des Oberpräſidenten tritt, 
unter Wegfall des Regierungsvizepräſidenten, ein Regierungspräſident. Der Ober- 
präſident iſt fortan nicht mehr Präſident dieſer Regierung. 


$. 18. 


Die Regierungsabtheilung des Innern wird aufgehoben. Die Gejchäfte 
derſelben werden, ſoweit nicht durch das gegenwärtige Geſetz abweichende Be⸗ 
ſtimmungen getroffen ſind, von dem Regierungspräſidenten mit den der Regierung 
zuſtehenden Befugniſſen verwaltet. 

§. 19. 

Dem Regierungspräſidenten wird für die ihm perſönlich übertragenen An⸗ 
gelegenheiten ein Oberregierungsrath und die erforderliche Anzahl von Räthen 
und Hülfsarbeitern, von denen mindeſtens einer die Befähigung zum Richteramte 
haben muß, beigegeben, welche die Geſchäfte nach ſeinen Anweiſungen bearbeiten. 

Dieſe Beamten können zugleich bei der Regierung beſchäftigt werden und 
nehmen an den Plenarberathungen derſelben nach Maßgabe der für die Regierungs— 
mitglieder beſtehenden Vorſchriften Theil. 

Die Mitglieder der Regierung können von dem Regierungspräſidenten zur 
Bearbeitung der ihm übertragenen Geſchäfte herangezogen werden. 


$. 20. 

Die Stellvertretung des Regierungspräſidenten in Fällen der Behinderung 
erfolgt durch den ihm beigegebenen Oberregierungsrath und, wenn auch dieſer 
behindert iſt, durch einen Oberregierungsrath der Bezirksregierung. Die zuſtändigen 
Miniſter find befugt, in beſonderen Fällen eine andere Stellvertretung anzuordnen. 


g. 21. 


Die Geſchäfte der Regierungen zu Stralſund und zu Sigmaringen, ſoweit fie 
zur Zuſtändigkeit der Regierungsabtheilungen des Innern gehören, werden nach 
Maßgabe des §. 18 von den Regierungspräſidenten verwaltet. Die Mitglieder 
der Regierung bearbeiten dieſe Geſchäfte nach den Anweiſungen des Präſidenten. 

Or. 8951.) 
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Die Stellvertretung des Präſidenten in Fällen der Behinderung erfolgt 
durch ein von den zuſtändigen Miniſtern beauftragtes Mitglied der Regierung. 


§. 22. 

Bei den Regierungen zu Danzig, Erfurt, Münſter, Minden, Arnsberg, 
Coblenz, Cöln, Aachen und Trier tritt an die Stelle der Abtheilung des Innern 
für die bisher von derſelben bearbeiteten Kirchen» und Schulſachen eine Abtheilung 
für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


$. 253. 


Die landwirthſchaftlichen Abtheilungen der Regierungen zu Königsberg und 
Marienwerder, ſowie die bei den Regierungen der Provinzen OU. und Weſt⸗ 
preußen und zu Schleswig beſtehenden Spruchkollegien für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten werden aufgehoben. Die Zuſtändigkeiten dieſer Behörden, 
ſowie diejenigen der Abtheilungen des Innern der Regierungen zu Gumbinnen, 
Danzig und Schleswig als Auseinanderſetzungsbehörden gehen auf General- 
kommiſſionen ($. 16) über. 

Bei der Regierung zu Wiesbaden tritt an die Stelle der Abtheilung des 
Innern als Auseinanderſetzungsbehörde ein Kollegium, welches aus dem Regierungs⸗ 
präſidenten, dem für ihn hierzu beſtimmten Stellvertreter und mindeſtens zwei 
Mitgliedern beſteht, von denen das eine die Befähigung zum Richteramte be⸗ 
ſitzen und der landwirthſchaftlichen Gewerbslehre kundig ſein, das andere die 
Befähigung zum Oekonomiekommiſſarius haben muß. Von dieſem Kollegium 
ſind auch die Obliegenheiten der Regierung hinſichtlich der Güterkonſolidationen 
wahrzunehmen. 

$. 24. 

Der Regierungspräſident ift befugt, Beſchlüſſe der Regierung oder einer 
Abtheilung derſelben, mit welchen er nicht einverſtanden iſt, außer Kraft zu ſetzen 
und, ſofern er den Aufenthalt in der Sache für nachtheilig erachtet, auf ſeine 
Verantwortung anzuordnen, daß nach feiner Anſicht verfahren werde. Andern⸗ 
falls iſt höhere Entſcheidung einzuholen. 

Auch iſt der Regierungspräſident befugt, in den zur Zuſtändigkeit der 
Regierung gehörigen Angelegenheiten an Stelle des Kollegiums unter perſönlicher 
Verantwortlichkeit Verfügungen zu treffen, wenn er die Sache für eilbedürftig 
oder, im Falle ſeiner Anweſenheit an Ort und Stelle, eine ſofortige Anordnung 
für erforderlich erachtet. 

§. 25. 


In der Provinz Hannover treten an die Stelle der Landdroſteien und der 
Finanzdirektion ſechs Regierungspräſidenten und Regierungen, welche, gleich dem 
Oberpräſidenten, die Verwaltung mit den Befugniſſen und nach den Vorſchriften 
führen, welche dafür in den übrigen Provinzen gelten, beziehungsweiſe in dem 
gegenwärtigen Geſetz gegeben ſind. 


ra 


Welche der vorbezeichneten Regierungen nach dem Vorbild der Regierung 
zu Stralſund zu organifiven find, bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


F. 26. 


Die Zuſtändigkeiten der Konſiſtorialbehörden in der Provinz Hannover in 
Betreff des Schulweſens, ſowie die kirchlichen Angelegenheiten, welche bisher zum 
Geſchäftskreiſe der katholiſchen Konſiſtorien zu Hildesheim und Osnabrück gehörten, 
werden den Abtheilungen für Kirchen- und Schulweſen der betreffenden Regie 
rungen überwieſen. 

Die genannten katholiſchen Konſiſtorien werden aufgehoben. 


$. 27. 


Den epangeliſchen Konſiſtorialbehörden in der Provinz Hannover verbleiben, 
bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung, in Kirchenſachen ihre bisherigen Zu- 
ſtändigkeiten. 


2. Bezirksausſchuß. 


F. 28. 


Der Bezirksausſchuß beſteht aus dem Regierungspräſidenten als Vorſitzenden 
und aus ſechs Mitgliedern. 

Zwei dieſer Mitglieder, von denen eins zum Richteramte, eins zur Be⸗ 
kleidung von höheren Verwaltungsämtern befähigt ſein muß, werden vom Könige 
auf Lebenszeit ernannt. Aus der Zahl dieſer Mitglieder ernennt der König gleich⸗ 
zeitig den Stellvertreter des Regierungspräſidenten im Vorſitze mit dem Titel 
Verwaltungsgerichtsdirektor. Zur ſonſtigen Stellvertretung des Regierungspräſidenten 
im Bezirksausſchuſſe und zur Stellvertretung jedes der beiden auf Lebenszeit er⸗ 
nannten Mitglieder ernennt der König ferner aus der Zahl der am Sitze des 
Bezirksausſchuſſes ein richterliches oder ein höheres Verwaltungsamt bekleidenden 
Beamten einen Stellvertreter. Die Ernennung der Stellvertreter erfolgt auf die 
Dauer ihres Hauptamts am Sitze des Bezirksausſchuſſes. 

Die vier anderen Mitglieder des Bezirksausſchuſſes werden aus den Ein⸗ 
wohnern ſeines Sprengels durch den Provinzialausſchuß gewählt. In gleicher 
Weiſe wählt letzterer vier Stellvertreter, über deren Einberufung das Geſchäfts⸗ 
regulativ beſtimmt. 

Wählbar iſt mit Ausnahme des Oberpräſidenten, der Regierungspräſidenten, 
der Vorſteher Königlicher Polizeibehörden, der Landräthe und der Beamte des 
Provinzialverbandes jeder zum Provinziallandtage wählbare Angehörige des 
Deutſchen Reichs. Mitglieder des Provinzialraths können nicht Mitglieder des 
Bezirksausſchuſſes ſein. 

Im Uebrigen finden auf die Wahlen beziehungsweiſe die gewählten Mit⸗ 
glieder die Beſtimmungen der $$. 11, 12 und 13 ſinngemäße Anwendung. 
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. 29. 


Wo der Geſchäftsumfang es erfordert, können durch Königliche Verordnung 
Abtheilungen des Bezirksausſchuſſes für Theile des Regierungsbezirks gebildet 
werden. In ſolchen Fällen gehören der Vorſitzende, und ſofern nicht für die 
verſchiedenen Abtheilungen beſondere Ernennungen erfolgen, die ernannten Mit⸗ 
glieder allen Abtheilungen an. Die gewählten Mitglieder und deren Stell 
vertreter müſſen für jede Abtheilung geſondert beſtellt werden. Im Uebrigen 
gelten die für den Bezirksausſchuß gegebenen Vorſchriften ſinngemäß für jede 
Abtheilung. 

$. 30. 


Der Vorſitz im Bezirksausſchuſſe geht in Behinderungsfällen von dem Regie— 
rungspräſidenten beziehungsweiſe dem Verwaltungsgerichtsdirektor auf das zweite et: 
nannte Mitglied, ſodann auf den Stellvertreter des Verwaltungsgerichtsdirektors 
über. Der Regierungspräſident gilt als behindert in allen Fällen, in welchen 
über eine Beſchwerde gegen die Verfügung eines Regierungspräſidenten ver⸗ 
handelt wird. 

$. 31. 


Den ernannten. Mitgliedern darf eine Vertretung des Regierungspräſidenten 
oder eine Hülfsleiſtung in den dieſem perſönlich überwieſenen Geſchäften nicht auf- 
getragen werden. Beide nehmen an den Plenarberathungen der Regierung nach 
Maßgabe der für die Regierungsmitglieder beſtehenden Vorſchriften Theil. Im 
Uebrigen iſt ihnen die Führung eines anderen Amtes nur geſtattet, wenn daſſelbe 
ein richterliches iſt oder ohne Vergütung geführt wird. 


$. 32. 


Die gewählten Mitglieder und ftellvertretenden Mitglieder werden durch 
den Vorſitzenden vereidigt. Alle Mitglieder und ftellvertretenden Mitglieder unter⸗ 
liegen in dieſer ihrer Eigenſchaft den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die 
Dienſtvergehen der Richter u. ſ. w., vom 7. Mai 1851 (Gejeg-Samml. S. 218), 
beziehungsweiſe des Geſetzes vom 26. März 1856 (Geſetz-Samml. S. 201). 

Disziplinargericht iſt das Plenum des Oberverwaltungsgerichts; der Ver⸗ 
treter der Staatsanwaltſchaft wird von dem Präſidenten des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts ernannt. 


$. 33. 


Der Bezirksausſchuß ift bei Anweſenheit von fünf Mitgliedern, in Streit 
ſachen unter Armenverbänden bei Anweſenheit von drei Mitgliedern beſchlußfähig, 


unter denen ſich in allen Fällen mit Einſchluß des Vorſitzenden mindeſtens zwei 


ernannte, darunter ein zum Richteramte befähigtes, und ein gewähltes Mitglied 


befinden muß. 
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Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei gerader 
Stimmenzahl ſcheidet, wenn außer dem Vorſitzenden zwei ernannte Mitglieder 
anweſend ſind, das dem Dienſtalter nach jüngſte ernannte, wenn außer dem Vor⸗ 
ſitzenden nur ein ernanntes Mitglied anweſend iſt, das dem Lebensalter nach jüngſte 
gewählte Mitglied mit der Maßgabe aus, daß das Stimmrecht vorzugsweiſe 

1) unter den ernannten Mitgliedern einem zum Richteramte befähigten, 

ſofern es deſſen zur Beſchlußfähigkeit bedarf, 

2) im Uebrigen dem Berichterſtatter 
verbleibt. 

$. 34. 

Die gewählten Mitglieder und deren Stellvertreter erhalten Tagegelder und 
Reiſekoſten nach den für Staatsbeamte der vierten Rangklaſſe beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen. 

Alle Einnahmen des Bezirksausſchuſſes fließen zur Staatskaſſe. Derſelben 
fallen auch alle Ausgaben zur Laſt. 


§. 35. 

In den Hohenzollernſchen Landen kommen in Betreff des Bezirksausſchuſſes 
die Beſtimmungen der $$. 28, 30, 32, 33, 34 mit der Maßgabe zur An⸗ 
wendung, daß die zu wählenden Mitglieder von dem Landesausſchuſſe aus der 
Zahl der zum Kommunallandtage wählbaren Angehörigen des Landeskommunal⸗ 
verbandes gewählt werden. Der Regierungspräſident, die Oberamtmänner und 
die Beamten des Landeskommunalverbandes ſind von der Wählbarkeit aus⸗ 
geſchloſſen. 

III. Abſchnitt. 
Kreisbehörden. 


$. 36. 
An der Spitze der Verwaltung des Kreiſes ſteht der Landrath. Derſelbe 
führt den Vorſitz im Kreisausſchuſſe. Im Uebrigen wird die Zuſammenſetzung 
des Kreisausſchuſſes durch die Kreisordnungen geregelt. SC 


$. 37. 
Der Stadtausſchuß befteht aus dem Bürgermeiſter beziehungsweiſe deſſen 
geſetzlichem Stellvertreter als Vorſitzenden und vier Mitgliedern, welche vom 
Magiſtrate (kollegialiſchen Gemeindevorſtande) aus ſeiner Mitte für die Dauer 
ihres Hauptamtes gewählt werden. 

Für Fälle der Behinderung ſowohl des Bürgermeiſters wie ſeines geſetz⸗ 
lichen Stellvertreters wählt der Stadtausſchuß den Vorſitzenden aus feiner Mitte. 
Derſelbe bedarf der Beſtätigung des Regierungspräſidenten, in dem Stadtkreiſe 
Berlin des Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg. 

Gef. Samml. 1883. (Nr. 8951.) 36 
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Der Vorſitzende oder ein Mitglied des Stadtausſchuſſes muß zum Richter⸗ 
amt oder zum höheren Verwaltungsdienſt befähigt ſein. 


$. 38. 

In Stadtkreifen, in denen der Bürgermeiſter allein den Gemeindevorſtand 
bildet, werden die außer dem Vorſitzenden zu beſtellenden Mitglieder von der Ge 
meindevertretung aus der Zahl der Gemeindebürger gewählt. 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder aus und wird 


durch neue Wahlen erſetzt. Die Ausſcheidenden bleiben jedoch in allen Fällen bis 


zur Einführung der neu Gewählten in Thätigkeit. 

Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Für die im Laufe der Wahlperiode ausſcheidenden Mitglieder haben Er⸗ 
ſatzwahlen ftattzufinden. Die Erſatzmänner bleiben nur bis zum Ende desjenigen 
Zeitraums in Thätigkeit, für welchen die Ausgeſchiedenen gewählt worden. 

Im Uebrigen gelten in Betreff der Wählbarkeit, der Wahl, der Einführung 
und der Vereidigung der Mitglieder, ſowie des Verluſtes ihrer Stellen unter 
einſtweiliger Enthebung von denſelben, die für unbeſoldete Magiſtratsmitglieder 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 


$. 39. 


Die gewählten Mitglieder des Kreis- (Stadt⸗) Ausſchuſſes können aus 
Gründen, welche die Entfernung eines Beamten aus ſeinem Amte rechtfertigen 
(F. 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienſtvergehen der nicht 
500 8 Beamten), im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben 
werden. 

Für das Disziplinarverfahren gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes 
mit folgenden Maßgaben: 

Die Einleitung des Verfahrens, ſowie die Ernennung des Unterſuchungs⸗ 
kommiſſars erfolgt durch den Regierungspräſidenten. 

Die entſcheidende Behörde erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß, die ent⸗ 
ſcheidende Behörde zweiter Inſtanz das Plenum des Oberverwaltungsgerichts. 

Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft wird für die erſte Inſtanz von dem 
Regierungspräſidenten, für die zweite Inſtanz von dem Miniſter des Innern 
ernannt. 

$. 40. 

Der Kreis: (Stadt-) Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn mit Einſchluß des 
Vorſitzenden drei Mitglieder anweſend find. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmen 
mehrheit gefaßt. Iſt eine gerade Zahl von Mitgliedern anweſend, ſo nimmt das 
dem Lebensalter nach jüngſte gewählte Mitglied an der Abſtimmung nicht Theil. 
Dem Berichterftatter fteht jedoch in allen Fällen Stimmrecht zu. 
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IV. Abſchnitt. 
Behörden für den Stadtkreis Berlin. 
K. 41. 


Der Oberpräſident der Provinz Brandenburg iſt zugleich Oberpräſident 
von Berlin. 

Ingleichen fungiren das Provinzialſchulkollegium, das Medizinalkollegium, 
die Generalkommiſſion und die Direktion der Rentenbank für die Provinz 
Brandenburg auch für den Stadtkreis Berlin. 


$. 42. 


An Stelle des Regierungspräſidenten führt der Oberpräſident die Aufficht des | 
Staats über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der Stadt Berlin.“ 
Auf welche Behörden die fonftigen Zuständigkeiten der Regierungsabtheilung des 


Innern zu Potsdam in Betreff Berlins übergehen, wird durch Königliche Ze, 
ordnung beſtimmt. 

Im Uebrigen, und ſoweit nicht ſonſt die Geſetze Anderes beſtimmen, tritt 
für den Stadtkreis Berlin an die Stelle des Regierungspräſidenten der Polizei 
präſident von Berlin. 

F. 43. 

An die Stelle des Provinzialraths tritt in den Fällen, in welchen derſelbe 
in erſter Inſtanz beſchließt, der Oberpräſident, in den übrigen Fällen der zu⸗ 
ſtändige Miniſter. 

Für den Stadtkreis Berlin beſteht ein beſonderer Bezirksausſchuß. Auf 
denſelben finden die Beſtimmungen der A8. 28, 30 Satz 1, 31 Satz 3, 32, 33, 34 
mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1) An Stelle des Regierungspräſidenten tritt ein vom Könige ernannter 

Präſident. Die Ernennung dieſes Beamten kann im Nebenamte auf 
die Dauer ſeines Hauptamtes in Berlin erfolgen. Beamte des Polizei⸗ 
präſidiums find von dieſer Ernennung ausgeſchloſſen. 

2) Die zu wählenden Mitglieder werden durch den Magiſtrat und die 
Stadtverordnetenverſammlung unter dem Vorſitz des Bürgermeiſters 
gewählt. Daſſelbe Kollegium beſchließt an Stelle des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes über das Aufhören einer der für die Wählbarkeit vor⸗ 
geſchriebenen Bedingungen, ſowie über die Abänderung der Dauer der 
Wahlperiode. Die Mitglieder des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung ſind von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen. 

Zur Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes für den Stadtkreis Berlin gehören 

die im Verwaltungsſtreitverfahren zu behandelnden Angelegenheiten und diejenigen 
im Beſchlußverfahren zu behandelnden Angelegenheiten, welche im Einzelnen durch 


die Geſetze feiner Zuſtändigkeit überwieſen werden; in Betreff der übrigen im Be ` 
36* 
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ſchlußverfahren zu behandelnden Angelegenheiten tritt für den Stadtkreis Berlin 
der Oberpräſident an die Stelle des Bezirksausſchuſſes, ſoweit nicht in den Ge— 
ſetzen ein Anderes beſtimmt iſt. 

$. 44. 


In Angelegenheiten der kirchlichen Verwaltung tritt für den Stadtkreis 
Berlin an die Stelle der Regierungsabtheilung für Kirchen- und Schulweſen der 
Polizeipräſident. 

Bezüglich der Verwaltung des landesherrlichen Patronats und des Schul— 
weſens verbleibt es bei den beſtehenden Beſtimmungen. 


$. 45. 


Die Gefchäfte der direkten Steuerverwaltung werden an Stelle der Re— 
gierungsabtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten, für den Stadt— 
kreis Berlin von der „Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern“ wahr: 
genommen. 

Dieſe Behörde wird in Betreff der Zuſtändigkeit in Disziplinarſachen den 
im F. 24 Nr. 2 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienſtvergehen 
der nicht richterlichen Beamten ꝛc., bezeichneten Provinzialbehörden gleichgeſtellt. 


$. 46. d 
Die Mitglieder der nach F. 24 des Geſetzes vom E (Geſetz⸗ 


Samml. für 1873 ©. 213) gebildeten Bezirkskommiſſion für die klaſſifizirte Ein- 
kommenſteuer werden von dem Magiſtrate und der Stadtverordnetenverſammlung 
in gemeinſchaftlicher Sitzung unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters gewählt. 


§. 47. 

Für diejenigen Kategorien der in Berlin angeſtellten Beamten, bezüglich 
deren nicht die Zuſtändigkeit einer anderen Behörde in Disziplinarſachen begründet 
iſt, behält es bei den Beſtimmungen des $. 25 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 
mit der Maßgabe ſein Bewenden, daß die Einleitung des Disziplinarverfahrens, 
ſowie die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und des Vertreters des Staats⸗ 
anwalts für die erſte Inſtanz dem Oberpräſidenten von Berlin zuſteht. 


V. Abſchnitt. 
Stellung der Behörden. 


$. 48. 

Die dienftliche Aufſicht über die Geſchäftsführung des Kreis- (Stadt-) Aus⸗ 
ſchuſſes wird von dem Regierungspräſidenten, in Berlin von dem Oberpräſidenten, 
die Aufſicht über die Geſchäftsführung des Bezirksausſchuſſes von dem Ober— 
präſidenten, die Aufſicht über die Geſchäftsführung des Provinzialraths von dem 


Miniſter des Innern geführt. 


BEER. ke 

Vorſtellungen gegen die gefchäftlichen Aufſichtsverfügungen des Regierungs⸗ 
präſidenten unterliegen der endgültigen Beſchlußfaſſung des Oberpräſidenten, Vor⸗ 
ſtellungen gegen die Aufſichtsverfügungen des Oberpräſidenten der endgültigen 
Beſchlußfaſſung des Miniſters des Innern. 

Die Aufſichtsbehörden ſind zur Vornahme allgemeiner Geſchäftsreviſionen 
befugt. 

$ $. 49. 

Die im F. 48 bezeichneten Behörden haben ſich gegenfeitig Rechtshülfe zu 
leiſten. Sie haben den geſchäftlichen Aufträgen und Anweiſungen der ihnen im 
Inſtanzenzuge vorgeſetzten Behörden Folge zu leiſten. 


Dritter Titel. 
Verfahren. 


I. Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


— $. 50. 18 
Das Geſetz beſtimmt, in welcher Weiſe Verfügungen (Bescheide, le 
in Verwaltungsſachen angefochten werden können. Zur erſten Anfechtung dienen 
in der Regel die Beſchwerde oder die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Die Beſchwerde iſt ausgeſchloſſen, ſoweit das Verwaltungsſtreitverfahren 


zugelaſſen iſt, vorbehaltlich abweichender befonderer Beſtimmungen des Geſetzes. 


Unberührt bleibt in allen Fällen die Befugniß der ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
behörden, innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit Verfügungen und Anordnungen 
der nachgeordneten Behörden außer Kraft zu ſetzen, oder dieſe Behörden mit 
Anweiſungen zu verſehen. 

5 §. 51. 

Wo die Geſetze für die Anbringung der Beſchwerde gegen Beſchlüſſe des 
Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes, des Bezirksausſchuſſes oder des Provinzialraths, oder 
der Klage beziehungsweiſe des Antrags auf mündliche Verhandlung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren eine andere als eine zweiwöchentliche Friſt vorſchreiben, 
beträgt die Friſt fortan zwei Wochen, Das Gleiche gilt von den im $. 11 des 
Geſetzes vom 14. ES 1878, betend die Verwaltung der den Gemeinden 
und öffentlichen Anſtalten gehörigen Holzungen in den Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und Sachſen, (Geſetz⸗Samml. S. 373) 
und im F. 91 des Geſetzes vom 1. April 1879, betreffend die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften, (Geſetz-Samml. S. 297) vorgeſchriebenen Friſten. 


$. 52. 
Die Friſten für die Anbringung der Beſchwerde und der Klage beziehungs— 
weiſe des Antrags auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren, 
(Nr. 8951.) 
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ſowie alle Friſten im Verwaltungsſtreitverfahren find präkluſiviſch und beginnen, 
ſofern nicht die Geſetze Anderes vorſchreiben, mit der Zuſtellung. Für die Be⸗ 
rechnung der Friſten ſind die bürgerlichen Prozeßgeſetze maßgebend. 

Bezüglich der Beſchwerde kann die angerufene Behörde in Fällen un- 
verſchuldeter Friſtverſäumung Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gewähren. 

Für eine im Verwaltungsſtreitverfahren zu gewährende Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand ſind lediglich die für das Verwaltungsſtreitverfahren beſonders 
getroffenen Beſtimmungen maßgebend ($. 112). 


$. 53. 


Die Anbringung der Beſchwerde, ſowie der Klage beziehungsweiſe des 
Antrags auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren hat, ſofern 
nicht die Geſetze Anderes vorſchreiben, aufſchiebende Wirkung. Verfügungen, 
Beſcheide und Beſchlüſſe können jedoch, auch wenn dieſelben mit der Beſchwerde 
oder mit der Klage beziehungsweiſe dem Antrag auf mündliche Verhandlung im 
Verwaltungsſtreitverfahren angefochten ſind, zur Ausführung gebracht werden, 
ſofern letztere nach dem Ermeſſen der Behörde ohne Nachtheil für das Gemein- 
weſen nicht ausgeſetzt bleiben kann, vorbehaltlich der Beſtimmung im $. 133 
Abſatz 3 dieſes Geſetzes. 


$. 54. | 


Das Verfahren des Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſes und des Bezirksausſchuſſes 
in Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung iſt entweder das Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren oder das Beſchlußverfahren. 

Das Verwaltungsſt een tritt in allen Angelegenheiten ein, in 
welchen die Geſetze von cheidung in ſtreitigen Verwaltungsſachen oder 
von der Erledigung der Sie Kä im Streitverfahren oder durch Endurtheil 
oder von der Klage bei dem Kreisausſchuſſe, dem Bezirksausſchuſſe oder einem 
Verwaltungsgerichte ſprechen, und wo ſonſt dieſes Verfahren geſetzlich oer, 
geſchrieben iſt. 

In allen anderen Angelegenheiten iſt das Verfahren des Kreis: (Stadt-) 
Ausſchuſſes und des Bezirksausſchuſſes das Beſchlußverfahren. 

Das Oberverwaltungsgericht verfährt nur im Verwaltungsſtreitverfahren; 
der Provinzialrath nur im Beſchlußverfahren. 


§. 55. 


Der Vorfigende, des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes, des Bezirksausſchuſſes 
und des Provinzialraths beruft das Kollegium, leitet und beaufſichtigt den 


Geſchäftsgang und ſorgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. Er bereitet 
die Beſchlüſſe der Behörde vor und trägt für deren Ausführung Sorge. Er 
vertritt die Behörde nach außen, verhandelt Namens derſelben mit anderen Be— 
hörden und mit Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schrift— 
ſtücke Namens der Behörde. 
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F. 56. 


Soweit Geſchäftsgang und Verfahren des Kreis⸗ (Stadt⸗) Ausſchuſſes, 
des Bezirksausſchuſſes und des Provinzialraths nicht durch die nachſtehenden oder 
durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen geregelt ſind, werden dieſelben durch 


Regulative geordnet, welche der Miniſter des Innern erläßt. 
7 — 


$. 57. 


Die örtliche Zuſtändigkeit für das Verwaltungsſtreit⸗ und Beſchlußverfahren 

beſtimmt ſich, wie folgt: 

Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt: 

1) in Angelegenheiten, welche ſich auf Grundſtücke beziehen, die Behörde 
der belegenen Sache; 

2) in allen ſonſtigen Fällen die Behörde desjenigen Bezirks (Kreis, Re⸗ 
gierungsbezirk, Provinz), in welchem die Perſon wohnt oder die 
Korporation beziehungsweiſe öffentliche Behörde ihren Sitz hat, welche 
im Verwaltungsſtreitverfahren in Anſpruch genommen wird oder auf 
deren Angelegenheit fich die Beſchlußfaſſung bezieht. Wenn die Kon o 
ration oder öffentliche Behörde ihren Sitz außerhalb ihres räumlichen 
Bezirks hat, iſt diejenige Behörde zuſtändig, welcher dieſer Bezirk an⸗ 
gehört. Säi 

Bezüglich des Kommunalverbandes der Provinz Brandenburg 
iſt der Bezirksausſchuß zu Potsdam zuſtändig. 


$. 58. 
Sind die Grundſtücke in mehreren Bezirken belegen, oder iſt es zweifelhaft, 
zu welchem Bezirke ſie gehören, ſo wird die zuſtändige Behörde ap 
1) für das Verwaltungsſtreitverfahren durch den Bezirksausſchuß und, 
wenn die Grundſtücke in verſchiedenen Regierungsbezirken liegen, durch 
das Oberverwaltungsgericht, 
2) für das Ves deff n durch den Regierungspräſidenten, den Ober⸗ 
präſidenten oder den Miniſter des Innern, je nachdem die betreffenden 
Bezirke demſelben Regierungsbezirke, derſelben Provinz, aber ver⸗ 
ſchiedenen Regierungsbezirken, oder verſchiedenen Provinzen angehören, 
endgültig beſtimmt. 
Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Perſonen oder Korporationen, deren An⸗ 
gelegenheit den Gegenſtand der Entſcheidung oder Beſchlußfaſſung bildet, in 
mehreren Bezirken wohnen oder ihren Sitz haben. 
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$. 59. 

Iſt bei einer Angelegenheit, welche zur Zuftändigfeit des Kreis- (Stadt-) 
Ausſchuſſes gehört, die betreffende Kreiskorporation (Stadtgemeinde) als ſolche 
betheiligt, ſo wird 

1) für das Verwaltungsſtreitverfahren von dem Bezirksausſchuſſe und, 

wenn ein Stadtkreis betheiligt iſt, von dem Oberverwaltungsgerichte, 

2) für das Beſchlußverfahren von dem Regierungspräſidenten, für Berlin 

von dem Oberpräſidenten 
ein anderer Kreis- oder Stadtausſchuß mit der Entſcheidung oder Beſchlußfaſſung 
beauftragt. 
$. 60. 

Die Vollſtreckung im Verwaltungsſtreiwerfahren und im Beſchlußverfahren 
erfolgt im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. Die Vollſtreckung wird 
Namens der Behörde, welche in der erſten Inſtanz entſchieden beziehungsweiſe 
beſchloſſen hatte, von deren Vorſitzendem verfügt. Ueber Beſchwerden gegen die 
Verfügungen des Vorſitzenden entſcheidet die Behörde. Gegen die Entſcheidung 
der Behörde findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an die im Inſtanzen⸗ 
zuge zunächſt höhere Behörde ſtatt. 

Die Entſcheidung der letzteren iſt endgültig. 


II. Abſchnitt. 
Verwaltungsſtreitverfahren. 


1. Von der Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen. 


$. 61. 

Die Beſtimmungen der bürgerlichen Prozeßgeſetze über Ausſchließung und 
Ablehnung der Gerichtsperſonen finden für das Verwaltungsſtreitverfahren ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 

I Aus der innerhalb feiner Zuſtändigkeit geübten amtlichen Thätigkeit des 
\ Landraths beziehungsweiſe des Regierungspräſidenten darf kein Grund zur Ab⸗ 


N 


\ 


$. 62. 


Ueber das Ablehnungsgeſuch beſchließt das Gericht, welchem der Abgelehnte 
angehört, und wenn der Voxſitzende des Kreis- (Stadt) oder Bezirksausſchuſſes 
abgelehnt werden ſoll, das nächſt höhere Gericht. 

Der Beſchluß, durch welchen das Geſuch für begründet erklärt wird, iſt 
endgültig. Wird das Geſuch für unbegründet erklärt, ſo ſteht der mit demſelben 
zurückgewieſenen Partei innerhab zwei Wochen die Beſchwerde an das im In— 
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ſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht zu. Das letztere entſcheidet endgültig. Die 
Verhandlung über die Ablehnung erfolgt in nicht öffentlicher Sitzung. 

Das im Inſtanzenzuge zunächſt vorgeſetzte Gericht entſcheidet desgleichen 
endgültig und beſtimmt das zuſtändige Gericht, wenn das Gericht, dem das 
ausgeſchloſſene oder abgelehnte Mitglied angehört, bei deſſen Ausſcheiden beſchluß— 
unfähig wird. 5 

2. Von dem Verfahren in erſter Inſtanz. 


$. 63. 

Die Klage iſt bei dem zuſtändigen Gericht ſchriftlich einzureichen. Die 
Klage beim Kreisausſchuſſe kann zu Protokoll erklärt werden. In der Klage iſt 
ein beſtimmter Antrag zu ſtellen, und ſind die Perſon des Beklagten, der 
Gegenſtand des Anſpruchs, ſowie die den Antrag begründenden Thatſachen genau 
zu bezeichnen. Ce 


Stellt ſich der erhobene Anſpruch ſofort als rechtlich unzuläſſig oder un⸗ 
begründet heraus, ſo kann die Klage ohne Weiteres durch. ei it Gründen 
verſehenen Beſcheid zurückgewieſen werden. 

Scheint der erhobene Anſpruch dagegen rechtlich begründet, ſo kann dem 
Beklagten ohne Weiteres durch einen mit Gründen verſehenen Beſcheid die 
Klaglosſtellung des Klägers aufgegeben werden. 

Namens des Kreisausſchuſſes ſteht auch dem Vorſitzenden deſſelben, Namens 


des eder ele auch dem Vorſitzenden im Einverſtändniß mit den ernannten 


Mitgliedern der Erläß eines ſolchen Beſcheides zu. — 
In dem Beſcheide iſt den Parteien zu eröffnen, daß fie ‚befugt ſeien, inner- 
halb zwei Wochen, vom Tage der Zuſtellung ab, entweder die Anberaumung der 
mündlichen Verhandlung zu beantragen bie] dasjenige Rechtsmittel einzulegen, 
welches zuläſſig wäre, wenn der Beſcheid als Entſcheidung des Kollegiums er⸗ 
gangen wäre. 
Wird mündliche Verhandlung beantragt, ſo muß dieſelbe zunächſt ſtattfinden. 
Hat einer der Betheiligten mündliche Verhandlung beantragt, ein anderer, 


das Rechtsmittel eingelegt, ſo wird nur dem Antrag auf mündliche Verhandlung 


ſtattgegeben. 
Wird weder mündliche Verhandlung beantragt, noch das Rechtsmittel ein- 
gelegt, ſo gilt der Beſcheid als endgültiges Urtheil. 


1 $. 65. 

Wird ein Beſcheid nach den Beſtimmungen des $. 64 nicht erlaſſen) fo iſt 
die Klage dem Beklagten mit der Aufforderung zuzufertigen, ſeine Gegenerklärung 
innerhalb einer beſtimmten, von einer bis zu vier Wochen zu GE Friſt 
jchriftlich einzureichen. Wenn das Verfahren bei dem Kreisausſchuſſe anhängig 
iſt, ſo kann die Gegenerklärung auch zu Protokoll erklärt werden. 
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o Die Friſt kann in nicht ſchleunigen Sachen der Regel nach nicht über 

zwei Wochen verlängert werden. Die Gegenerklärung des Beklagten wird dem 
| Kläger zugefertigt. 

$. 66. 
Allen Schriftſtücken find die als Beweismittel in Bezug genommenen 

Urkunden im Original oder in Abſchrift beizufügen. Von allen Schriftſtücken 
| und deren Anlagen find Duplikate einzureichen. 
| Das Gericht kann geeigneten Falls geſtatten, daß ſtatt der Einreichung von 
| Duplikaten die Anlagen ſelbſt zur Einſicht der Betheiligten in feinem Gejchäfts- 
| lokale offen gelegt werden. 
| 


$. 67. 

Iſt weder vom Kläger noch vom Beklagten die Anberaumung der münd⸗ 
lichen Verhandlung ausdrücklich verlangt, ſo kann das Gericht auch ohne ſolche 
Verhandlung ſchon auf Grund der Erklärung der Parteien ſeine Entſcheidung in 
der Form eines mit Gründen verſehenen Beſcheides fällen. Dabei gelten die 
Beſtimmungen der Abſätze 4 bis 7 des S. 64. 


$. 68. 


Hat dagegen auch nur eine Partei die Anberaumung der mündlichen Ver⸗ 
handlung gefordert aber erachtet das Gericht eine ſolche für erforderlich, ſo werden 
die Parteien zur mündlichen Verhandlung unter der Verwarnung geladen, daß 
beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde entſchieden werden. 

Dias Gericht kann zur Aufklärung des Sachverhältniſſes das perſönliche 
| Erſcheinen einer Partei anordnen. | 

Den Parteien ſteht es frei, ihre Erklärungen, auch ohne dazu beſonders 
aufgefordert zu ſein, vor dem Termine ſchriftlich einzureichen und zu ergänzen. 
Das Duplikat ſolcher Erklärungen iſt der Gegenpartei zuzufertigen. Kann dies 
nicht mehr vor dem Termine zur mündlichen Verhandlung bewirkt werden, jo 
iſt der weſentliche Inhalt der Erklärungen in dieſer Verhandlung mitzutheilen. 


§. 69. 
Wo die Geſetze zur Einleitung des Verwaltungsſtreitverfahrens ſtatt der 
\ IN Klage) den Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren 
geben, erfolgt auf den Antrag ohne Weiteres die Vorladung der Parteien zur 
mündlichen Verhandlung. H 
Der Antrag muß Alles enthalten, was nach 9. 63 für den Klageantrag 
erfordert wird, ſoweit daſſelbe nicht aus den Vorverhandlungen bei der Behörde 


ſich ergiebt. 
Sëch, 27 Be 


Das Gericht kann auf Antrag oder von Amtswegen ud e 
deren Intereſſe durch die zu erlaſſende Entſcheidung berührt wird, verfügen. Die 
Entſcheidung iſt in dieſem Falle auch den Beigeladenen gegenüber gültig. 
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In der mündlichen Verhandlung find die Parteien oder ihre mit Vollmacht 
verſehenen Vertreter zu hören. 

Dieſelben können ihre thatſächlichen oder rechtlichen Anführungen ergänzen 
oder berichtigen und die Klage abändern, infofern durch die Abänderung nach 
dem Ermeſſen des Gerichts das Vertheidigüngsrecht der Gegenpartei nicht ger 
ſchmälert eine erhebliche Verzögerung des Verfahrens nicht herbeigeführt 
wird. Sie haben ſämmtliche Beweismittel anzugeben und, ſoweit dies nicht 
bereits geſchehen, die ſchriftlichen ihnen zu Gebote ſtehenden Beweismittel vor⸗ 
zulegen; auch können von ihnen Zeugen zur Vernehmung vorgeführt werden. 

Der muscle des Gerichts hat dahin zu wirken, daß der Sachverhalt 
vollſtändig aufgeklärt und die ſachdienlichen Anträge von den Parteien geſtellt 
werden. ch 

Er kann einem Mitgliede des Gerichts geſtatten, das Fragerecht auszuüben. 

Eine Frage iſt zu ſtellen, wenn das Gericht dieſe für angemeſſen erachtet. 


$. 72. 

Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentli 

Die Oeffenklichkeit kann durch einen öffentlich zu verkündigen en Beſchluß 
ausgeſchloſſen werden, wenn das Gericht dies aus Gründen des öffentlichen Wohls 
oder der Sittlichkeit für angemeſſen erachtet. 

Der Vorſitzende kann aus der öffentlichen Sitzung jeden Zuhörer entfernen 
laſſen, der Zeichen des Beifalls oder des Mißfallens giebt oder Störung irgend 
einer Art verurſacht. 

Parteien, Zeugen, Sachverſtändige, welche den zur Aufrechthaltung der 
Ordnung erlaſſenen Befehlen des Vorſitzenden nicht gehorchen, können auf Be⸗ 
ſchluß des Gerichts aus dem Sitzungszimmer entfernt werden. Gegen die bei 
der Verhandlung betheiligten Perſonen wird ſodann in gleicher Weiſe verfahren, 
wie wenn ſie ſich freiwillig entfernt hätten. 


$. 73. 

Die Parteien ſind in der Wahl der von ihnen zu beſtellenden Bevoll- 
mächtigten nicht beſchränkt. 

Das Gericht kann Vertreter, welche, ohne Rechtsanwalte zu ſein, die Ver⸗ 
tretung vor dem Gerichte geſchäftsmäßig betreiben, zurückweiſen. Eine Anfechtung 
dieſer Anordnung findet nicht ſtatt. 

Gemeindevorſteher, welche als ſolche legitimirt ſind, bedürfen zur Vertretung 
ihrer Gemeinden einer beſonderen Vollmacht nicht. 


$. 74. 


Liegt einer öffentlichen Behörde als Partei die Wahrnehmung des öffent⸗ 
lichen Intereſſes ob, ſo kann auf deren Antrag der Regierungspräſident für die 
(Nr. 8951.) Er SE 
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mündliche Verhandlung vor dem Bezirksausſchuſſe, und der Reſſortminiſter für 
die mündliche Verhandlung vor dem Oberverwaltungsgerichte einen Kommiſſar 
zur Vertretung der Behörde beſtellen. 

Der Regierungspräſident beziehungsweiſe der Reſſortminiſter kann in ge⸗ 
eigneten Fällen auch ohne Antrag einer Partei einen beſonderen Kommiſſar zur 
Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes für die mündliche Verhandlung beſtellen. 
Der Kommiſſar iſt vor Erlaß des Endurtheils mit ſeinen Ausführungen und An— 
trägen zu hören, zur Einlegung von Rechtsmitteln aber nicht befugt. ? 

Der Vorſitzende des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes beziehungsweiſe des Be— 
zirksausſchuſſes und der Reſſortminiſter hat behufs der erforderlichen Wahrnehmung 
des öffentlichen Intereſſes einen Kommiſſar zu beſtellen, wenn das Geſetz die 
öffentliche Behörde, welche die Rolle des Klägers oder des Beklagten wahr— 
zunehmen hat, nicht bezeichnet. 

$. 75. 


N Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereidigten 

Aten Das Protokoll muß die weſentlichen Hergänge der Verhandlung 

enthalten. aſſelbe wird von dem Vorſitzenden und dem Protokollführer unter- 
zeichnet. 

$. 76. 

Das Gericht ift befugt — geeigneten Falls ſchon vor Anberaumung der 

mündlichen Verhandlung — Unterſuchungen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, 

Zeugen und Sachverſtändige zu laden und eidlich zu vernehmen überhaupt den 

angetretenen oder nach dem Ermeſſen des Gerichts erforderlichen Beweis in vollem 


§. N. 
Dias Gericht kann die Beweiserhebung durch eines ſeiner Mitglieder oder 
erforderlichen Falls durch eine zu dem Ende zu erſuchende ſonſtige Behörde bewirken 
laſſen. Es kann verordnen, daß die Beweiserhebung in der mündlichen Ver— 
handlung ſtattfinden ſoll. 

Die Beweisverhandlungen ſind unter Zuziehung eines vereidigten oder von 
der betreffenden Behörde durch Handſchlag zu verpflichtenden Protokollführers 
aufzunehmen; die Parteien ſind zu denſelben zu laden. 


$. 78. 

Hinſichtlich der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger ver- 
nehmen zu laſſen, ſowie hinſichtlich der im Falle des Ungehorſams zu verhängenden 
Strafen kommen die Beſtimmungen der bürgerlichen Prozeßgeſetze mit der Maß⸗ 
gabe zur Anwendung, daß im Falle des Ungehorſams di zu erkennende Geldbuße 
den Betrag von Einhundertfünfzig Mark nicht überſteigen darf. 

Gegen die eine Strafe oder die Nichtverpflichtung des Zeugen oder God, 
verſtändigen ausſprechende Entſcheidung ſteht den Betheiligten innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an das im Inſtanzenzuge zunächſt vorgeſetzte Gericht, gegen 
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die in zweiter Inſtanz ergangene Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes die weitere 
Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zu. 


. 

Das Gericht hat nach ſeiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Ver⸗ 
handlungen und Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung zu entſcheiden. Beim Aus⸗ 
bleiben der betreffenden Partei oder in Ermangelung einer Erklärung derſelben 
können die von der Gegenpartei vorgebrachten Thatſachen für zugeſtanden erachtet 
werden. Die Entſcheidungen dürfen nur die zum Streitverfahren vorgeladenen 
Parteien und die in demſelben erhobenen Anſprüche betreffen. 


F. 80. 


Die Entſcheidung kann ohne vorgängige Anberaumung einer mündlichen 
Verhandlung erlaſſen werden, wenn beide Theile auf eine ſolche ausdrücklich ver: 
zichtet haben. 

F. 81. 

Die Verkündigung der Entſcheidung erfolgt der Regel nach in öffentlicher 
Sitzung des Gerichts. Eine mit Gründen verſehene Ausfertigung der Entſcheidung 
iſt den Parteien und, ſofern ein beſonderer Kommiſſar zur Wahrnehmung des 
öffentlichen Intereſſes beſtellt war (F 74 Abſatz 2), gleichzeitig auch dieſem zuzu— 
ſtellen. Die Zustellung genügt, wenn die Verkündigung in öffentlicher Sitzung 
nicht erfolgt iſt. 


3. Von dem Verfahren in den weiteren Inſtanzen und von der Wiederaufnahme 
des Verfahrens. 


§. 82. 

Gegen die in ſtreitigen Verwaltungsſachen ergangenen Endurtheile der 
Kreisalisſchtiſſe und gegen die Beſcheide in den Fällen der $$. 64 und | cht, 
ſoweit nicht gemäß beſonderer geſetzlicher Vorſchrift dieſe Urtheile endgültig oder 
die gegen dieſelben ſtattfindenden Rechtsmittel in abweichender Weiſe geregelt ſind, 
den Parteien und aus Gründen des öffentlichen Intereſſes dem Vorfigenden des 


Kreisausſchuſſes die Berufung an den Bezirksausſchuß zu. 
Will der Vorſitzende STE gegen eine Entſcheidung des letzteren 


die Berufung einlegen, ſo hat er dies ſofort zu erklären. Die Verkündigung der 
Entſcheidung bleibt in dieſem Falle einſtweilen, jedoch ee drei Tage aus⸗ 
geſetz. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß im öffentlichen Intereſſe die Be⸗ 
rufung eingelegt worden ſei. Iſt die Verkündigung ohne dieſe Eröffnung erfolgt, 


ſo findet die Berufung im öffentlichen Intereſſe nicht mehr ftatt. Die Gründe 


der Berufung find den Parteien zur ſchriftlichen Erklärung innerhalb der im 
F. 86 gedachten Friſt mitzutheilen. Nach Ablauf der Friſt find die Verhand- 
lungen dem Bezirksausſchuſſe einzureichen und die Parteien hiervon zu be 
nachrichtigen. 

(Nr. 8951.) 
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$. 83. 
Gegen die in ftreitigen Verwaltungsſachen in erſter Inſtanz ergangenen 
Endurtheile der Bezirksgusſchüſſe und gegen die Beſcheide in den Fällen der 
64 und 67 ſteht, ſoweit nicht gemäß beſonderer geſetzlicher Vorſchrift dieſe 
Urtheile endgültig oder die gegen dieſelben ſtattfindenden Rechtsmittel in ab- 


weichender Weiſe geregelt ſind, den Parteien und aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes dem Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes die Berufung an das Ober 


verwaltungsgericht zu. 
1} Ze ht der Berufung des Vorſitzenden findet in den Formen ſtatt, 
welche in F. 82 Abſatz 2 vorgeſchrieben find. 


$. 84. 


Die Vertretung der aus Gründen des öffentlichen Intereſſes von dem 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes oder des Bezirksausſchuſſes eingelegten Berufung 
erfolgt vor dem Bezirksausſchuſſe durch den von dem Regierungspräſidenten, vor 


dem Oberverwaltungsgerichte durch den von dem Reſſortminiſter zu beſtellenden 
Kommiſſar 


$. 85. 


Die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt vorbehaltlich der Be: 
ſtimmungen der $$. 82 Abſatz 2, 83 Abſatz 2 und 157 dieſes Geſetzes zwei 
Wochen. a 
$. 86. 


Innerhalb der in F. 85 gedachten Friſt iſt, bei Verluſt des Rechts- 
mittels, die Berufung bei dem Gerichte, gegen deffen Entſcheidung dieſelbe gerichtet 
iſt, ſchriftlich anzumelden und zu rechtfertigen. 

Das Gericht prüft, ob die Anmeldung rechtzeitig erfolgt iſt. Iſt dies der 
Fall, ſo wird die Berufungsſchrift mit ihren Anlagen der Gegenpartei zur fehrift- 
lichen Gegenerklärung innerhalb einer beſtimmten, von einer bis zu vier Wochen 
zu bemeſſenden Friſt zugefertigt. 

Zur Rechtfertigung der Berufung, ſowie zur Gegenerklärung kann in nicht 
ſchleunigen Sachen eine angemeſſene, der Regel nach nicht über zwei Wochen zu 
erſtreckende Nachfriſt gewährt werden. 

Iſt die 1110 verſäumt, ſo iſt die Berufung ohne Weiteres durch einen 
mit Gründen verſehenen Beſcheid zurückzuweiſen. Namens des Kreisausſchuſſes 
ſteht auch dem Vorſitzenden, Namens des Bezirksausſchuſſes dem Vorſitzenden im 
Einverſtändniß mit den ernannten Mitgliedern der Erlaß eines ſolchen Beſcheides 
zu. In demſelben iſt dem Berufungskläger zu eröffnen, daß ihm innerhalb zwei 
Wochen vom Tage der Zuſtellung ab die Beſchwerde an das Berufungsgericht 
zuſtehe, widrigenfalls es bei dem Beſcheide ve € 
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§. 87. 
Der Berufungsbeklagte kann ſich der Berufung anſchließen, ſelbſt wenn 
die Berufungsfriſt verſtrichen iſt. 
$. 88. 
Nach Ablauf der Friſt find die Verhandlungen dem Berufungsgerichte 
einzureichen. Die Parteien find hiervon unter abſchriftlicher Mittheilung der ein- 
gegangenen Gegenerklärungen zu benachrichtigen. 


$. 89. 


Bezüglich der von einer Partei eingelegten Berufung findet die Beſtimmung 
des $. 67 für das Berufungsgericht entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, 
daß gegen den Beſcheid nur der Antrag auf mündliche Verhandlung zuläſſig iſt. 

Die Abänderung der durch Berufung angefochtenen Entſcheidung findet 
nur nach vorgängiger Anberaumung der mündlichen Verhandlung ſtatt. 


F. 90. 


Die Ladung der Parteien zur mündlichen Verhandlung erfolgt unter der 
Verwarnung, daß beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde entſchieden 
werden. In gleicher Weiſe erfolgt in den Fällen der Berufung aus Gründen 
des öffentlichen Intereſſes die Ladung des zur Vertretung deſſelben beſtellten 
Kommiſſars. 

Das Gericht kann zur Aufklärung des Sachverhältniſſes das perſönliche 
Erſcheinen einer Partei anordnen. 


. 91. 


Iſt die Berufung von dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes oder des 
Bezirksausſchuſſes aus Gründen des öffentlichen Intereſſes eingelegt, ſo entſcheidet 


| 


das Berufungsgericht zunächſt über die Vorfrage, ob das öffentliche Intereſſe für 
betheiligt zu erachten iſt. Wird die Vorfrage verneint, ſo weiſt das Berufungs⸗ 
gericht, ohne im Uebrigen in die Sache ſelbſt einzutreten, die Berufung als un⸗ 


ſtatthaft zurück. 
§. 92. 

Die $$. 66, 70, 71 — mit Ausſchluß der Beſtimmungen über die Ab— 
änderung der Klage — $$. 72 bis 81 find auch für das Verfahren in der 
Berufungsinſtanz maßgebend. 

Die Zufertigung der Ser erfolgt durch Vermittelung desjenigen 
Gerichts, gegen deſſen Entſcheidung die Berufung eingelegt worden war. 


$. 93. 


Gegen die von den Bezirksausſchüſſen in zweiter Inſtanz erlaſſenen np, 
urtheile ſteht, ſoweit nicht gemäß beſonderer geſetzlicher Vorſchrift dieſe Urtheile 
(Nr. 8951.) 
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endgültig oder die gegen dieſelben ftattfindenden Rechtsmittel in abweichender 
) Weiſe geregelt find, den Parteien das Rechtsmittel der Reviſion an das Ober | 
verwaltungsgericht zu. 
Soweit das Rechtsmittel der Reviſion überhaupt zugelaſſen iſt, ſteht 
daſſelbe aus Gründen des öffentlichen Intereſſes auch dem Vorſitzenden des Be 
zirksausſchuſſes zu. 


§. 94. 
Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden: 

1) daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf 
der unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere auch 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Tier, 
ordnungen beruhe; 

2) daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 


$. 95. 

Die Beſtimmungen des F. 66, des F. 71 — mit Ausſchluß der Beſtim⸗ 
mungen über die Abänderung der Klage — ſowie der $$. 72 bis 75, 80 und 
81, 82 Abſatz 2, 84 bis 90 ſind auch für die Friſt zur Einlegung und Recht⸗ 
fertigung der Reviſion, ſowie für das Verfahren in der Reviſionsinſtanz maßgebend. 

Die Anmeldung und Rechtfertigung der Reviſion hat bei demjenigen Ge- 
richte zu erfolgen, welches in erſter Inſtanz entſchieden hat. 


$. 96. 


In der Reviſionsſchrift ift anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung 
oder unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts oder worin die behaupteten 
Mängel des Verfahrens gefunden werden. 


$. 97. 


Das Oberverwaltungsgericht ift bei ſeiner Entſcheidung an diejenigen Gründe 
nicht gebunden, welche zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend gemacht 
worden ſind. 


$. 98. 
Erachtet das Oberverwaltungsgericht die Reviſion für begründet, fo hebt 
es die angefochtene Entſcheidung auf und entſcheidet in der Sache ſelbſt, wenn 
dieſe ſpruchreif erſcheint. Die Zufertigung der Entſcheidung erfolgt durch Ver— 
mittelung desjenigen Gerichts, welches in erſter Inſtanz entſchieden hat. 


$. 9. 


Iſt die Sache nicht ſpruchreif, fo weiſt das Oberverwaltungsgericht dieſelbe 
zur anderweitigen Entſcheidung an die dazu nach der Sachlage geeignete Inſtanz 
zurück und verordnet die Wiederholung oder Ergänzung des Verfahrens, ſoweit 
es nach ſeinem Ermeſſen mit einem weſentlichen Mangel behaftet iſt. 


E 


$. 100. 
Gegen die im Verwaltungsſtreitverfahren ergangenen, rechtskräftig gewordenen 


Endurtheile findet die Klage auf Wiederaufnahme des Verfahrens unter denſelben 
Vorausſetzungen, in demſelben Umfang und ii Ga beben Friſten ſtatt, 
wie nach den bürgerlichen. Prozeßgeſetzen die Nichtigkeitsklage beziehungsweiſe die 

eſtitutionsklage. Zuſtändig iſt ausſchließlich das Oberverwaltun 1 5 Er⸗ 
achtet das Oberverwaltungsgericht die Klage für begründet, J he t es die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung auf, verweiſt die Sache zur anderweitigen Entſcheidung 
an die dazu nach der Sachlage geeignete Inſtanz und verordnet die Wiederholung 
oder Ergänzung des Verfahrens, ſoweit daſſelbe von dem Anfechtüngsgrunde 
betroffen wird. 72 


$. 101. 

Das Gericht, an welches die Sache in den Fällen der $$. 99, 100 ge 
wieſen wird, hat bei dem weiteren Verfahren und bei der von ihm anderweitig 
zu treffenden Entſcheidung die in dem Aufhebungsbeſchluſſe des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts aufgeſtellten Grundſätze, ſowie in den Fällen des $. 100 die dem Auf⸗ 


hebungsbeſchluſſe zu Grunde gelegten thatſächlichen Feſtſtellungen als maßgebend 


zu betrachten. 
4. Von den Koſten des Verwaltungsſtreitverfahrens. 


F. 102. 
Das Verwaltungsſtreitverfahren iſt ſtempelfrei. 


$. 103. 


Dem unterliegenden Theile find die Koſten und die baaren Auslagen des 
Verfahrens, ſowie die erforderlichen baaren Auslagen des obſiegenden Theils 
zur Laſt zu legen. Die Gebühren eines Rechtsanwalts des obſiegenden Theils 
hat der unterliegende Theil nur inſoweit zu erſtatten, als dieſelben für Wahr⸗ 
nehmung der mündlichen Verhandlung vor dem Bezirksausſchuſſe oder dem 
Oberverwaltungsgerichte zu zahlen ſind. An baaren Auslagen für die perſönliche 
Wahrnehmung der mündlichen Verhandlung vor dem Bezirksausſchuſſe und dem 
Oberverwaltungsgerichte kann die obſiegende Partei nicht mehr in Anſpruch 
nehmen, als die geſetzlichen Gebühren eines ſie vertretenden Rechtsanwalts be⸗ 
tragen haben würden, es ſei denn, daß ihr perſönliches Erſcheinen von dem Ge⸗ 
richte angeordnet war. g 

Im Endurtheile iſt der Werth des Streitobjektes feſtzuſetzen. 

Die Gebühren der Rechtsanwalte beſtimmen ſich nach den für dieſelben 
bei den ordentlichen Gerichten geltenden Vorſchriften. 


$. 104. 


Die Koſten und baaren Auslagen bleiben dem obfiegenden Theile zur Laſt, 
ſoweit ſie durch ſein eigenes Verſchulden entſtanden ſind. 
Gef. Samml. 1883. (Nr. 8951.) 38 
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N | F. 105. 

d ; Die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ($$. 103, 104) kann nur gleich⸗ 
e zeitig mit der Entſcheidung in der Hauptſache durch Berufung oder R 

V ö AN angefochten werden. 

| 


d 
1 N $. 106. 
A An Koſten kommt ein Pauſchquantum zur Hebung, welches im Höchſt⸗ 
KN rt? betrage bei dem Kreisausſchuſſe und bei dem Bezirksausſchuſſe ſeehszig Mark, 
| er“ bei dem Oberverwaltungsgerichte einhundertfünfzig Mark nicht überfteigen darf. 
o Für die Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen gelten die in Civilprozeſſen 
; zur Anwendung kommenden Vorſchriften, für die Berechnung des Pauſchquantums 
We kann von den Miniftern der Finanzen und des Innern ein Tarif aufgeftellt werden. 


| $. 107. 

Die Erhebung des Pauſchquantums findet nicht ſtatt: 

1) wenn der unterliegende Theil eine öffentliche Behörde iſt, inſoweit die 

a angefochtene Verfügung oder Entſcheidung derſelben nicht lediglich die 

a Wahrung der Haushaltsintereſſen eines von der Behörde vertretenen 

N Kommunalverbandes zum Gegenſtande hatte; die baaren Auslagen des 

| Verfahrens und des obſiegenden Theils fallen demjenigen zur Laſt, 

N der nach gefeglicher Beſtimmung die Amtsunkoſten der Behörde zu 

, tragen bat; 

2) wenn die Entſcheidung ohne vorgängige mündliche Verhandlung et, 
folgt ift; 

\ 3) bei dem Kreisausſchuſſe in den Fällen der $$. 60 bis 62 des Geſetzes 

de: vom 8. März 1871, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über 

IR den Unterſtützungswohnſitz (Geſetz-Samml. S. 130); 


Ge 4) bei dem Bezirksausſchuſſe und bei dem Oberverwaltungsgerichte, ſoweit 

2 ) die Berufung oder die Reviſion von dem Vorſitzenden des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes beziehungsweiſe des Bezirksausſchuſſes eingelegt worden war; 

5) von denjenigen Perſonen, mit Ausnahme jedoch der Gemeinden in 
den die Verwaltung der Armenpflege betreffenden Angelegenheiten, denen 
nach den Reichs- oder Landesgeſetzen Gebührenfreiheit in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten zuſteht. 


8 $. 108. 
| 
| 


Die Koſten und baaren Auslagen des Verfahrens werden für jede Inftanz 
von dem Gerichte "Tam, bei dem die Sache ſelbſt anhängig geweſen ift. 

Die von der öbſiegenden Partei zur Erſtattung ſeitens des unterliegenden 
Theils liquidirten Auslagen werden für alle Inſtanzen von demjenigen Gerichte 
feſtgeſetzt, bei dem die Sache in erfier Inſtanz anhängig geweſen iſt. 


E, 1 en 


1 
Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß, gegen den in erſter Inſtanz 


ergangenen Feſtſetzungsbeſchluß des Bezirksausſchuſſes findet innerhalb gleicher 
Friſt die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 


F. 109. 


Dem unterliegenden Theile kann im Falle des beſcheinigten Unvermögens 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des F. 30 des Ausführungsgeſetzes zum 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetze vom 10. März 1879 (Geſetz-Samml. S. 145), 
oder wenn ſonſt ein beſonderer Anlaß dazu vorliegt, gänzliche oder theilweiſe 
Koſtenfreiheit beziehungsweiſe Stundung bewilligt werden. Gegen den das Geſuch 
ablehnenden Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die Be— 
ſchwerde an den Bezirksausſchuß, gegen den in erſter Inſtanz ergangenen ab⸗ 
lehnenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 


5. Schlußbeſtimmungen für das Verwaltungsſtreitverfahren. 


| $. 110. 
Auf Beſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens bei den Kreis⸗ und 
get Gegenſtande haben, entſcheidet das im Inſtanzenzuge 
zunächſt höhere Gericht endgültig. 


g. 111. 


Alle Beſchwerden find innerhalb der für dieſelben vorgeſchriebenen Friſt bei 
dem Gerichte, gegen deſſen Entſcheidung ſie gerichtet ſind, einzulegen. 

Das Gericht verfährt bei Verſäumung der vorgeſchriebenen Friſt nach Be— 
ſtimmung des Schlußabſatzes des $. 86. 

Für das angerufene Gericht kommt F. 64 zur Anwendung; an die Stelle 
des Antrags auf Anberaumung der mündlichen Verhandlung beziehungsweiſe 
E Einlegung des Rechtsmittels tritt der Antrag auf Entſcheidung durch das 

ericht. 

Wird die Beſchwerde der Vorſchrift des erſten Abſatzes zuwider innerhalb 
der geſetzlichen Friſt bei demjenigen Gericht angebracht, welches zur Entſcheidung 
darüber zuſtändig iſt, ſo gilt die Friſt als gewahrt. Die Beſchwerde iſt in 
ſolchen Fällen von dem angerufenen Gerichte zur weiteren Veranlaſſung an das⸗ 
jenige Gericht abzugeben, gegen deſſen Beſchluß ſie gerichtet iſt. 


(Nr. 8951.) 
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erklärt, ſo entſcheidet auf Grund der ſchriftlichen Erklärungen der über ihre 
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dem gegenwärtigen Geſetze oder die in den Geſetzen für Anſtellung der Klage 
beziehungsweiſe für den Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren vorgeſchriebenen Friſten einzuhalten. Als unabwendbarer Zufall iſt 
es anzuſehen, wenn der Antragſteller von einer Zuſtellung ohne ſein Verſchulden 


!keine Kenntniß erlangt hat. Ueber den Antrag entſcheidet das Gericht, dem die 


Entſcheidung über die verſäumte Streithandlung zuſteht. Die verſäumte Streit⸗ 
handlung iſt, unter Anführung der Thatſachen, mittelſt deren der Antrag auf 


„ Wiedereinfegung begründet werden ſoll, ſowie der Beweismittel, innerhalb zwei 


Wochen nachzuholen, der Lauf dieſer Friſt beginnt mit dem Ablauf des Tages, 
mit welchem das Hinderniß gehoben iſt. Nach Ablauf eines Jahres, von dem 
Ende der verſäumten Friſt an gerechnet, findet die Nachholung der verſäumten 
Streithandlung beziehungsweiſe der Antrag auf Wiedereinſetzung nicht mehr ſtatt. 
Die durch Erörterung des Antrags auf Wiedereinſetzung entſtehenden baaren 
Auslagen trägt in allen Fällen der Antragſteller. 


$. 113. 


Die Central- und die Provinzialverwaltungsbehörden find auch für die im 
Verwaltungsſtreitverfahren zu verhandelnden Angelegenheiten zur Erhebung des 
Kompetenzkonflikts befugt. 

Die Erhebung des Kompetenzkonflikts auf Grund der Behauptung, daß 
in einer im Verwaltungsſtreitverfahren anhängig gemachten Sache eine andere 
Verwaltungsbehörde zuſtändig ſei, findet nicht ſtatt. 

Die zur Entſcheidung im Verwaltungsſtreitwerfahren berufenen Behörden 
haben ihre Zuſtändigkeit von Amtswegen wahrzunehmen. 

Wird von einer Partei in erſter Inſtanz die Einrede der Unzuſtändigkeit 
erhoben, jo kann über dieſelbe vorab entſchieden werden. 

Haben nch in derſelben Sache die zur Entſcheidung im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren berufene Behörde und eine andere Verwaltungsbehörde für zuſtändig 


Kompetenz ſtreitenden Behörden und nach Anhörung der Parteien in mündlicher 


Verhandlung das u der Sac fr mf Das Gleiche gilt in dem Falle, wenn 
beide Theile ſich in der Sache für unzuſtändig erklärt haben. In beiden Fällen 
werden weder ein Koſtenpauſchquantum noch baare Auslagen erhoben. Ebenſo⸗ 
wenig findet eine Erſtattung der den Parteien erwachſenden Koſten ſtatt. 


$. 114. 


Die gemäß F. 11 des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
vom 27. Januar 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 77) dem Oberverwaltungsgerichte 


zuſtehenden Vorentſcheidungen erfolgen in dem durch den letzten Abſatz des §. 113 


A 


* 


dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen Verfahren, für welches im Uebrigen die Vorſchriften 


über das Verwaltungsſtreitverfahren entſprechende Anwendung finden. 


AR 


É 
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III. Abſchnitt. 
Beſchluß verfahren. 


$. 115. 


Betrifft der Gegenftand der Verhandlung einzelne Mitglieder der Behörde 
oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf- und abſteigender Linie oder bis 
zum dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen diefelben an der Berathung und 
Abſtimmung nicht theilnehmen. Ebenſowenig darf ein Mitglied bei der Berathung 
und Beſchlußfaſſung über ſolche Angelegenheiten mitwirken, in welchen es in 
anderer als öffentlicher Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben hat, oder als Geſchäfts⸗ 
führer, Beauftragter oder in anderer als öffentlicher Stellung thätig geweſen iſt. 


$. 116. 


Wird in Folge des gleichzeitigen Ausſcheidens mehrerer Mitglieder gemäß 
F. 115 die Behörde beſchlußunfähig, und kann die Beſchlußfähigkeit auch nicht 
durch Einberufung unbetheiligter Stellvertreter hergeſtellt werden, fo wird von 
dem Regierungspräſidenten beziehungsweiſe Oberpräſidenten oder Miniſter des 
Innern, je nachdem es ſich um einen Kreis (Stadt:) Ausſchuß, Bezirksausſchuß 
oder Provinzialrath handelt, ein anderer Kreis- oder Stadtausſchuß, Bezirks⸗ 
ausſchuß oder Provinzialrath mit der Beſchlußfaſſung beauftragt. 

Für den Stadtkreis Berlin ſteht die Beauftragung an Stelle des Regierungs⸗ 
präſidenten dem Oberpräſidenten zu. 


§. 117. 
Der Vorſitzende des Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſes iſt befugt, in Fällen, 


$ welche keinen Aufſchub zulaffen, oder in welchen das Sach- und Rechtsverhältniß 


klar liegt und die Zuſtimmung des Kollegiums nicht im Geſetz ausdrücklich als 


erforderlich bezeichnet iſt, Namens der Behörde Verfügungen zu erlaſſen und 


Beſcheide zu ertheilen. 

Die gleiche Befugniß ſteht dem Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes und des 
Provinzialraths mit der Maßgabe zu, daß ei d der durch Beſchwerde 
angefochtenen Beſchlüſſe des Kreis- (Stadt) Ausſchüſſes beziehungsweiſe des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes nur unter Zuziehung des Kollegiums erfolgen darf. f 

In den auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen erlaſſenen Verfügungen 
und Beſcheiden iſt den Betheiligten, ſofern deren Anträgen nicht ſtattgegeben 
wird, zu eröffnen, daß ſie befugt ſeien, innerhalb zwei Wochen auf Beſchluß— 
faſſung durch das Kollegium anzutragen oder dasjenige Rechtsmittel einzulegen, 
welches zuläffig wäre, wenn die Verfügung beziehungsweiſe der Beſcheid auf 
Beſchluß des Kollegiums erfolgt wäre. 

Wird auf Beſchlußfaſſung angetragen, ſo muß ſolche zunächſt erfolgen. 
Hat einer der Betheiligten auf Beſchlußfaſſung angetragen, ein anderer das 
Rechtsmittel eingelegt, ſo wird nur dem Antrag auf Beſchlußfaſſung ſtattgegeben. 

(Nr. 8951.) 
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Wird weder auf Beſchlußfaſſung angetragen, noch das Rechtsmittel eingelegt, ſo 
gilt die Verfügung beziehungsweiſe der Beſcheid als endgültiger Beſchluß. Für 
den Antrag auf Beſchlußfaſſung des Kollegiums finden die nach den $$. 52 und 53 
für die Beſchwerde geltenden Beſtimmungen Anwendung. 


Der Vorſitzende hat dem Kollegium von allen im Namen deſſelben erlaſſenen 
Verfügungen und ertheilten Beſcheiden nachträglich Mittheilung zu machen. 


118. 
An den Verhandlungen der Behörde können unter Zuſtimmung des 


Kollegiums techniſche Staats- oder Kommunalbeamte mit berathender Stimme 
theilnehmen. a m 


— $. 119. 


Die Behörden faſſen ihre Beſchlüſſe auf Grund der verhandelten Akten, 
ſofern nicht das Geſetz ausdrücklich mündliche Verhandlung vorſchreibt. 
d Die Behörden find befugt, auch in anderen, als in den im Geſetze aus— 


drücklich bezeichneten Angelegenheiten die Betheiligten beziehungsweiſe deren mit 
Vollmacht verſehene Vertreter behufs Aufklärung des Sachverhalts zur münd⸗ 


lichen Verhandlung vorzuladen. 
In Betreff der mündlichen Verhandlung finden im Uebrigen die Vor⸗ 
ſchriften der $$. 68, 71, 72, 73 und 75 ſinngemäße Anwendung. 


$. 120. 


Für die Erhebung und Würdigung des Beweiſes kommen die Vorſchriften 
der $$. 76 bis 79 ſinngemäß und mit der Maßgabe zur Anwendung, daß gegen 
den eine Strafe oder die Nichtverpflichtung eines Zeugen oder Sachverſtändigen 
ausſprechenden Beſchluß des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes den Betheiligten die 
Beſchwerde an den Bezirksausſchuß, gegen den in erſter oder zweiter Inſtanz er⸗ 
gangenen Beſchluß des letzteren oder des Provinzialraths innerhalb gleicher Friſt 
die Beſchwerde an das Oberverwaltungsgericht zuſteht. 


$. 121. 


Gegen die Beſchlüſſe des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes ſindet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß, gegen die in erſter Inſtanz er⸗ 
gehenden Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes innerhalb gleicher Friſt die Beſchwerde 


an den Provinzialrath ſtatt, ſofern nicht nach ausdrücklicher Vorſchrift des Geſetzes 


1) die Beſchlüſſe endgültig find, 


2) die Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde anderen Behörden übertragen iſt. 


Die auf Beſchwerden gefaßten Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes und die 
Beſchlüſſe des Provinzialraths find endgültig, ſofern nicht das Geſetz im Einzelnen 
anders beſtimmt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die nach Maßgabe der Geſetze 
von dem Landrathe unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes „von dem Regierungs⸗ 


präfidenten unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes, von dem Oberpräfidenten 
unter Zuſtimmung des Provinzialraths gefaßten Beſchlüſſe entsprechende An⸗ 
wendung. 
§. 122. 
Die Beſchwerde iſt in den Fällen des $. 121 bei derjenigen Behörde, 


gegen deren Beſchluß ſie gerichtet iſt, anzubringen. Der Vorſitzende prüft, ob 


das Rechtsmittel rechtzeitig angebracht iſt. 

Iſt die Friſt verſäumt, ſo weiſt der Vorſitzende das Rechtsmittel ohne 
Weiteres durch einen mit Gründen verſehenen Beſcheid zurück. In demſelben ift 
dem Beſchwerdeführer zu eröffnen, daß ihm innerhalb zwei Wochen die Be⸗ 
ſchwerde an diejenige Behörde zuſtehe, welche zur Beſchlußfaſſung in der Sache 
berufen iſt, widrigenfalls es bei dem Beſcheide verbleibe. 

Iſt die Friſt gewahrt, und iſt eine Gegenpartei vorhanden, ſo wird die 
Beſchwerdeſchrift mit ihren Anlagen zunächſt dieſer zur ſchriftlichen Gegenerklärung 
innerhalb zwei Wochen zugefertigt. Die Gegenpartei kann ſich dem Rechtsmittel 
anſchließen, ſelbſt wenn die Friſt verſtrichen iſt. 

Abſchrift der eingegangenen Gegenerklärung erhält der Beſchwerdeführer. 
Zur näheren Begründung der Beſchwerde, ſowie zur Gegenerklärung kann in 
nicht ſchleunigen Sachen eine angemeſſene, der Regel nach nicht über zwei 
Wochen zu erſtreckende Nachfriſt gewährt werden. Hierauf werden die Ver⸗ 
handlungen mittelſt Berichts derjenigen Behörde eingereicht, welcher die Beſchluß— 
faſſung über die Beſchwerde zuſteht. 

Wird die Beſchwerde der Vorſchrift des erſten Abſatzes zuwider innerhalb 
der geſetzlichen Friſt bei derjenigen Behörde angebracht, welche zur Beſchlußfaſſung 
darüber zuſtändig iſt, ſo gilt die Friſt als gewahrt. Die Beſchwerde iſt in 
ſolchen Fällen von der angerufenen Behörde zur weiteren Veranlaſſung on Die 
jenige Behörde abzugeben, gegen deren Biſchluß fie gerichtet iſt. 


$. 123. 
Die Einlegung der Beſchwerde ſteht in den Fällen des §. 121 aus Gründen 
des öffentlichen Intereſſes auch den Vorſitzenden der Behörden zu. 

Will der Vorſitzende von dieſer Befugniß Gebrauch machen, ſo hat er dies 
dem Kollegium ſofort mitzutheilen. 

Die Zuſtellung des Beſchluſſes bleib“ in dieſem Falle einſtweilen, jedoch 
längſtens drei Tage, ausgeſetzt. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß im öffent⸗ 
lichen Intereſſe die Beſchwerde eingelegt worden ſei. Iſt die Zuſtellung ohne 
dieſe Eröffnung erfolgt, ſo gilt die Beſchwerde als zurückgenommen. 

Die Gründe der Beſchwerde find den Betheiligten zur ſchriftlichen Er— 
klärung innerhalb zwei Wochen mitzutheilen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt ſind die Verhandlungen der Behörde einzureichen, 
welcher die Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde zuſteht. 

Eine vorläufige Vollſtreckung des mit der Beſchwerde angefochtenen Be— 
ſchluſſes ($. 53) iſt in dieſen Fällen ausgeſchloſſen. 

(Nr. 8951.) 
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$. 124. 

In dem Beſchlußverfahren wird ein Koſtenpauſchquantum nicht erhoben, 
ebenſowenig haben die Betheiligten ein Recht, den Erſatz ihrer baaten Auslagen 
zu fordern. 

Jedoch können die durch Anträge und unbegründete Einwendungen er, 
wachſenden Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige demjenigen zur Laſt gelegt 
werden, welcher den Antrag geſtellt beziehungsweiſe den Einwand erhoben hat. 

Die ſonſtigen Koſten und baaren Auslagen des Verfahrens fallen dem— 
jenigen zur Laſt, der nach geſetzlicher Beſtimmung die Amtsunkoſten der Behörde 
zu tragen hat. 

Bei den Vorſchriften der Gewerbeordnung behält es ſein Bewenden. 


$. 125. 


Ueber Beſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens und die Koſten be- 
treffen, beſchließt endgültig die in der Hauptſache zunächſt höhere Inſtanz. 


$. 126. 

Der Oberpräſident kann endgültige Beſchlüſſe des Provinzialraths, der 
Regierungspräſident endgültige Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes und der Landrath, 
beziehungsweiſe der Vorſitzende des Kreis-(Stadt-) Ausſchuſſes endgültige Beſchlüſſe 
dieſer Behörde mit aufſchiebender Wirkung anfechten, wenn die Beſchlüſſe die 
Befugniſſe der Behörde überſchreiten oder das beſtehende Recht, insbeſondere auch 
die von den Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen, ver⸗ 
letzen. Die Anfechtung erfolgt mittelſt Klage beim Oberverwaltungsgericht. 

Die Behörde, deren Beſchluß angefochten wird, iſt befugt, zur Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte in dem Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht einen 
beſonderen Vertreter zu wählen. 


Vierter Titel. 
Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen. 


§. 127. 
Gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreispolizeibehörden findet, foweit 
das Geſetz nicht ausdrücklich Anderes beſtimmt, die Beſchwerde ſtatt, und zwar: 
a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder 
einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis zu 
10 000 Einwohnern beträgt, an den Landrath und gegen deſſen Be⸗ 
ſcheid an den Regierungspräſidenten 


b) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden eines Stadtkreiſes, mit 
Ausnahme von Berlin, einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt mit 
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mehr als 10 000 Einwohnern, oder des Landraths an den Regierungs⸗ 
präſidenten, und gegen deſſen Beſcheid an den Oberpräſidenten; 
e) gegen ortspolizeiliche Verfügungen in Berlin an den Oberpräſidenten. 
Gegen den in letzter Inſtanz ergangenen Beſcheid des Regierungspräſidenten 
beziehungsweiſe des Oberpräſidenten findet die Klage bei dem Oberverwaltungs— 
gerichte ſtatt. 

Die Klgge kann nur darauf geſtützt werden, 

1) daß der angefochtene Beſcheid durch Nichtanwendung oder unrichtige 
Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere auch der von den 
Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen den 
Kläger in ſeinen Rechten verletze; 

2) daß die thatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſeien, welche die 
Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben würden. 

Die Prüfung der Geſetzmäßigkeit der angefochtenen polizeilichen Verfügung 

erſtreckt ſich auch auf diejenigen Fälle, in welchen bisher nach 


l F n 


zuläſſig war. 


$. 128. 

An Stelle der Beſchwerde in allen Fällen des §. 127 findet die Klage 

ſtatt und zwar: e „ 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder 
einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis 
zu 10 000 Einwohnern beträgt, bei dem Kreisausſchuſſe; 

b) gegen die Verfügungen des Landraths oder der Ortspolizeibehörden 
eines Stadtkreiſes oder einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt mit 

mehr als 10 000 Einwohnern bei dem Bezirksausſchuſſe. 

Die Klage kann nur auf die gleichen Behauptungen geſtützt werden, wie 

die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ($. 127 Abſatz 3 und 4). 


$. 129. 


Die Beſchwerde im Falle des §. 127 Abſatz 1 und die Klage im Falle 
des F. 128 find bei derjenigen Behörde anzubringen, gegen deren Verfügung fie 
gerichtet ſind. 

Die Behörde, bei welcher die Beſchwerde oder Klage angebracht iſt, hat 
dieſelbe an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber zu beſchließen oder zu 
entſcheiden hat. Der Beſchwerdeführer beziehungsweiſe Kläger iſt hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen. 

Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde und zur Anbringung der Klage 

egen die polizeiliche Verfügung, ſowie gegen den auf Beſchwerde ergangenen 
Veſched beträgt zwei Wochen. 
Gef. Samml. 1888. (Nr. 89510 39 


— 


a §. 2 des Ge. 
ſetzes vom 11. Mai 1842 (Geſetz⸗-Samml. S. 192) der ordentliche Rechtsweg 


Die Entſcheidung ift endgültig, unbeſchadet aller privatrechtlichen Verhältniſſe. | 
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Die Anbringung des einen Rechtsmittels ſchließt das andere aus. Iſt die 
Schrift, mittelſt deren das Rechtsmittel angebracht wird, nicht als Klage bezeichnet 
oder enthält dieſelbe nicht ausdrücklich den Antrag auf Entſcheidung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren, fo gilt dieſelbe als Beſchwerde. Bei gleichzeitiger An- 
bringung beider Rechtzmiteek ik nur der Beſchwerde Fortgang zu geben. Das 
hiernach unzuläſſigerweiſe angebrachte Rechtsmittel iſt durch Verfügung der im 
Abſatz 1 bezeichneten Behörde zurückzuweiſen. Gegen die zurückweiſende Verfügung 
findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an die zur Entſcheidung auf die 
Klage berufene Behörde ſtatt. 

Wird die Beſchwerde oder Klage der Vorſchrift des erſten Abſatzes zuwider 
innerhalb der geſetzlichen Friſt bei derjenigen Behörde angebracht, welche zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung oder Entſcheidung darüber zuſtändig iſt, fo gilt die Friſt als ge 
wahrt. Die Beſchwerde oder Klage iſt in ſolchen Fällen von der angerufenen 
Behörde zur weiteren Veranlaſſung an diejenige Behörde abzugeben, gegen deren 


Beſchluß ſie gerichtet iſt. 
$. 130. 


Gegen polizeiliche Verfügungen des Regierungspräſidenten findet innerhalb 
zwei Wochen die Beſchwerde an den Oberpräſidenten und gegen den vom Ober⸗ 
präſidenten auf die Beſchwerde erlaſſenen Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
$. 127 Abſatz 3 und 4 ſtatt. 

Gegen polizeiliche Verfügungen des Regierungspräſidenten in Sigmaringen 
findet innerhalb zwei Wochen unmittelbar die Klage bei dem Oberverwaltungs— 
gerichte ſtatt. 

Gegen die Landesverweiſung ſteht Perſonen, welche nicht Reichsangehörige 
ſind, die Klage nicht zu. 

$. 131. 

Der F. 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 (Geſetz-Samml. S. 192) findet 
auch Anwendung, wenn eine polizeiliche Verfügung im Verwaltungsſtreitverfahren 
durch rechtskräftiges Endurtheil aufgehoben worden iſt. 


Fünfter Titel. 
Zwangsbefugniſſe. 
$. 132. 
Der Megierungspräfident der Landrath, die Ortspolizeibehörde und der 
Vorſtand) ſind berechtigt, die von ihnen in Aus⸗ 
übung der obrigkeitlichen Gewalt getroffenen, durch ihre geſetzlichen Befugniſſe gerecht⸗ 
fertigten Anordnungen durch Anwendung folgender Zwangsmittel durchzuſetzen: 
1) Die Behörde hat, ſofern es thunlich iſt, die zu erzwingende Handlung durch 
einen Dritten ausführen zu laſſen und den vorläufig zu beſtimmenden 
Koſtenbekräg im Zwangswege von den Verpflichteten einzuziehen. 
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2) Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten geleiſtet 
werden, — oder ſteht es feſt, daß der Verpflichtete nicht im Stande 
iſt, die aus der Ausführung durch einen Dritten entſtehenden Koſten 
8 tragen, — oder ſoll eine Unterlaſſung erzwungen werden, ſo ſind die 

ehörden berechtigt, Geldſtrafen anzudrohen und feſtzuſetzen, und zwar: 

a) die Gemeinde- (Guts⸗) Vorſteher bis zur Höhe von fünf Mark; 

p) die Ortspolizeibehörden und die ſtädtiſchen Gemeinde⸗Vorſteher 

(Vorſtände) in einem Landkreiſe bis zur Höhe von ſechszig Mark; 

e) die Landräthe, ſowie die Polizeibehörden und Gemeinde-Vorſteher 

(Vorſtände) in einem Stadtkreiſe bis zur Höhe von einhundert⸗ 
fünfzig Mark; 

d) der Regierungspräſident bis zur Höhe von dreihundert Mark. 
Gleichzeitig iſt nach Maßgabe der $$. 28, 29 des Strafgeſetzbuchs für 
das Deutſche Reich die Dauer der Haft feſtzuſetzen, welche für den 
Fall des Unvermögens an die Stelle der Geldſtrafe treten ſoll. Der 
Höchſtbetrag dieſer Haft iſt 

in den Fällen zu a = Ein Tag, 

„ zg D „b Eine Woche, 

* e UK Zwei Wochen, 

u „» d= Vier Wochen. 
Der Ausführung durch einen Dritten (Nr. 1), ſowie der Feſtſetzung 
einer Strafe (Nr. 2) muß immer eine ſchriftliche Androhung vorher⸗ 
gehen; in Meier ift, ſofern eine Handlung erzwungen werden ſoll, die 
Friſt zu beſtimmen, innerhalb welcher die Ausführung gefordert wird. 

3) Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet werden, wenn die An⸗ 
ordnung ohne einen ſolchen unausführbar iſt. 


$. 133. 

Gegen die Androhung eines Zwangsmittels finden dieſelben Rechtsmittel ſtat „ 
wie gegen die Anordnungen, um deren Durchſetzung es ſich handelt. Die Rechtsmittel 
erſtrecken ſich zugleich auf dieſe Anordnungen, ſofern dieſelben nicht bereits Gegen⸗ 
ſtand eines beſonderen Beſchwerde- oder Verwaltungsſtreitverfahrens geworden ſind. 

Gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels findet in allen 
Fällen nur die Beſchwerde im Aufſichtswege innerhalb zwei Wochen ſtatt. 1 

Haftſtrafen, welche an Stelle einer Geldſtrafe nach §. 132 Nr. 2 It: 
geſetzt ſind, dürfen vor ergangener endgültiger Beſchlußfaſſung oder rechtskräftiger 
Entſcheidung auf das eingelegte Rechtsmittel beziehungsweiſe vor Ablauf der zur \ 
Einlegung deſſelben beſtimmten Friſt nicht vollſtreckt werden. h 


F. 134. 


Die Beſtimmungen des gegenwärtigen und des vierten Titels finden finn- 
gemäß Anwendung auf die beſonderen Beamten und Organe, welche zur Beauf— 
(Nr. 8951.) 39* 


We EE ER, KE E Lee ek e E Meute ER 


e: 9 al ae 
— 230 — 


ſichtigung der Fiſcherei vom Staate beſtellt find (§. 46 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874, Geſetz Samml. S. 197). 

Die Vorſchriften der $$. 127, 128 finden in den Fällen des F. 2 Abſatz 2 

des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes über die Abwehr und 

1 Unterdrückung von Viehſeuchen, vom 12. März 1881 (Geſetz-Samml. S. 128) 

2 keine Anwendung. 


. EE 


$. 135. 

Gegen die Androhung eines Zwangsmittels ſeitens der Kommiſſarien für 
die biſchöfliche Vermögensverwaltung (Geſetz vom 13. Februar 1878, Geſetz⸗ 
Samml. S. 87) findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Ober- 
präſidenten und gegen den von dem Oberpräſidenten auf die Beſchwerde erlaſſenen 
Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des $. 127 Abſatz 3 und 4 ſtatt. 

Gegen die Feſtſetzung und Ausführung des Zwangsmittels findet nur die 
Beſchwerde im Aufſichtswege innerhalb zwei Wochen ſtatt. 


Sechster Titel. 
Polizeiverordnungsrecht. 


$. 136. 

Soweit die Geſetze ausdrücklich auf den Erlaß beſonderer polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften (Verordnungen, Anordnungen, Reglements ꝛc.) durch die Centralbehörden f 
verweiſen, ſind die Miniſter befugt, innerhalb ihres Reſſorts dergleichen Vorſchriften | 
für den ganzen Umfang der Monarchie oder für einzelne Theile derſelben zu | 
erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung dieſer Vorſchriften Geldſtrafen bis zum 
Betrage von einhundert Mark anzudrohen. ’ 

Die gleiche Befugniß ſteht zu: | 

1) dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten in Betreff der Uebertretungen | 
2 der Vorſchriften der Eifenbahnpolizei-Neglements; 
KI 2) dem Miniſter für Handel und Gewerbe in Betreff der zur Regelung 
. der Strom⸗, Schifffahrts⸗ und Hafenpolizei zu erlaſſenden Vorſchriften, 

ſofern dieſelben ſich über das Gebiet einer einzelnen Provinz hinaus 
erſtrecken ſollen. 

Zum Erlaſſe der im $. 367 Nr. 5 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich gedachten Verordnungen ſind auch die zuſtändigen Miniſter befugt. 

F. 137. 

Der Oberpräfident iſt befugt, gemäß AR, 6, 12 und 15 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Samml. S. 265) beziehungs⸗ 
weiſe der $$. 6, 12 und 13 der Verordnung vom 20. September 1867 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1529) und des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 7. Januar 1870 
(Offizielles Wochenblatt S. 13) für mehrere Kreiſe, ſofern dieſelben verſchiedenen 
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Regierungsbezirken angehören, für mehr als einen Regierungsbezirk oder für den 
Umfang der ganzen Provinz gültige Polizeivorſchriften zu erlaſſen und gegen die 
re derſelben Geldſtrafen bis zum Betrage von ſechszig Mark an⸗ 
zudrohen. 

Die gleiche Befugniß ſteht dem Regierungspräſidenten für mehrere Kreiſe 
oder für den Umfang des ganzen Regierungsbezirks zu. 

Die Befugniß der Regierung zum Erlaſſe von Polizeivorſchriften wird 
aufgehoben. 

§. 138. 

Die Befugniß, Polizeivorſchriften über Gegenſtände der Strom-, Schiff⸗ 
fahrts- und Hafenpolizei zu erlaſſen, ſteht, vorbehaltlich der Beſtimmungen des 
§. 136 Abſatz 2 Nr. 2, ausſchließlich dem Regierungspräſidenten und, wenn die 
Vorſchriften ſich auf mehr als einen Regierungsbezirk oder auf die ganze Provinz 
erſtrecken ſollen, dem Oberpräſidenten, ſoweit aber mit der Verwaltung dieſer 
Zweige der Polizei beſondere, unmittelbar von dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe reſſortirende Behörden beauftragt ſind, den Letzteren zu. Die Be⸗ 
fugniß des Regierungspräſidenten erſtreckt ſich auch auf den Erlaß ſolcher Polizei⸗ 
vorſchriften für einzelne Kreiſe oder Theile derſelben. 

Für Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnungen können Geldſtrafen bis 
zu ſechszig Mark angedroht werden. 

Ba den Vorſchriften des Geſetzes vom 9. Mai 1853, betreffend die Er⸗ 
leichterung des Lootſenzwanges in den Häfen und Binnengewäſſern der Provinzen 
Preußen und Pommern (Geſetz-Samml. S. 216), behält es mit der Maßgabe 
ſein Bewenden, daß an die Stelle der Bezirksregierung der Regierungspräſident tritt. 


$. 139. 


Die gemäß $$. 137, 138 von dem Oberpräſidenten zu erlaſſenden Polizei⸗ 
vorſchriften bedürfen der Zuſtimmung des Provinzialraths, die von dem Regie⸗ 
rungspräſidenten zu erlaſſenden Polizeivorſchriften der Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes. In Fällen, welche keinen Aufſchub zulaſſen, iſt der Obeipräftdent 
ſowie der Regierungspräſident befugt, die Polizeivorſchrift vor Einholung der 
Zuſtimmung des Provinzialraths beziehungsweiſe des Bezirksausſchuſſes zu er⸗ 
laſſen. Wird dieſe Zuſtimmung nicht innerhalb drei Monaten nach dem Tage 
der Publikation der Polizeivorſchrift ertheilt, fo hat der Oberpräſident beziehungs- 
weiſe der Regierungspräſident die Vorſchrift außer Kraft zu ſetzen. 


RE : §. 140. 
Polizeivorſchriften der in den $$. 136, 137 und 138 bezeichneten Art 


ſind unter der Bezeichnung „Polizeiverordnung“ und unter Bezugnahme auf 
die Beſtimmungen des $. 136 beziehungsweiſe der $$. 137 oder 138, ſowie in 
den Fällen des F. 137 auf die in demſelben angezogenen geſetzlichen Beſtimmungen 


durch die Amtsblätter derjenigen Bezirke bekannt zu machen, in welchen dieſelben 
Geltung erlangen ſollen. PATER ag ged 
(Nr. 8951.) 
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$. 141. 


ft in einer gemäß $. 140 verkündeten Polizeiverordnung der Ee 
beftimmt, mit welchem dieſelbe in Kraft treten ſoll, jo ift der Anfang ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit nach dieſer Beſtimmung zu beurtheilen, enthält aber die verkündete Polizei⸗ 
verordnung eine ſolche Zeitbeſtimmung nicht, fo beginnt die Wirkſamkeit derſelben 
mit dem achten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem das be— 
treffende Stück des Amtsblatts, welches die Polizeiverordnung verkündet, aus- 
gegeben worden iſt. 
$. 142. 

Der Landrath iſt befugt, unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes nach Maß— 
gabe der Vorſchriften des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
beziehungsweiſe der Verordnung vom 20. September 1867 und des Lauen⸗ 
burgiſchen Geſetzes vom 7. Januar 1870 für mehrere Ortspolizeibezirke oder für 
den ganzen Umfang des Kreiſes gültige Polizeivorſchriften zu erlaſſen und gegen 
die Nichtbefolgung derſelben Geldſtrafen bis zum Betrage von dreißig Mark 
anzudrohen. 

§. 143. 

Ortspolizeiliche Vorſchriften ($$. 5 ff. des Geſetzes vom 11. März 1850 
beziehungsweiſe der Verordnung vom 20. September 1867 und des Lauen⸗ 
burgiſchen Geſetzes vom 7. Januar 1870), ſoweit ſie nicht zum Gebiete der 
Sicherheitspolizei gehören, bedürfen in Städten der Zuſtimmung des Gemeinde⸗ 
vorſtandes. Verſagt der Gemeindevorſtand die Zuſtimmung, ſo kann dieſelbe auf 
Antrag der Behörde durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden. 

In Fällen, welche keinen Aufſchub zulaſſen, iſt die Ortspolizeibehörde be 
fugt, die Polizeivorſchrift vor Einholung der Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes 
zu erlaſſen. Wird dieſe Zuſtimmung nicht innerhalb vier Wochen nach dem 
Tage der Publikation der Polizeivorſchrift ertheilt, ſo hat die Behörde die Vor— 
ſchrift außer Kraft zu ſetzen. 

§. 144. 

In Stadtkreiſen iſt die Ortspolizeibehörde befugt, gegen die Nichtbefolgung 
der von ihr erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften Geldſtrafen bis zum Betrage von 
dreißig Mark anzudrohen. Im Uebrigen ſteht die Ertheilung der Genehmigung 
zum Erlaſſe ortspolizeilicher Vorſchriften mit einer Strafandrohung bis zum Ze 
trage von dreißig Mark gemäß $. 5 der im F. 137 angezogenen Geſetze dem 
Regierungspräſidenten zu. 

Ingleichen hat der Regierungspräſident über die Art der Verkündigung 
orts⸗ und kreispolizeilicher Vorſchriften, ſowie uͤber die Form, von deren Be— 
obachtung die Gültigkeit derſelben abhängt, zu beſtimmen. 


$. 145 


5 Die Befugniß, orts- oder kreispolizeiliche Vorſchriften außer Kraft zu 


ſetzen, ſteht dem Regierungspräſidenten zu. Mit Ausnahme von Fällen, welche 


7 
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keinen Aufſchub zulaſſen, darf dieſe Befugniß nur unter Zuſtimmung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes ausgeübt werden. x 

Bei der Befugniß des Miniſters des Innern, jede (orts-, kreis-, bezirks⸗ 
oder provinzial-) polizeiliche Vorſchrift, ſoweit Geſetze nicht entgegenſtehen, außer 
Kraft zu ſetzen ($. 16 des Geſetzes vom 11. März 1850, F. 14 der Verordnung 
vom 20. September 1867 beziehungsweiſe des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 
7. Januar 1870), behält es mit der Maßgabe ſein Bewenden, daß dieſe Be⸗ 
fugniß hinſichtlich der Strom-, Schifffahrts⸗ und Hafenpolizeivorſchriften (§. 138) 
auf den Miniſter für Handel und Gewerbe übergeht. 


Siebenter Titel. 
Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


$. 146. 

Die Stellvertretung des Regierungspräſidenten bei der Regierung kann den 
gegenwärtig mit derſelben betrauten Ober-Regierungsräthen für die Dauer ihres 
Amtes belaſſen werden. 

$. 147. 

Beamte, welche bei der auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes eintretenden 
Umbildung der Verwaltungsbehörden nicht verwendet werden, bleiben während 
eines Zeitraumes von fünf Jahren zur Verfügung der zuſtändigen Miniſter und 
werden auf einem beſonderen Etat geführt. 

Diejenigen, welche während des fünfjährigen Zeitraumes eine etatsmäßige 
Anſtellung nicht erhalten, treten nach Ablauf deſſelben in den Ruheſtand. 


F. 148. 

Die zur Verfügung der Miniſter verbleibenden Beamten haben ſich nach 
der Anordnung derſelben der zeitweiligen Wahrnehmung ſolcher Aemter zu unter⸗ 
ziehen, zu deren dauernder Uebernahme ſie verpflichtet ſein würden. 8 

Erfolgt die Beſchäftigung außerhalb des Ortes ihrer letzten Anſtellung, ſo 
erhalten dieſelben die geſetzmäßigen Reiſekoſten und Tagegelder. 


$. 149. 


Die zur Verfügung der Miniſter verbleibenden Beamten erhalten während 
des im $. 147 bezeichneten fünfjährigen Zeitraumes, auch wenn fie während des⸗ 
ſelben dienſtunfähig werden, unverkürzt ihr bisheriges Dienſteinkommen und den 
Wohnungsgeldzuſchuß in dem bisherigen Betrage. 

Als Verkürzung im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die Gelegen- 
heit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird oder die Beziehung der für 
die 1 beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt 
wegfällt. 

An Stelle einer etatsmäßig gewährten freien Dienſtwohnung tritt eine 
Miethsentſchädigung nach der Servisklaſſe des Orts der letzten Anſtellung. 

(Nr. 8951.) 
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$. 150. 

Die nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraumes gemäß F. 147 Abſatz 2 in 
den Ruheſtand tretenden Beamten erhalten eine Penſion in der geſetzmäßigen 
Höhe mit der Maßgabe, daß die Penſion ohne Rückſicht auf die Dauer der 
Dienſtzeit auf ¼ des Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. 


F. 151. 


Den Verwaltungsbeamten, welche zu den im F. 2 des Geſetzes vom 
27. März 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 268) bezeichneten Beamten gehören, kann ein 
Wartegeld bis auf Höhe des geſetzmäßigen Penſionsbetrages gewährt werden. 


$. 152. 


Die bisherigen Bezirksverwaltungsgerichts-Direktoren übernehmen mit dem 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes am Sitze ihres bisherigen Amts das 
Amt des Verwaltungsgerichts⸗Direktors ($. 28). e 

Denſelben ift geſtattet, die bis dahin verwalteten nicht richterlichen Neben- 
ämter, auch ſofern mit denſelben eine Vergütung verbunden iſt, beizubehalten. 


$. 153. 


Die Bezirksräthe und die Bezirksverwaltungsgerichte werden aufgehoben. 
An deren Stelle treten die Bezirksausſchüſſe. 


§. 154. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1884, jedoch nur gleich⸗ 
zeitig mit dem Geſetze über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden, in Kraft, vorbehaltlich der Beſtimmungen des $. 155. 

Gleichzeitig treten das Geſetz über die Organiſation der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung vom 26. Juli 1880 (Geſetz⸗Samml. S. 291) und die $$. 1 bis 16 a, 
31 bis 87a und 89 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungs⸗ 
gerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren vom 2. Mga 1580 (Geſetz⸗Samml. 
1880 S. 328), außer Kraft. 

Auf die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes bereits anhängig gemachten 
Sachen finden in Beziehung auf die Zuſtändigkeit der Behörden, das Verfahren 
und die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel die Beſtimmungen der früheren Geſetze, jedoch 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Bezirksraths und des Bezirks⸗ 
verwaltungsgerichts der Bezirksausſchuß tritt. 


$. 155. 
In den Provinzen Poſen, Schl wi Do ein „Hannover, Heſſen⸗Naſſau, 


Weſtfalen und in der Rheinprovinz tritt das gegenwärtige Geſetz erſt in Kraft, 
je nachdem für dieſelben auf Grund beſonderer Geſetze neue Kreis⸗ und Provinzial⸗ 
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ordnungen erlaſſen fein werden. Der betreffende Zeitpunkt wird für jede Provinz 
durch Königliche Verordnung bekannt gemacht. . 
Die Geltung der Beſtimmungen des §. 16 und des $. 23 Abſatz 1 wird 
jedoch hierdurch nicht berührt. 
Inwieweit die Beſtimmungen der $$. 127 und 128 auf die ſelbſtſtändigen 
Städte in der Provinz Hannover Anwendung finden, bleibt der Kreisordnung 
für dieſe Provinz vorbehalten. 


$. 156. 

In jeder Provinz iſt noch vor dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes zur Bildung des Bezirksausſchuſſes in Gemäßheit der Vorſchriften des 
gegenwärtigen Geſetzes zu ſchreiten. 

§. 157 

Durch das gegenwärtige Geſetz werden nicht berührt: 

1) die Beſtimmungen der $$. 20, 21 der Gewerbeordnung vom 21. Jum 
1869 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 245); 

2) die Beſtimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die 
Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten ꝛc. (Geſetz-Samml. 
S. 463); dieſelben finden jedoch für das Verwaltungsſtreitverfahren 
mit folgenden Maßgaben Anwendung: die Entſcheidung erfolgt auf 
Grund mündlicher Verhandlung; das Gutachten des Disziplinarhofs 
iſt nicht einzuholen; das Disziplinarverfahren kann mit Rückſicht auf 
den Ausfall der Vorunterſuchung durch Beſchluß der in erſter Inſtanz 
zuſtändigen Behörde eingeſtellt werden; die Erhebung eines Koſtenpauſch⸗ 
quantums findet nicht jtatt; 

3) die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 

vom 6. Juni 1870 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 360). 


$. 158. 

Aufgehoben ſind: 

1) die $$. 40 bis 48, 50 bis 56 des Geſetzes vom 8. März 1871, be 
treffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz (Geſetz⸗Samml. ©. 130); 

2) die SS. 141 bis 163, 165 der Kreisordnung vom 13. Dezember 

1872 (Geſetz⸗Samml. S. 661), ſoweit fie das Verfahren in ſtreitigen 
Verwaltungsſachen zum Gegenſtande haben, ſowie die $$. 187 bis 198 
derſelben Kreisordnung; 

3) der fünfte Abſchnitt des zweiten Titels, ſowie die 58. 2 Abſatz 2 und 
126 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetz⸗Samml. 
S. 335) und die Titel I bis IV, ſowie die $$ 168, 169, 170 Nr. 2, 
4 und 5 und der $. 174 des Geſetzes vom 26. Juli 1876, betreffend 

Geſ. Samml. 1883. (Nr. 8951.) s 40 


d 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungsgerichts— 
behörden ꝛc. (Geſetz-Samml. S. 297). 
$. 159. 


Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes treten alle 
mit demſelben im Widerſpruche ſtehenden Beſtimmungen außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 30. Juli 1883. 


d. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 


Inhalt. 


Erſter Titel. Grundlagen der Organifation..... n §§. 1 bis 7. 
Zweiter Titel. Verwaltungsbehörden. 
I. Abſchnitt. Provinzialbehörde n SR. 8 bis 16. 
II. ‚ Bezirksbehörde nnn §§. 17 bis 35. 
BE Ee S. 36 bis 40. 
IV. ` Behörden für den Stadtkreis Berlin Ss 41 bis 47. 
V. - Stellung der Behörden ·pĩ OᷣTOU SF. 48 und 49. 
Dritter Titel. Verfahren. 
I. Abſchnitt. Allgemeine Vorschriften. e SS, 50 bis 60. 
II. - Berwaltungsftreitwerfahren „or -eereesnnnnnnnnnne 88. 61 bis 114. 
III. . Beſchlußverfahre nnn s$. 115 bis 126. 
Vierter Titel. Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen... $$. 127 bis 131. 
Fünfter Titel. Zwangsbefugniſſe ee §§. 132 bis 135. 
Sechster Titel. Polizeiverordnungsreche·ͤͤ—::·:·:- §§. 136 bis 145, 


Siebenter Titel. Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen .... SS 146 bis 159. 


— — — — — 


Re Gan EN Gan at Du ee KK ET at, TC Ee TE FP Te AE ENTENTE e, 


— 237 — 
(Nr. 8952.) Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs und Verwaltungsgerichtsbehörden. 
Vom 1. Auguſt 1883. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen 3 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, über die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden für den geſammten Umfang 
der Monarchie, was folgt: 


I. Titel. 
Angelegenheiten der Provinzen. 


i 85 15 
Gegen den auf die Reklamation eines Kreiſes wegen Vertheilung der 
Provinzialabgaben erlaſſenen Beſchluß des Provinzialausſchuſſes findet innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 
Der letzte Abſatz des $. 112 der Provinzialordnung für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 
29. Juni 1875 (Geſetz⸗Samml. 1881 S. 233) kommt in Wegfall. 


II. Titel. 
Angelegenheiten der Kreiſe. 


§. 2. 

In den Fällen der Veränderung der Kreisgrenzen und der Bildung neuer 
Kreiſe, ſowie des Ausſcheidens großer Städte aus dem Kreisverbande beſchließt 
der Bezirksausſchuß über die Auseinanderſetzung der betheiligten Kreiſe, vorbehaltlich 
der den letkeren gegen einander innerhalb zwei Wochen zustehenden Klage bei 
dem Bezirksausſchuſſe. H 


Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes, betreffend die Heranziehung 
oder die Veranlagung zu den Kreisabgaben, iſt nur das Rechtsmittel der Reviſion 
zuläſſig. 8 4 


Der zweite Abſatz des $. 180 der Kreisordnung für die Provinzen Oſt⸗ 
und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 13. De 
zember 1872 (Geſetz-Samml. 1881 S. 179) wird dahin geändert: 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten ſteht dem Kreiſe innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. i 

Zur Ausführung der Rechte des Kreiſes kann der Kreistag einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. 
(Nr. 8952.) 40* 
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III. Titel. 
Angelegenheiten der Amtsverbaͤnde. 


. 

Der erſte Abſatz des §. 55 der Kreisordnung für die Provinzen Oft- und 
Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 13. De 
zember 1872 (Geſetz-Samml. 1881 S. 179) wird dahin abgeändert: 

Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Amtsverbände wird unbeſchadet der vorſtehenden Beſtimmungen in erſter Inſtanz 
von dem Landrath als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, in höherer und letzter 
Inſtanz von dem Regierungspräſidenten geübt. 


Kafe 

Im Geltungsbereiche der Kreisordnung für die Provinzen Oft- und Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 13. Dezember 1872 
(Geſetz-Samml. 1881 S. 179) erfolgt fortan die Reviſion, endgültige Feſtſtellung 
und Abänderung der Amtsbezirke ($. 49 Abſatz 2 der Kreisordnung), die Ver⸗ 
einigung ländlicher Gemeinde- und Gutsbezirke bezüglich der Verwaltung der 
Polizei mit dem Bezirke einer Stadt ($. 49a Abſatz 1 a. a. O.), ſowie die Aus⸗ 
ſcheidung der erſteren aus dem Amtsbezirk ($. 49a Abſatz 3 a. a. O.), durch den 
Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuſſe nach vorheriger 
Anhörung der Betheiligten und des Kreistages. 


IV. Titel. 
Angelegenheiten der Stadtgemeinden. 


. 

Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der ſtädtiſchen Gemeinde— 
angelegenheiten wird in erſter Inſtanz von dem Regierungspräſidenten, in höherer 
und letzter Inſtanz von dem Oberpräſidenten geübt, unbeſchadet der in den Geſetzen 
geordneten Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes und des Provinzialraths. 

5 Für die Stadt Berlin tritt an die Stelle des Regierungspräſidenten der 

Oberpräſident, an die Skelle des Oberpräſidenten der Miniſter des Innern, für 
die Hohenzollernſchen Lande tritt an die Stelle des Oberpräſidenten der Miniſter 
des Innern. 

Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden in ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten 
ſind in allen Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 


§. 8. 
Der Bezirksausſchuß beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung nach den Gemeinde— 
verfaffungsgefegen der Aufſichtsbehörde zuſteht, über die Veränderung der Grenzen 
der Stadtbezirke. 
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Der Bezirksausſchuß beſchließt über die in Folge einer Veränderung der 
Grenzen der Stadtbezirke nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den 
betheiligten Gemeinden, vorbehaltlich der den letzteren gegen einander zuſtehenden 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. 


SEN 
Streitigkeiten über die beſtehenden Grenzen der Stadtbezirke unterliegen der 
Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 
Ueber die Feſtſetzung ſtreitiger Grenzen beſchließt vorläufig, ſofern es das 
öffentliche Intereſſe erheiſcht, der Bezirksausſchuß. Bei dem Beſchluſſe behält es 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren ſein Bewenden. 


$. 10. 


Die Gemeindevertretung beſchließt: 


1) auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend den Beſitz oder den Ver⸗ 
luſt des Bürgerrechts, insbeſondere des Rechts zur Theilnahme an 
den Wahlen zur Gemeindevertretung, ſowie des Rechts zur Bekleidung 
einer den Beſitz des Bürgerrechts vorausſetzenden Stelle in der Ge— 
meindeverwaltung oder Gemeindevertretung, die Verpflichtung zum Er⸗ 
werbe oder zur Verleihung des Bürgerrechts, beziehungsweiſe zur Zahlung 
von Bürgergewinngeldern (Ausfertigungsgebühren) und zur Leiſtung 
des Bürgereides, die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Bürgerklaſſe, 
die Richtigkeit der Gemeindewählerliſte; 

2) über die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung 


3) über die Berechtigung zur Ablehnung oder Niederlegung von Aemtern 
und Stellen in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung, über die 
Nachtheile, welche gegen Mitglieder der Stadtgemeinde wegen Nicht— 
erfüllung der ihnen nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen obliegenden 
Pflichten, ſowie über die Strafen, welche gegen Mitglieder der Ge— 
meindevertretung wegen Zuwiderhandlungen gegen die Geſchäftsordnung 
nach Maßgabe der Gemeindeverfaſſungsgeſetze zu verhängen ſind. 

Einſprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliſte ſind während der Dauer 
der Auslegung der letzteren, Einſprüche gegen die Gültigkeit der Wahlen zur 
Gemeindevertretung innerhalb zwei Wochen nach Bekanntmachung des Wahl— 
ergebniſſes und in allen Fällen bei dem Gemeindevorſtande zu erheben. 

In dem Geltungsbereiche der Kurheſſiſchen Gemeindeordnung vom 23. Ok— 
tober 1834 iſt die Gemeindewählerliſte nach vorgängiger öffentlicher Bekannt⸗ 
machung zwei Wochen hindurch auszulegen, und finden die in Betreff der Ein- 
ſprüche gegen die Gemeindewählerliſte getroffenen Beſtimmungen auch auf Ein— 
ſprüche gegen das Verzeichniß der hochbeſteuerten Ortsbürger Anwendung. 


(Nr. 8952.) 
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. 11. 


Der Beſchluß der Gemeindevertretung ($. 10) bedarf keiner Genehmigung 
oder Beſtätigung von Seiten des Gemeindevorſtandes oder der Aufſichtsbehörde. 
Gegen den Beſchluß der Gemeindevertretung findet die Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren ſtatt. Die Klage ſteht in den Fällen des $. 10 auch dem Ge 
meindevorſtande zu. 

Die Klage hat in den Fällen des $. 10 unter 1 und 2 keine aufſchiebende 
Wirkung, jedoch dürfen Erſatzwahlen vor ergangener rechtskräftiger Entſcheidung 
nicht vorgenommen werden. 

§. 12. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung nach den Ge- 
meindeverfaſſungsgeſetzen der Aufſichtsbehörde zuſteht, 

1) über die Zahl der aus jeder einzelnen Ortſchaft einer Stadtgemeinde 

zu wählenden Mitglieder der Gemeindevertretung, 7 

2) über die Vornahme außergewöhnlicher Erſatzwahlen zur Gemeindever⸗ 

tretung oder in den Gemeindevorſtand. 


$. 13. 


Soweit die Beſtätigung der Wahlen von Gemeindebeamten nach Maßgabe 
der Gemeindeverfaſſungsgeſetze den Aufſichtsbehörden zuſteht, erfolgt dieſelbe durch 
den Regierungspräſidenten. 

Die Beſtätigung kann nur unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes ver⸗ 
agt werden. Lehnt der Bezirksausſchuß die Zuſtimmung ab, ſo kann dieſelbe 
auf den Antrag des Regierungspräſidenten durch den Miniſter des Innern er 
gänzt werden. 

Wird die Beſtätigung vom Regierungspräſidenten unter Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes verſagt, ſo kann dieſelbe auf Antrag des Gemeindevorſtandes 
oder der Gemeindevertretung von dem Miniſter des Innern ertheilt werden. 


$. 14. 


Ueber die Gültigkeit von Wahlen ſolcher Gemeindebeamten, welche der Be— 
ſtätigung nicht bedürfen, beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung der Aufſichtsbehörde 
zuſteht, der Bezirksausſchuß. 

$. 15. 

Beſchlüſſe der Gemeindevertretung oder des kollegialiſchen Gemeindevorſtandes, 
welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat der Gemeinde— 
vorſtand, beziehungsweiſe Deier, entſtehenden Falles auf Anweiſung 
der Aufſichtsbehörde, mit aufſchiebender Wirkung, unter Angabe der Gründe, zu 
b den. Gegen die Verfügung des Gemeindevorſtandes (Bürgermeiſters) 
ſteht der Gemeindevertretung, beziehungsweiſe dem kollegialiſchen Gemeindevorſtande, 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 


d 


Die in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen begründete Befugniß der Aufſichts⸗ 
behörden, aus anderen als den vorſtehend angegebenen Gründen eine Beanſtandung 
der Beſchlüſſe der Gemeindevertretung oder des kollegialiſchen Gemeindevorſtandes 
herbeizuführen, wird aufgehoben. 


$. 16. 


Gemeindebeſchlüſſe über die Veräußerung oder weſentliche Veränderung von 
Sachen, welche einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth 
haben, insbeſondere von Archiven oder Theilen derſelben, unterliegen der Ge 
nehmigung des Regierungspräſidenten. 

Hinſichtlich der Verwaltung der Gemeindewaldungen bewendet es bei den 
beſtehenden Beſtimmungen. 
Im Uebrigen beſchließt der Bezirksausſchuß über die in den Gemeinde— 
verfaſſungsgeſetzen der Aufſichtsbehörde vorbehaltene Beſtätigung (Genehmigung) 
von Ortsſtatuten und ſonſtigen die ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten etreffenden 
Gemieindebeſchlüſſen. 

Soweit es ſich um die Aufbringung der Gemeindeabgaben und Dienſte 
handelt, ſteht aus Gründen des öffentlichen Intereſſes gegen den auf Beſchwerde 
ergehenden Beſchluß des Provinzialraths dem Vorſitzenden des letzteren die Ein⸗ 
legung der weiteren Beſchwerde an die Miniſter des Innern und der Finanzen 
zu. Hierbei finden die Beſtimmungen des F. 123 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 Anwendung. 

Die Beſtätigung (Genehmigung) von Gemeindebeſchlüſſen, durch welche 
beſondere direkte oder indirekte Gemeindeſteuern neu eingeführt oder in ihren Grund⸗ 
ſätzen verändert werden, bedarf der Zuſtimmung der Miniſter des Innern und 
der Finanzen. 

$. 17. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung nach den Ge— 

meindeverfaſſungsgeſetzen der Aufſichtsbehörde zuſteht, 

1) abgeſehen von den Fällen des $. 15 über die zwiſchen dem Gemeinde⸗ 
vorſtande und der Gemeindevertretung, beziehungsweiſe dem Bürger⸗ 
meiſter und dem kollegialiſchen Gemeindevorſtande entſtehenden Meinungs⸗ 
wind uind auge die von einem Theile auf Entſcheidung Ss 
wird und zu die Angelegenheit nicht auf ſich beruhen bleiben kann, 

2) an Stelle der Gemeindebehörden, im Falle ihrer durch widerſprechende 
Intereſſen herbeigeführten Beſchlußunfähigkeit, 

3) an Stelle der nach Maßgabe der Gemeindeverfaſſungsgeſetze aufgelöſten 
Gemeindevertretung. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt ferner an Stelle der Aufſichtsbehörde: 

4) über die Art der gerichtlichen Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen 
gegen Stadtgemeinden ($. 15 zu 4 des Einführungsgeſetzes zur 

(Nr. 8952.) 
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Deutſchen Civilprozeßordnung vom 30. Januar 1877, Reichs-Geſetzbl. 
S. 244), 
5) über die Feſtſtellung und den Erſatz der Defekte der Gemeindebeamten 
nach Maßgabe der Verordnung vom 24. Januar 1844 (Geſetz-Samml. 
S. 52), der Beſchluß iſt vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges 
endgültig. 
$. 18. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend: 

1) das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Gemeindeanſtalten, ſowie 

zur Theilnahme an den Nutzungen und Erträgen des Gemeindevermögens, 

2) die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Gemeindelaſten, 
beſchließt der Gemeindevorſtand. 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ftatt. 

Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete 
Berechtigung oder Verpflichtung zu den im Abſatz 1 bezeichneten Nutzungen bes 
ziehungsweiſe Laſten. 

Einſprüche gegen die Höhe von Gemeindezuſchlägen zu den direkten Staats⸗ 
ſteuern, welche ſich gegen den Prinzipalſatz der letzteren richten, ſind unzuläſſig. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage haben keine auf- 
ſchiebende Wirkung. f 

9.19. 

Unterläßt oder verweigert eine Stadtgemeinde, die ihr geſetzlich obliegenden, 
von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen 
auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, fo verfügt 
der Regierungspräſident unter Anführung der Gründe die Eintragung in den 
Etat, beziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten ſteht der Gemeinde die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

Eine Feſtſtellung des Stadtetats durch die Aufſichtsbehörde findet fortan 
nicht ſtatt, auch in den Städten von Neuvorpommern und Rügen iſt jedoch eine 
Abſchrift des Etats gleich nach ſeiner Feſtſtellung durch die ſtädtiſchen Behörden 
der Aufſichtsbehörde einzureichen. 


Bezüglich der Dien Bü eiſter, Beigeordneten, Magiſtrats⸗ 
mitglieder und ſonſtigen 8 die Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 21. Juli 1852 mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 


‘gen. die Bürgermeiſter, Beigeordneten und Magiſtratsmitglieder, 
ſowie gegen die ſonſtigen Gemeindebeamten kann an Stelle der Bezirks⸗ 
regierung und innerhalb des derſelben bisher zuſtehenden Ordnungs⸗ 


7 
E 


4 


9 


ſtrafrechts der Regierungspräſident Ordnungsſtrafen feſtſetzen. Gegen 
die Strafverfügungen des Regierungspräſidenten findet innerhalb zwei 
Wochen die en an den Oberpräſidenten, gegen den auf die 
Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Oberpräſidenten findet innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ftatt. In 
Berlin findet gegen die Strafverfügungen des Oberpräſidenten, in den 
Hohenzollernſchen Landen findet gegen die Strafverfügungen des Re— 
gierungspräſidenten innerhalb zwei Wochen unmittelbar die Klage bei 
dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

2) Gegen die Strafverfügungen des Bürgermeiſters findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten, und gegen den 
auf die Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Regierungspräſidenten 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

3) In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird die Einleitung 
des Verfahrens von dem Regierungspräſidenten beziehungsweiſe dem 
Miniſter des Innern verfügt und von demſelben der Unterſuchungs⸗ 
kommiſſar ernannt; an die Stelle der Bezirksregierung beziehungs⸗ 
weiſe des Disziplinarhofes tritt als entſcheidende Disziplinarbehörde 
erſter Inſtanz der Bezirksausſchuß; an die Stelle des Staatsminiſteriums 
tritt das Oberverwaltungsgericht; den Vertreter der Staatsanwaltſchaft 
ernennt bei dem Bezirksausſchuſſe der Regierungspräſident, bei dem 
Oberverwaltungsgerichte der Miniſter des Innern. 

In dem vorſtehend bezüglich der Entfernung aus dem Amte vorgeſehenen 
Verfahren iſt entſtehenden Falles auch über die Thatſache der Dienſtunfähig⸗ 
keit der Bürgermeiſter, Beigeordneten, Magiſtratsmitglieder und ſonſtigen Ge 
meindebeamten Entſcheidung zu treffen. 

Gegen Mitglieder der Gemeindevertretung findet ein Disziplinarverfahren 
nicht ſtatt. 

Ueber ſtreitige Penſionsanſprüche der beſoldeten Gemeindebeamten beſchließt, 
ſoweit nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen die Beſchlußfaſſung der Aufſichts— 
behörde zuſteht, der Bezirksausſchuß, und zwar, ſoweit der Beſchluß ſich darauf 
erſtreckt, welcher Theil des Dienſteinkommens bei Feſtſtellung der Penſions⸗ 
anſprüche als Gehalt anzuſehen ift, vorbehaltlich der den Betheiligten gegen ein- 
ander zuſtehenden Klage im Verwaltungsſtreitverfahren, im Uebrigen vorbehaltlich 
des ordentlichen Rechtsweges. Der Beſchluß iſt vorläufig vollſtreckbar. 


$. 21. 

Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt im Verwaltungsſtreitverfahren für die in 
dieſem Titel vorgeſehenen Fälle, ſofern nicht im Einzelnen anders beſtimmt iſt, 
der Bezirksausſchuß, für den Stadtkreis Berlin in den Fällen des $. 8 Abſatz 2, 
§. 9 und $. 15 das Oberverwaltungsgericht. Die Friſt zur Anſtellung der Klage 
beträgt in allen Fällen zwei Wochen. 
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Die Gemeindevertretung, beziehungsweiſe der kollegialiſche Gemeindevorſtand 
können zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen be 
ſonderen Vertreter beſtellen. 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes in den Fällen des $. 18 
unter 2 iſt nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 


F. 22. 

Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts kommen zur Anwendung im Geltungs— 
bereiche der Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 
(Geſetz-Samml. S. 261) auch auf die §. 1 Abſatz 2 daſelbſt erwähnten Ort⸗ 
ſchaften (Flecken), 

in der Provinz Schleswig⸗Holſtein auch auf die $$. 94 ff. des Geſetzes 
vom 14. April 1869 (Geſetz-Samml. S. 589) erwähnten Flecken, 

im Regierungsbezirke Caſſel auch auf die Stadt Orb, 

in den Hohenzollernſchen Landen außer auf Hechingen auch auf die Ge— 
meinde Sigmaringen. 

Welche Gemeinden im Regierungsbezirke Wiesbaden außer der Stadt 
Frankfurt als Stadtgemeinden im Sinne dieſes Abſchnitts zu betrachten find, 
wird in der zu erlaſſenden Kreisordnung für Heſſen⸗Naſſau beſtimmt. 


$. 23. 

In den zum ehemaligen Kurfürſtenthume Heſſen gehörigen Städten iſt 
als Gemeindevorſtand der Stadtrath, als Gemeindevertretung der Gemeinde— 
ausſchuß, 

in den Stadtgemeinden des vormaligen Herzogthums Naſſau ($. 22) iſt 
als Gemeindevorſtand der Gemeinderath, als Gemeindevertretung der Bürger⸗ 
ausſchuß, 

in der Gemeinde Homburg v. d. H. iſt als Gemeindevorſtand der Bürger⸗ 
meiſter, als Gemeindevertretung der Gemeindevorſtand, 

in der Gemeinde Hechingen iſt als Gemeindevorſtand der Stadtrath, als 
Gemeindevertretung der Bürgerausſchuß, 

in der Gemeinde Sigmaringen iſt als Gemeindevorſtand der Gemeinderath, 
als Gemeindevertretung der Bürgerausſchuß zu betrachten. 


V. Titel. 
Angelegenheiten der Landgemeinden und der ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirke. 
$. 24. 
Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheiten der 


Landgemeinden, der Aemter in der Provinz Weſtfalen und der Bürgermeiſtereien 
in der Rheinprovinz, ſowie der Gutsbezirke wird, unbeſchadet der Vorſchriften 
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der Kreisordnungen und der in den Geſetzen geordneten Mitwirkung des Kreis⸗ 
ausſchuſſes und des Bezirksausſchuſſes, in erſter Inſtanz von dem Landrathe als 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, in höherer und letzter Inſtanz von dem Re⸗ 
gierungspräſidenten geübt. 

Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden in den vorbezeichneten Angelegen- 
heiten ſind in allen Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 


$. 25. 


Der Kreisausſchuß beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung nach den (e, 
meindeverfaſſungsgeſetzen der Aufſichtsbehörde zuſteht, über die Veränderung der 
Grenzen der ländlichen Gemeindebezirke und der Gutsbezirke. 

Hinſichtlich der Veränderung der Grenzen der Aemter in der Provinz 
Weſtfalen und der Bürgermeiſtereien in der Rheinprovinz, ſowie hinſichtlich der 
Bildung neuer Gemeinde- und Gutsbezirke behält es bei den beſtehenden Vor— 
ſchriften ſein Bewenden. 

In den im Abſatz 1 bezeichneten Fällen findet neben der Beſchlußfaſſung 
des Kreisausſchuſſes die in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen vorgeſchriebene An⸗ 
hörung des Kreistages nicht mehr ſtatt. An die Stelle der ſonſt für kommunale 
Bezirksveränderungen, einſchließlich der Fälle des zweiten Abſatzes, in den Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzen vorgeſchriebenen Anhörung des Kreistages tritt die Anhörung 
des Kreisausſchuſſes. 

Ueber die in Folge einer Veränderung der Grenzen der Landgemeinden 
und Gutsbezirke, ſowie der in Abſatz 2 erwähnten Aemter und Bürgermeiſtereien 
nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den Betheiligten beſchließt der 
Kreisausſchuß, vorbehaltlich der den letzteren gegen einander zustehenden Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren. 
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$. 26. 


Streitigkeiten über die beſtehenden Grenzen der ländlichen Gemeinde- und 
Gutsbezirke, ſowie über die Eigenſchaft einer Ortſchaft als Gemeinde oder eines 
Guts als Gutsbezirks unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren 

Ueber die im erſten Abſatze bezeichneten Angelegenheiten beſchließt vorläufig, 
ſofern es das öffentliche Intereſſe erheiſcht, der Kreisausſchuß. Bei dem Beſchluß 
behält es bis zur rechtskräftigen Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren ſein 
Bewenden. | 2. 

8. 27. een 


Die Gemeindevertretung, wo eine ſolche nicht beſteht, der Gemeindevorſtand, 


beſchließt: f 
1) auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend den Beſitz oder den Verluft 
der Gemeindemitgliedſchaft, ſowie des Gemeindebürgerrechts, des Stimm— 
rechts in der Gemeindeverſammlung, des Rechts zur Theilnahme an 
den Gemeindewahlen, die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Klaſſe von d 
Stimmberechtigten, die Wählbarkeit zu einer Stelle in der Gemeinde ` o 
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verwaltung oder Gemeindevertretung, die Ausübung des Stimmrechts 
durch einen Dritten, ſowie über die Richtigkeit der Gemeindewählerliſte 


2) über die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung; 


3) über die Berechtigung zur Ablehnung oder Niederlegung einer Stelle 
in der Gemeindeverwaltung oder Gemeindevertretung, über die Nach— 
theile, welche gegen Angehörige (Mitglieder) der Gemeinde wegen Nicht— 
erfüllung der ihnen nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen obliegenden 
Pflichten, ſowie über die Strafen, welche gegen Mitglieder der Gemeinde— 
vertretung wegen Zuwiderhandlungen gegen die Geſchäftsordnung oder 
wegen unentſchuldigten Ausbleibens nach Maßgabe der Gemeinde- 
verfaſſungsgeſetze zu verhängen ſind. 

Einſprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliſte ſind während der Dauer 
der Auslegung der letzteren, Einſprüche gegen die Gültigkeit der Wahlen zur 
Gemeindevertretung innerhalb zwei Wochen nach Bekanntmachung des Wahl⸗ 
ergebniſſes, und in allen Fällen bei dem Gemeindevorſtande anzubringen. 

In dem Geltungsbereiche der Kurheſſiſchen Gemeindeordnung finden die Vor- 
ſchriften des §. 10 Abſatz 3 des gegenwärtigen Geſetzes entſprechende Anwendung. 


$. 28. 


Die Beſchlüſſe der Gemeindevertretung, beziehungsweiſe des Gemeinde 
vorſtandes, in den Fällen des F. 27 bedürfen keiner Genehmigung oder Beſtäti⸗ 
gung von Seiten des Gemeindevorſtandes oder der Aufſichtsbehörde. 

Gegen die Beſchlüſſe findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 
Die Klage ſteht in den Fällen des $. 27, wenn der Beſchluß von der Gemeinde- 
vertretung gefaßt iſt, auch dem Gemeindevorſtande, ſowie in der Provinz Weſt⸗ 
falen dem Amtmanne zu. 

Die Klage hat in den Fällen des $. 27 unter I und 2 keine aufſchiebende 
Wirkung; jedoch dürfen Neuwahlen vor ergangener rechtskräftiger Entſcheidung 
nicht vorgenommen werden. 

F. 29. 


Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung, der Gemeindevertretung oder des 
kollegialiſchen Gemeindevorſtandes, welche deren Befugniſſe überſchreiten, oder die 
Geſetze verletzen, hat der Gemeindevorſteher, in der Provinz Weſtfalen auch der 
Amtmann, entſtehenden Falles auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde, mit auf 
ſchiebender Wirkung, unter Angabe der Gründe, zu beanſtanden. Gegen die 
Verfügung des Gemeindevorſtehers beziehungsweiſe Amtmanns ſteht der Gemeinde- 
verſammlung, Gemeindevertretung, beziehungsweiſe dem kollegialiſchen Gemeinde— 
vorſtande die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 

Die in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen begründete Befugniß der Aufſichts⸗ 
behörde, aus anderen als den vorſtehend angegebenen Gründen eine Beanſtandung 
von Beſchlüſſen der Gemeindevertretung oder des kollegialiſchen Gemeindevorſtandes 
herbeizuführen, wird aufgehoben. 
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$. 30. ser. 


Gemeindebeſchlüſſe über die Veräußerung oder wefentliche Veränderung von 
Sachen, welche einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth 
haben, insbeſondere von Archiven oder von Theilen derſelben, unterliegen der 
Genehmigung des Regierungspräſidenten. 

Hinſichtlich der Verwaltung der Gemeindewaldungen bewendet es bei den 
beſtehenden Beſtimmungen. 


$. 31. 


Im Uebrigen befchließt der Kreisausſchuß, ſoweit die Beſchlußfaſſung in 
den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen der Aufſichtsbehörde oder — in der Provinz 
Heſſen⸗Naſſau — dem Amtsbezirksrathe zuſteht, über die Beſtätigung (Genehmi⸗ 
gung) von Ortsſtatuten und ſonſtigen, die ländlichen Gemeindeangelegenheiten be 
treffenden Gemeindebeſchlüſſen, ſowie über die Herbeiführung und erforderlichen 
Falles Anordnung einer Ergänzung oder Abänderung der in Anſehung der 
Gemeindelaſten oder des Gemeindeſtimmrechts beſtehenden Ortsverfaſſung. 

In den vorſtehend bezeichneten Fällen findet neben der Beſchlußfaſſung des 
Kreisausſchuſſes die in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen vorgeſchriebene Anhörung 
des Kreistages nicht mehr ſtatt. 

Soweit es ſich um die Aufbringung der Gemeindeabgaben und Dienſte 
handelt, ſteht aus Gründen des öffentlichen Intereſſes gegen den auf Beſchwerde 
ergehenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes dem Vorſitzenden des letzteren die Ein⸗ 
legung der weiteren Beſchwerde an die Miniſter des Innern und der Finanzen 
zu. Hierbei finden die Beſtimmungen des $. 123 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 Anwendung. 

Die Beſtätigung (Genehmigung) von Gemeindebeſchlüſſen und der Erlaß 
von Anordnungen, durch welche beſondere direkte oder indirekte Gemeindeſteuern 
neu eingeführt oder in ihren Grundſätzen verändert werden, bedürfen der Zu⸗ 
ſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 

Die $$. 33 und 34 Titel 7 Theil II des Allgemeinen Landrechts, die 
Kabinetsorder vom 25. Januar 1831, betreffend die Erwerbung von Rittergütern 
durch Dorfgemeinden oder deren Mitglieder (Geſetz-Samml. S. 5), und der $. 4 
des Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung ſind aufgehoben. 


F. 32. 
Der Kreisausſchuß beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung nach den Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzen der Aufſichtsbehörde zuſteht: 

1) über die Zahl der aus jeder einzelnen Ortſchaft einer Gemeinde zu 
wählenden Mitglieder der Gemeindevertretung, 

2) über die Vornahme außergewöhnlicher Erſatzwahlen zur Gemeinde⸗ 
vertretung oder in den Gemeindevorſtand, 
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3) über die Vermehrung der Zahl der Mitglieder des Gemeindevorſtandes, 
der Schöffen und der Ortsvorſteher, ſowie über die Beſtellung be— 
ſonderer Ortsvorſteher für verſchiedene Ortſchaften eines Gemeinde 
bezirks, 

4) über die Feſtſetzung der Beſoldungen, der Dienſtunkoſtenentſchädigungen 
und der baaren Auslagen der Mitglieder des Gemeindevorſtandes, 
der Schöffen, der ſonſtigen Gemeindebeamten, ſowie der kommiſſariſchen 
Gemeindevorſteher, Gutsvorſteher und ſonſtiger kommiſſariſch beſtellten 
Beamten. 

Der Kreisausſchuß beſchließt ferner: i 

5) an Stelle der Aufſichtsbehörde über die Feſtſtellung und den Erſatz der 
bei Kaſſen und anderen Verwaltungen der Landgemeinden vorkommenden 
Defekte nach Maßgabe der Verordnung vom 24. Januar 1844 (Geſetz⸗ 


Samml. S. 52). Der Beſchluß iſt vorbehaltlich des ordentlichen 
Rechtsweges endgültig. 


$. 33. 
Der Kreisausſchuß beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung nach den Gemeinde⸗ 


verfaſſungsgeſetzen der Aufſichtsbehörde zuſteht: 


1) abgeſehen von den Fällen des $. 29 über die zwiſchen dem Gemeinde⸗ 
vorſtande und der Gemeindevertretung oder zwiſchen dem Gemeinde— 
vorſteher und dem kollegialiſchen Gemeindevorſtande entſtandenen 
Meinungsverſchiedenheiten, 

2) an Stelle der Gemeindebehörden im Falle ihrer durch widerſprechende 
Intereſſen herbeigeführten Beſchlußunfähigkeit oder im Falle wiederholter 
Beſchlußunfähigkeit, 

3) an Stelle der, nach Maßgabe der Gemeindeverfaſſungsgeſetze aufgelöften 
Gemeindevertretung. 

Der Kreisausſchuß beſchließt ferner an Stelle der Bezirksregierung: 

4) über die Art der gerichtlichen Zwangsvollſtreckungen wegen Geld— 
forderungen gegen Landgemeinden (§. 15 zu 4 des Einführungsgeſetzes 
zur Deutſchen Civilprozeßordnung vom 30. Januar 1877 „Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 244). 


$. 34. 


Auf Beſchwerden und Einfprüche, betreffend 


1) das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Gemeindeanſtalten, ſowie 
zur Theilnahme an den Nutzungen und Erträgen des Gemeinde— 
vermögens, 


2) die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Gemeindelaſten, 
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3) die beſonderen Rechte oder Verpflichtungen einzelner örtlicher Theile 
des Gemeindebezirks oder einzelner Klaſſen der Gemeindeangehörigen 
in Anſehung der zu Nr. 1 und 2 erwähnten Anſprüche und Ver⸗ 
bindlichkeiten, 

beſchließt der Gemeindevorſtand. 


Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren Datt. 

Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete 
Berechtigung oder Verpflichtung zu den im Abſatz 1 bezeichneten Nutzungen be⸗ 
ziehungsweiſe Laſten. 

Einſprüche gegen die Höhe von Gemeindezuſchlägen zu den direkten Staats⸗ 
ſteuern, welche ſich gegen den Prinzipalſatz der letzteren richten, ſind unzuläſſig. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage haben keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden ſinngemäß Anwendung auf Be⸗ 
ſchwerden und Einſprüche, betreffend die Heranziehung oder die Veranlagung 
von Grundbeſitzern und Einwohnern eines Gutsbezirks zu den öffentlichen Laſten 
deſſelben. 

§. 35. 


Unterläßt oder verweigert eine Landgemeinde (Amt „ Bürgermeiſterei) oder 
ein Gutsbezirk, die ihnen geſetzlich obliegenden, von der Behörde innerhalb der 
Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen auf den Haushaltsetat zu 
bringen oder außerordentlich zu genehmigen, beziehungsweise zu erfüllen, ſo ver⸗ 
fügt der Landrath, unter Anführung der Gründe, die Eintragung in den Etat, 
beziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Landraths ſteht der Gemeinde beziehungsweiſe 
dem Beſitzer des Guts die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu. 


§. 36. 
Bezüglich der Dienſtverg 20 der Gemeindevorſteher, Schöffen, Mitglieder 


des Gemeindevorſtandes und ſonſtigen Gemeindebeamten, ſowie der Gutsvorſteher 
kommen die Beſtimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1852 mit folgenden Maß⸗ 
gaben zur Anwendung: 

1) Die Befugniß, gegen die Gemeindevorſteher (Amtmänner in Weſtfalen, 
Bürgermeiſter in der Rheinprovinz), Schöffen, Mitglieder des kolle⸗ 
gialiſchen Gemeindevorſtandes und ſonſtige Gemeindebeamten, ſowie 
gegen Gutsvorſteher Ordnungsſtrafen zu verhängen, ſteht dem Land⸗ 
rathe, und im Umfange des den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungs⸗ 
ſtrafrechts dem Regierungspräſidenten zu. 

Gegen die Strafverfügungen des Landraths findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten, gegen die Straf— 
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verfügungen des Regierungspräſidenten innerhalb gleicher Friſt die Be⸗ 
ſchwerde an den Oberpräſidenten ſtatt. 

2) Gegen die von dem Amtmann in Weſtfalen oder von dem Bürgermeiſter 
in der Rheinprovinz auf Grund des F. 83 der Weſtfäliſchen Land⸗ 
gemeindeordnung vom 19. März 1856, beziehungsweiſe der $$. 83 
und 104 der Rheiniſchen Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 gegen 
Unterbeamte der Gemeinden, Aemter oder Bürgermeiſtereien erlaſſenen 
Strafverfügungen findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den 
Landrath und gegen den auf die Beſchwerde ergehenden Beſchluß des 
Landraths innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Regierungs- 
präſidenten ſtatt. 


3) Gegen den auf die Beſchwerde in den Fällen zu 1 und 2 in letzter 
Inſtanz ergehenden Beſchluß des Regierungspräſidenten, beziehungs⸗ 
weiſe des Oberpräſidenten findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei 
dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

In den Hohenzollernſchen Landen findet gegen die Strafverfügungen 
des Regierungspräſidenten innerhalb zwei Wochen unmittelbar die Klage 
bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

4) In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird die Ein⸗ 
leitung des Verfahrens von dem Landrathe oder von dem Regierungs⸗ 
präſidenten verfügt und von denſelben der Unterſuchungskommiſſar und 
der Vertreter der Staatsanwaltſchaft ernannt. Als entſcheidende 
Disziplinarbehörde erſter Inſtanz tritt an die Stelle der Bezirksregierung 
der Kreisausſchuß; an die Stelle des Staatsminiſteriums tritt das 
Oberverwaltungsgericht. Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem 
Oberverwaltungsgerichte wird von dem Miniſter des Innern ernannt. 


In dem vorſtehend zu 4 vorgeſehenen Verfahren iſt entſtehenden Falles 
auch über die Thatſache der Dienſtunfähigkeit der ländlichen Gemeindebeamten 
Entſcheidung zu treffen. 

Ueber ſtreitige Penſionsanſprüche der beſoldeten Gemeindebeamten beſchließt, 
ſoweit nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen die Beſchlußfaſſung der Aufſichts⸗ 
behörde zuſteht, der Kreisausſchuß, und zwar, ſoweit der Beſchluß ſich darauf 
erſtreckt, welcher Theil des Dienſteinkommens bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche 
als Gehalt anzuſehen iſt, vorbehaltlich der den Betheiligten gegen einander zu- 
ſtehenden Klage im Verwaltungsſtreitverfahren, im Uebrigen vorbehaltlich des 
ordentlichen Rechtsweges. Der Beſchluß iſt vorläufig vollſtreckbar. 


§. 37. 

Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt im Verwaltungsſtreitverfahren für die in 
dieſem Titel vorgeſehenen Fälle, ſofern nicht im Einzelnen anders beſtimmt iſt, 
der Kreisausſchuß. Die Friſt zur Anſtellung der Klage beträgt in allen Fällen 
zwei Wochen. 
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Die Gemeindeverſammlung, die Gemeindevertretung, beziehungsweise der 
kollegialiſche Gemeindevorſtand können zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


$. 38. 

1) In den Landgemeinden des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen iſt als 
Gemeindevorſtand der Gemeinderath, als Gemeindevertretung der Ge— 
meindeausſchuß, 

2) in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen iſt als Ge— 
meindevorſtand der Bürgermeiſter, als Gemeindevertretung der Gemeinde⸗ 
rath, 

3) in den Landgemeinden der vormals Königlich Bayeriſchen Landestheile 
iſt als Gemeindevorſtand der Gemeindevorſteher, als Gemeindevertretung 
der Gemeindeausſchuß, 

4) in den Gemeinden des vormaligen Herzogthums Naſſau iſt als (Ge, 
meindevorftand der Gemeinderath, als Gemeindevertretung der Bürger- 
ausſchuß / 

5) in den Gemeinden des vormals Landgräflich Heſſiſchen Amtes Homburg 
iſt als Gemeindevorſtand der Bürgermeiſter, als Gemeindevertretung 
der Gemeindevorſtand, 

6) in den Landgemeinden des Stadtkreiſes Frankfurt a. M. iſt als Ge⸗ 
meindevorſtand der Schultheiß, als Gemeindevertretung der Gemeinde- 
ausſchuß, 

7) in den Landgemeinden des ehemaligen Fürſtenthums Hohenzollern⸗ 
Hechingen iſt als Gemeindevorſtand das Ortsgericht, als Gemeinde— 
vertretung der Bürgerausſchuß, 

8) in den Gemeinden des ehemaligen Fürſtenthums Hohenzollern-Sigma⸗ 
ringen iſt als Gemeindevorſtand der Gemeinderath, als Gemeinde— 
vertretung der Bürgerausſchuß 

zu betrachten. 


VI. Titel. 
Armenangelegenheiten. 


$. 39. 


Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden wegen öffentlicher Unterſtützung 
Hülfsbedürftiger werden im Verwaltun⸗ Beeten entſchieden. 
Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt der Bezirksauisſchuß. 
Im Uebrigen behält es bei den Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über den 
Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 ſein Bewenden. 
Gef. Samml. 1883. (Nr. 8952.) 42 
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F. 40. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt endgültig über die Beſtätigung der in den 
SR 8, 9, 10 und 12 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871 (Geſetz-Samml. S. 130) 
und des betreffenden Lauenburgiſchen Geſetzes vom 24. Juni 1871 (Offizielles 
Wochenbl. S. 183) gedachten Statuten zur Regelung der Armenpflege in den 
nicht ausſchließlich im Eigenthum des Gutsbeſitzers ſtehenden Gutsbezirken und in 
den Geſammtarmenverbänden, ſowie über die Genehmigung zur Wiederauflöſung 
von Geſammtarmenverbänden ($. 14 a. a. O.). 
Soweit die Feſtſtellung der Statuten bisher dem Kreistage oblag, erfolgt 
dieſelbe fortan durch den Kreisausſchuß. 
ſt den Statuten die Beſtätigung wiederholt verſagt worden, ſo ſtellt der 
Bezirksausſchuß dieſelben endgültig feſt. 


$. 41. 


Beſchwerden von Armen gegen Verfügungen von Ortsarmenverbänden 
darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Armenunterſtützungen zu 
gewähren find (F. 63 des Geſetzes vom 8. März und $. 51 des Geſetzes vom 
24. Juni 1871), unterliegen: 

1) ſofern eine Stadt von mehr als 10 000 Einwohnern an dem Armen⸗ 
verbande betheiligt iſt, der endgültigen Beſchlußfaſſung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes; 

2) andernfalls der endgültigen Beſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes. 


Desgleichen unterliegen Beſchwerden von Armen gegen Verfügungen von 
Landarmenverbänden über die Art und Höhe der Unterſtützung der endgültigen 
Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes, ſofern die Landarmenverbände nur aus 
einem Kreiſe beſtehen. 

$. 42. 

Beſchwerden von Ortsarmenverbänden gegen Verfügungen der Landarmen⸗ 
verbände darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Beihülfen zu ge⸗ 
währen find ($. 36 des Geſetzes vom 8. März 1871), unterliegen der endgültigen 
Beſchlußfaſſung des Provinzialraths. 


$. 43. 
Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß beſchließt: 
1) an Stelle der in den $$. 60 bis 62 des Geſetzes vom 8. März 1871 
und in den Së. 48 bis 50 des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 24. Juni 
1871 bezeichneten Kreiskommiſſion über Streitigkeiten zwiſchen Armen⸗ 


verbänden im ſchiedsrichterlichen oder ſühneamtlichen Vermittelungs⸗ 
verfahren; 
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2) an Stelle des Landraths, beziehungsweiſe des ſtädtiſchen Gemeinde⸗ 
vorſtandes, auf den Antrag eines Armenverbandes gegen die zur Unter⸗ 
ſtützung eines Hülfsbedürftigen verpflichteten Angehörigen gemäß $. 65 
beziehungsweiſe $. 53 a. a. O. 
Die Beſchlüſſe des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes find, vorbehaltlich des 
ordentlichen Rechtsweges im Falle zu 2, endgültig. 


$. 44. 
Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend 


1) die Verpflichtung zur Theilnahme an den Laſten der Armenpflege in 
Gutsbezirken und in Geſammtarmenverbänden ($$. 8 ff. des Geſetzes 
vom 8. März 1871), 


2) die Heranziehung oder Veranlagung zu den Laſten der Landarmen⸗ 
verbände ($. 29 a. a. O.), 


beſchließt in den Fällen zu 1 der Gutsvorſteher, beziehungsweiſe der Vorſitzende 
der Vertretung des Geſammtarmenverbandes, in den Fällen zu 2 der Vorſtand 
des Landarmenverbandes. 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ſtatt. Zuſtändig iſt in den Fällen zu 1 der Kreisausſchuß, 
in den Fällen zu 2 der Bezirksausſchuß. Gegen die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes iſt in allen Fällen nur das Rechtsmittel der Revifion zulöſſig. 

Einſprüche gegen Zuschläge zu den direkten Staatsſteuern, welche ſich gegen 
den Prinzipalſatz der letzteren richten, ſind unzuläſſig. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage haben keine at 
ſchiebende Wirkung. Dieſelben ſtehen in den Fällen zu 2 nur den unmittelbar 
zur Aufbringung der Koſten der Landarmenpflege herangezogenen einzelnen Ver⸗ 
bänden, Kreiſen und Gemeinden zu. 


VII. Titel. 
Schulangelegenheiten. 


$. 45. 

Ueber die Feſtſtellung des Geldwerthes der Naturalien und des Ertrages 
der Ländereien bei amtlicher Feſtſetzung des Einkommens der Elementarlehrer 
beſchließt auf Anrufen von Betheiligten der Kreisausſchuß und, ſofern es ſich um 
Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
in erſter oder zweiter Inſtanz iſt endgültig. 


. 46. 


Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend die Heranziehung zu Abgaben 
und ſonſtigen nach öffentlichem Rechte zu fordernden Leiſtungen für Schulen, 
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welche der allgemeinen Schulpflicht dienen, beſchließt, vorbehaltlich der Beſtim— 
mungen des F. 47, die örtliche Behörde, welche die Abgaben und Leiſtungen für 
die Schule ausgeſchrieben hat (Vorſtand des Schulverbandes, der Schulgemeinde, 
Schulſozietät, Schulkommune ꝛc.). 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage im Verwal— 
tungsſtreitverfahren ſtatt. 

Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitwerfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete 
Verpflichtung zu Abgaben und Leiſtungen für Schulen, welche der allgemeinen 
Schulpflicht dienen. 

Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt im Verwaltungsſtreitverfahren der Kreis 
ausſchuß und, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß. 

Die Entſcheidung über ſtreitige Abgaben und ſonſtige nach öffentlichem 
Rechte zu fordernde Leiſtungen für Schulen der bezeichneten Art oder für deren 
Beamte, ſowie über ſtreitiges Schulgeld für ſolche Schulen nach §. 15 des Geſetzes 
über die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. 
S. 241) erfolgt fortan im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Einſprüche gegen die Höhe von Zuſchlägen für Schulzwecke zu den direkten 
Staatsſteuern, welche ſich gegen den Prinzipalſatz der letzteren richten, find un, 
uläſſig. 

f Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage haben keine auf— 
ſchiebende Wirkung. 

Die Vorſchriften dieſes Paragraphen finden auf ſolche Abgaben und 
Leiſtungen für Schulen, welche zu den Gemeindelaſten ($$. 18, 34) gehören, 
keine Anwendung. 


$. 47. 


Ueber die Anordnung von Neu: und Reparaturbauten bei Schulen, welche 
der allgemeinen Schulpflicht dienen, über die öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
zur Aufbringung der Baukoſten, ſowie über die Vertheilung derſelben auf Ge— 
meinden (Gutsbezirke), Schulverbände und Dritte, Datt derſelben oder neben be, 
ſelben Verpflichtete beſchließt, Totem Streit entſteht, die Schulaufſichtsbehörde. 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 
Dieſelbe iſt, ſoweit der in Anſpruch Genommene zu der ihm angeſonnenen Leiſtung 
aus Gründen des öffentlichen Rechts ſtatt ſeiner einen Anderen für verpflichtet 
erachtet, zugleich gegen dieſen zu richten. 

uch im Uebrigen unterliegen Streitigkeiten der Betheiligten (Abſatz 1) 
darüber, wem von ihnen die öffentlich- rechtliche Verbindlichkeit zum Bau oder 
zur Unterhaltung einer der Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht dienenden 
Schule obliegt, der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Die Klage iſt in den Fällen des zweiten Abſatzes innerhalb zwei Wochen 
anzubringen. Die zuſtändige Behörde kann zur Vervollſtändigung der Klage 
eine angemeſſene Nachfriſt gewähren. Durch den Ablauf dieſer Friſten wird 


* 
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jedoch die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren auf Erſtattung des Geleiſteten 
gegen einen aus Gründen des öffentlichen Rechts verpflichteten Dritten nicht 
ausgeſchloſſen. 

Zuſtändig im Verwaltungsſtreitverfahren iſt in erſter Inſtanz der Kreis⸗ 
ausſchuß und, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß. 


$. 48. 


Unterläßt oder verweigert ein Schulverband (Schulgemeinde, Schulſozietät, 
Schulkommune x.) bei Schulen, welche der allgemeinen Schulpflicht dienen, in 
anderen als den im $. 47 Abſatz 1 bezeichneten Fällen die ihm nach öffentlichem 
Rechte obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit 
feſtgeſtellten Leiſtungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu 
genehmigen beziehungsweiſe zu erfüllen, ſo verfügt der Landrath und, ſofern es 
ſich um Stadtſchulen handelt, der Regierungspräſident die Eintragung in den 
Etat beziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentliche Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Landraths ſteht dem Schulverbande die Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe, gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Dabei finden die Beſtimmungen des 
$. 47 Abſatz 2 Satz 2 und Abſatz 4 ſinngemäße Anwendung. 


$. 49. 


Die Vorſchriften des $. 47 finden auch Anwendung, wenn die Schule mit 
der Küſterei verbunden iſt. 

Für die im Verwaltungsſtreiwerfahren nach §. 47 zu treffenden Entſchei⸗ 
dungen find die von den Schulaufſichtsbehörden innerhalb ihrer geſetzlichen Zu 
ſtändigkeit getroffenen allgemeinen Anordnungen über die Ausführung von Schul⸗ 
bauten maßgebend. 

Die der Schulaufſichtsbehörde nach Maßgabe des Geſetzes zuſtehende Ber 
fugniß zur Einrichtung neuer oder Theilung vorhandener Schulſozietäten bleibt 
unberührt. ) 


VIII. Titel. 
Einquartierungsangelegenheiten. 


$. 50. 


Ueber die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen oder Ortsſtatuten wegen 
Vertheilung der Quartierleiſtungen und ſonſtigen Naturalleiſtungen (Vorſpann, 
Naturalverpflegung, Fourage), (§. 7 Abſatz 3 bis 5 des Geſetzes vom 25. Juni 
1868, betreffend die Quartierleiſtungen für die bewaffnete Macht während des 
Friedenszuſtandes, Bundes⸗Geſetzbl. S. 523, und $. 7 Abſatz 2 des Geſetzes über 
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die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar 1875, 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 52) beſchließt der Kreisausſchuß, in Städten der Bezirksausſchuß. 
Der Kreisausſchuß beſchließt über die Feſtſetzung des Umfangs der Quartier— 
leiſtung für ſolche Gutsbezirke, welche eine Vereinigung mit einer Gemeinde nicht 
abgeſchloſſen haben ($. 7 letzter Abſatz des Geſetzes vom 25. Juni 1868). 


5. 51. 


Werden gegen die für die Vertheilung der Quartierleiſtungen aufgeſtellten 
Kataſter ($. 6 Abſatz 4 des Geſetzes vom 25. Juni 1868) innerhalb der geſetzlich 
beſtimmten Friſt von 21 Tagen Einwendungen erhoben, ſo hat hierüber in 
Betreff der Städte der Gemeindevorſtand, in Betreff der übrigen Ortſchaften der 
Kreisausſchuß zu beſchließen. 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den 
Bezirksausſchuß ſtatt. 

Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 


IX. Titel. 
Sparkaſſenangelegenheiten. 


$. 52. 


Die Errichtung von Sparkaſſen durch Kreiſe, Stadt- und Landgemeinden, 
und andere über den Umfang eines Kreiſes nicht hinausgehende kommunale Ver⸗ 
bände bedarf der ſtaatlichen Genehmigung auch in denjenigen Landestheilen, in 
welchen eine ſolche bisher nicht vorgeſchrieben war. 

Dieſe Genehmigung, ſowie die Beſtätigung der bezüglichen Statuten ſteht 
dem Oberpräſidenten zu. Die Genehmigung (Beſtätigung) darf nur unter Zu⸗ 
ſtimmung des Provinzialraths verſagt werden. Ingleichen bedarf es der Zu— 
ſtimmung des Provinzialraths zu Statutenänderungen und zur Auflöſung von 
Sparkaſſen, ſoweit ſolche der Oberpräſident nach beſtehendem Rechte gegen den 
Willen der Kreiſe, Gemeinden oder ſonſtigen Verbände vorzunehmen ermächtigt iſt. 


$. 53. 


Die Aufſicht über die Verwaltung der im F. 52 bezeichneten Sparkaſſen 
wird durch die geordneten Kommunalaufſichtsbehörden geübt. 

Wo bezüglich dieſer Verwaltung in beſtehenden Geſetzen oder in den 
Statuten eine ausdrückliche ſtaatliche Genehmigung vorgeſchrieben iſt, ertheilt 
dieſelbe der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident. Die Verſagung 
der Genehmigung darf nur unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes erfolgen. 
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X. Titel. 


Synagogengemeindeangelegenheiten. 


$. 54. 


Der Bezirksausſchuß entfcheidet auf Klagen Einzelner wegen der ihnen, als 
Mitgliedern einer Synagogengemeinde, oder auf Grund des Geſetzes vom 
28. Juli 1876, betreffend den Austritt aus den jüdiſchen Synagogengemeinden 
(Geſetz-Samml. S. 353), zuſtehenden Rechte und obliegenden Verpflichtungen zu 
Abgaben und Leiſtungen. 


XI. Titel. 
Wegepolizei. 


6. 55. 


Die Aufſicht über die öffentlichen Wege und deren Zubehörungen, ſowie 
die Sorge dafür, daß den Bedürfniſſen des öffentlichen Verkehrs in Bezug auf 
das Wegeweſen Genüge geſchieht, verbleibt in dem bisherigen Umfange den für 
die Wahrnehmung der Wegepolizei zuſtändigen Behörden. Sind dazu Leiſtungen 
erforderlich, ſo hat die Wegepolizeibehörde den Pflichtigen zur Erfüllung ſeiner 
Verbindlichkeit binnen einer angemeſſenen Friſt aufzufordern und, wenn die Ver⸗ 
bindlichkeit nicht beſtritten wird, erforderlichen Falles mit den geſetzlichen Zwangs- 
mitteln anzuhalten. Auch iſt die zuſtändige Wegepolizeibehörde befugt, das zur 
Erhaltung des gefährdeten oder zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Verkehrs 
Nothwendige, auch ohne vorgängige Aufforderung des Verpflichteten, für Rechnung 
deſſelben in Ausführung bringen zu laſſen, wenn dergeſtalt Gefahr im Verzuge 
iſt, daß die Ausführung der vorzunehmenden Arbeit durch den Verpflichteten nicht 
abgewartet werden kann. 5 

$. 56. 


Gegen die Anordnungen der Wegepolizeibehörde, welche den Bau und die 
Unterhaltung der ten bd, Wege oder die Aufbringung und Vertheilung der 
dazu erforderlichen Koſten oder die Inanſpruchnahme von Wegen für den öffent⸗ 
lichen Verkehr betreffen, findet als Rechtsmittel innerhalb zwei Wochen der Ein- 
ſpruch an die Wegepolizeibehörde ſtatt. 

Wird der Einſpruch der Vorſchrift des erſten Abſatzes zuwider innerhalb 
der geſetzlichen Friſt bei denjenigen Behörden erhoben, welche zur Beſchlußfaſſung 
oder Entſcheidung auf Beſchwerden gegen Befchlüffe oder Verfügungen der Wege⸗ 
polizeibehörde zuſtändig ſind, ſo gilt die Friſt als gewahrt. 

Der Einſpruch iſt in ſolchen Fällen von den angerufenen Behörden an 
die Wegepolizeibehörde zur Beſchlußfaſſung abzugeben. 

Ueber den Einfpruch hat die Wegepolizeibehörde zu beſchließen. Gegen den 
Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren Datt, Dieſelbe iſt, ſoweit 
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der in Anſpruch Genommene zu der ihm angeſonnenen Leiſtung aus Gründen 
des öffentlichen Rechts ſtatt ſeiner einen anderen für verpflichtet erachtet, zugleich 
gegen dieſen zu richten. In dem Verwaltungsſtreitverfahren iſt entſtehenden Falles 
auch darüber zu entſcheiden, ob der Weg für einen öffentlichen zu erachten iſt. 

Auch im Uebrigen unterliegen Streitigkeiten der Betheiligten darüber, wem 
von ihnen die öffentlich-rechtliche Verpflichtung zur Anlegung oder Unterhaltung 
eines öffentlichen Weges obliegt, der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Die Klage iſt in den Fällen des vierten Abſatzes innerhalb zwei Wochen 
anzubringen. Die zuſtändige Behörde kann zur Vervollſtändigung der Klage 
eine angemeſſene Nachfriſt gewähren. Durch den Ablauf dieſer Friſten wird 
jedoch die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren auf Erſtattung des Geleiſteten 
gegen einen aus Gründen des öffentlichen Rechts verpflichteten Dritten nicht ou, 
geſchloſſen. 

Zuſtändig im Verwaltungsſtreitverfahren iſt in erſter Inſtanz der Kreis 
ausſchuß, in Stadtkreiſen, in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern, und, 
fofern es ſich um Chauſſeen handelt, oder ein Provinzialverband, Landeskommunal⸗— 
oder Kreiskommunalverband als ſolcher, oder — in der Provinz Hannover — 
ein Wegeverband betheiligt iſt, oder wenn die Klage gegen Beſchlüſſe des Land— 
raths gerichtet iſt, der Bezirksausſchuß. 

Wird ein Weg im Verwaltungsſtreitverfahren für einen öffentlichen erklärt, 
ſo bleibt demjenigen, welcher privatrechtliche Anſprüche auf den Weg geltend 
macht, der Antrag auf Entſchädigung gegen den Wegebauverpflichteten im ordent⸗ 
lichen Rechtswege nach Maßgabe des F. 4 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 
(Geſetz-Samml. S. 192) vorbehalten. 


$. 57. 


Ueber Einziehung oder Verlegung öffentlicher Wege beſchließt — vorbehalt- 
lich der in den $$. 58 und 60 für die Provinzen Schleswig⸗Holſtein und 
Hannover im Anſchluß an die dortige Wegegeſetzgebung getroffenen beſonderen 
Beſtimmungen — die Wegepolizeibehörde, nachdem das Vorhaben mit der Auf— 
forderung, Einſprüche binnen vier Wochen zur Vermeidung des Ausſchluſſes 
geltend zu machen, in ortsüblicher Weiſe, ſowie durch das Kreisblatt und das 
Amtsblatt veröffentlicht worden iſt. Gegen den Beſchluß der Wegepolizeibehörde 
ſteht den mit dem Einſpruche Zurückgewieſenen innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Kreisausſchuſſe, beziehungsweiſe dem Bezirksausſchuſſe nach Maßgabe der 
Vorſchrift in §. 56 Abſatz 7 zu. 

Wird die beantragte Verlegung oder Einziehung eines öffentlichen Weges 
von der Wegepolizeibehörde von vornherein oder nach dem Einſpruchs-(Aus⸗ 
ſchließungs-) Verfahren abgelehnt, ſo iſt dem Antragſteller nur das Anrufen der 
Aufſichtsbehörde geftattet. 

Der Artikel IV des Geſetzes, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen 
der Kreisordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
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Schleſien und Sachſen vom 13. Dezember 1872 und die Ergänzung derſelben 
vom 19. März 1881 (Geſetz-Samml. ©. 155) wird aufgehoben. 


F. 58. 


In der Provinz Schleswig-⸗Holſtein unterliegt der Beſchlußfaſſung des 
Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Bezirksausſchuſſes: 


1) die Beſtätigung von Beſtimmungen der Gemeinden in Betreff der An⸗ 
legung, Verlegung oder Einziehung von Nebenwegen, öffentlichen Fuß⸗ 
ſteigen oder Landwegen nach $$. 226, 234 Abſatz 1, 235 der Wege 
verordnung für die Herzogthümer Schleswig und Holſtein vom 
1. März 1842 (Sammlung der Verordnungen S. 191) und $. 7 
Abſatz 1 der Wegeordnung für das Herzogthum Lauenburg vom 
7. Februar 1876 (Offizielles Wochenblatt S. 27), 


die Anordnung der Verlegung von Nebenwegen nach A 226 Satz 1 
der Wegeverordnung vom 1. März 1842, ſowie die Anordnung der 
Anlegung neuer Landwege oder der Verlegung oder beſſeren Einrichtung 
beſtehender Landwege im Kreiſe Herzogthum Lauenburg nach $. 7 
Abſatz 2 der Wegeordnung vom 7. Februar 1876; 


3) die Genehmigung des Zuſammentretens von Gemeinden und Guts⸗ 
bezirken zu einem Verbande behufs gemeinſamer Herſtellung und Unter⸗ 
haltung von Nebenwegen nach $. 13 des Geſetzes vom 26. Februar 1879, 
betreffend die Abänderung der Wegegeſetzgebung für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein u. |. w. (Geſetz»Samml. S. 94); 


4) die Anordnung der im Intereſſe der Sicherheit der Wegebenutzung 
nach $. 14 der Wegeverordnung vom 1. März 1842 zuläffigen Be 
ſchränkungen der Benutzung von Grundſtücken in der Nähe öffentlicher 
Wege. 
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§. 59. 
In der Provinz Schleswig⸗Holſtein beſchließt der Bezirksausſchuß: 


1) über die Zulaſſung einzelner Ausnahmen von den Regeln hinſichtlich 
der Breite und der Herſtellungsart der Nebenwege nach H. 221 der 
Wegeverordnung vom 1. März 1842; 

2) über die Herſtellungsart derjenigen neu auszubauenden Nebenlandſtraßen, 
hinſichtlich welcher die Kreiſe aus Provinzialmitteln eine Unterſtützung 
nicht erhalten, nach $. 146 der Wegeverordnung vom 1. März 1842 
und $. 7 Abſatz 3 des Geſetzes vom 26. Februar 1879. 
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ge $. 60. 
In der Provinz Hannover beſchließt: 

1) in Landkreiſen der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen ſowie in den be 
züglich der Verwaltung der allgemeinen Landesangelegenheiten ſelbſt— 
ſtändigen Städten der Bezirksausſchuß: 

a) über Beſchwerden Betheiligter gegen Beſtimmungen der Gemeinden 
darüber, welche Wege als Gemeindewege anzulegen, aufzugeben 
oder für ſolche zu erklären ſind (§. 11 des Hannoverſchen Geſetzes 
vom 8. Juli 1851 über Gemeindewege und Landſtraßen — Han⸗ 
noverſche Geſetz-Samml. S. 141); 


b) über Beſchränkungen des Gebrauchs von Gemeindewegen auf be— 
ſtimmte Zwecke des Verkehrs oder hinſichtlich einzelner Arten der 
Beförderungsmittel (§. 17 a. a. O.); 


c) über Beſchwerden Betheiligter gegen die Anordnung der geſetzlichen 
Gemeindevertretung in Betreff der Theilung eines Gemeindebezirks 
in Unterbezirke zur abgeſonderten Anlegung oder Unterhaltung von 
Gemeindewegen (F. 24 Abſatz 2 Nr. 2 und Abſatz 4 a. a. O.); 

2) der Bezirksausſchuß über zeitweilige Beſchränkungen des Gebrauchs von 
Landſtraßen hinſichtlich der Zwecke des Verkehrs oder der Beförderungs⸗ 
mittel (§. 18 a. a. O.). 

3) Ueber die Verbindung mehrerer benachbarter Ortsgemeinden zur gr 
meinſchaftlichen Anlegung und Unterhaltung der für ſie alle wichtigen 
Gemeindewege innerhalb des einen oder anderen Bezirks (§. 24 Abſatz 2 
Nr. 1 und Abſatz 3 a. a. O.) beſchließt 

a) der Kreisausſchuß, wenn die betheiligten Gemeinden demſelben 
Kreiſe angehören; 

b) der Bezirksausſchuß, wenn ein Stadtkreis oder eine bezüglich der 
Verwaltung der allgemeinen Landesangelegenheiten ſelbſtſtändige 
Stadt betheiligt iſt, oder die Gemeinden verſchiedenen Kreiſen, 
aber demſelben Regierungsbezirke angehören; 

e) der Provinzialrath, wenn die Gemeinden verfchiedenen Regierungs- 
bezirken angehören. 


$. 61. 


Für den Umfang des Regierungsbezirkes Caſſel beſchließt der Bezirksaus⸗ 
ſchuß an Stelle der Bezirksregierung: 

über die Heranziehung der Gemeinden und Gutsbezirke zum Wegebau 

außerhalb ihrer Gemarkungen, ſowie über die Vertheilung der Wege— 


ere 
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baulaſt ($$. 2, 3 und 4 des Geſetzes, betreffend die Abänderung der 
Wegegeſetze im Regierungsbezirke Caſſel, vom 16. März 1879 — Geſetz⸗ 
Samml. S. 225). 
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Für den Umfang des vormaligen Herzogthums Naſſau beſchließt der Be⸗ 
zirksausſchuß über die Feſtſtellung des Beitrages der Gemeinden zu den Koſten 
der Herſtellung chauſſirter Verbindungsſtraßen nach Maßgabe der §§. 5 und 6 
des Naſſauiſchen Geſetzes, betreffend die Erbauung chauſſirter Verbindungsſtraßen, 
vom 2. Oktober 1862 (Verordnungsblatt S. 176). 

Die im F. 7 a. a. O. dem Amtsbezirksrathe vorbehaltene Beſchlußfaſſung 
ſteht dem Kreisausſchuſſe zu. Gegen dieſen Beſchluß ſteht der Chauſſeebau⸗ 
verwaltung und den betheiligten Gemeinden binnen zwei Wochen die Beſchwerde 
an den Bezirksausſchuß offen. 


F. 63. 


Für den Umfang der vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheile beſchließt 
der Kreisausſchuß über die Ertheilung der Genehmigung: 


1) zur Ausführung neuer Ortsſtraßen und Vizinalwege ſeitens der Ge⸗ 
meinden in Gemäßheit des Geſetzes vom 4. Juli 1812, das Rechnungs⸗ 
weſen der Gemeinden u. ſ. w. betreffend; 

2) zur Bildung von Vizinalwegeverbänden in Gemäßheit des Großherzoglich 
Heſſiſchen Geſetzes vom 6. November 1860, die Anlegung und Unter- 
haltung der Vizinalwege betreffend (Großherzoglich Heſſiſches Regierungsbl. 
S. 333). 

$. 64. 


Ueber den beſonderen Beitrag, welchen die Unternehmer von Fabriken u. ſ. w., 
durch deren Betrieb Wege in erheblicher Weiſe benutzt werden, nach beſtehenden 
Geiben (Geſetz vom 26. Februar 1877, betreffend eine Abänderung des Han⸗ 
noverſchen Geſetzes über Gemeindewege und Landſtraßen, — GeſetzSamml. S. 18, 
F. 24 der Wegeordnung für das Herzogthum Lauenburg vom 7. Februar 1876 — 
Lauenburgiſches Offizielles Wochenbl. ©. 27, $. 7 des Geſetzes vom 16. März 1879, 
betreffend die Abänderung der Wegegeſetze im Regierungsbezirke Caſſel — Geſetz⸗ 
Samml. S. 225) zu den Koſten der Unterhaltung oder des Neubaues des be⸗ 
treffenden Weges zu leiſten haben, entſcheidet auf Klage des Wegepflichtigen in 
erſter Inſtanz: 

bei Gemeindewegen in Landkreiſen der Kreisausſchuß, bei ſonſtigen 
Wegen der Bezirksausſchuß. 

In der Provinz Hannover ſteht bei den Gemeindewegen in allen bezüglich 
der allgemeinen Landesverwaltung ſelbſtſtändigen Städten dieſe Entſcheidung dem 
Bezirksausſchuſſe zu. 

(Nr. 8952.) 43* 


— 262 — 
XII. Titel. 
Waſſerpolizei. 
A. Räumung von Gräben, Bächen und Waſſerläufen. 


$. 65. 


Ueber den Erlaß von Reglements (Regulativen) wegen Räumung von 
Gräben, Bächen und Waſſerläufen beſchließt in den durch die nachſtehend be— 
zeichneten Geſetze vorgeſehenen Fällen an Stelle der bisher zuſtändigen Behörde 
der Kreis-(Stadt-) Ausſchuß ($. 3 des Vorfluthgeſetzes für Reuvorpommern und 
Rügen vom 9. Februar 1867 — Geſetz-Samml. S. 220, Artikel 10 und 15 des 
Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 18. Februar 1853, betreffend die Auf- 
räumung und Unterhaltung der Bäche, — Regierungsbl. S. 65; Artikel 39 des 
Landgräflich Heſſiſchen Geſetzes vom 15. Juli 1862, betreffend die Errichtung 
und Beaufſichtigung der Waſſertriebwerke an Bächen u. ſ. w., — Archiv S. 895). 


$. 66. 


Gegen die Anordnungen der für die Wahrnehmung der Waſſerpolizei zu⸗ 
ſtändigen Behörde wegen Räumung von Gräben, Bächen und Waſſerläufen, 
beziehungsweiſe wegen Aufbringung oder Vertheilung der dazu erforderlichen 
Koſten findet als Rechtsmittel innerhalb zwei Wochen der Einſpruch an die 
Waſſerpolizeibehörde ſtatt. Dabei finden die Vorſchriften des zweiten und dritten 
Abſatzes des §. 56 ſinngemäße Anwendung. 

Ueber den Einſpruch hat die Waſſerpolizeibehörde zu beſchließen. Gegen 
den Beſchluß der Behörde findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 
Dieſelbe iſt, ſoweit der Inanſpruchgenommene zu der ihm angeſonnenen Leiſtung 
aus Gründen des öffentlichen Rechts ſtatt ſeiner einen Anderen für verpflichtet 
erachtet, zugleich gegen dieſen zu richten. 

Auch im Uebrigen unterliegen Streitigkeiten der Betheiligten darüber, wem 
von ihnen die öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit zur Räumung von Gräben und 
ſonſtigen Waſſerläufen obliegt, der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Die Klage iſt in den Fällen des zweiten Abſatzes innerhalb zwei Wochen 
anzubringen. Die zuſtändige Behörde kann zur Vervollſtändigung der Klage eine 
angemeſſene Nachfriſt gewähren. Durch den Ablauf dieſer Friſten wird jedoch 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren auf Erſtattung des Geleiſteten gegen 
einen aus Gründen des öffentlichen Rechts Verpflichteten nicht ausgeſchloſſen. 

Zuſtändig im Verwaltungsſtreitverfahren iſt in erſter Inſtanz der Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreiſen und, wenn die Klage gegen Beſchlüſſe des Landraths 
gerichtet iſt, ſowie in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern der Bezirks 
ausſchuß. 
Auf Gräben, Bäche und Waſſerläufe im Bezirke eines Deichverbandes 
finden die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 
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B. Stau-, Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen, ſowie 
Verſchaffung der Vorfluth. 
I. Vorſchriften für den betreffenden Geltungsbereich folgender Geſetze: 


1) Geſetz vom 15. November 1811 wegen des Waſſerſtauens bei Mühlen 
und Verſchaffung von Vorfluth (Geſetz-Samml. S. 352); 


2) Rheiniſches Ruralgeſetz vom 28. September 1791; 
3) Rheiniſches Reſſortreglement vom 20. Juli 1818; 


4) Geſetz vom 11. Mai 1853, betreffend die Anwendung der Vorfluth⸗ 
geſetze auf unterirdiſche Waſſerleitungen (Geſetz-Samml. ©. 182); 

5) Geſetz vom 14. Juni 1859 wegen Verſchaffung der Vorfluth in den 
Bezirken des Appellationsgerichtshofes zu Cöln und des Juſtizſenats zu 
Ehrenbreitſtein, ſowie in den Hohenzollernſchen Landen (Geſetz-Samml. 
S. 325); 


6) Vorfluthgeſetz für Neuvorpommern und Rügen vom 9. Februar 1867 
(Geſetz-Samml. S. 220); 


7) Geſetz über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 
(Geſetz-Samml. S. 41); 


8) Verordnung vom 9. Januar 1845, betreffend die Einführung des 
Geſetzes vom 28. Februar 1843 über die Benutzung der Privatflüſſe 
in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln (Geſetz⸗Samml. 
S. 35); 

9) Geſetz vom 23. Januar 1846, betreffend das für Entwäſſerungsanlagen 
einzuführende Aufgebots-⸗ und Präkluſionsverfahren (Geſetz-Samml. 
S. 26); 

10) Wieſenordnung für den Kreis Siegen vom 28. Oktober 1846 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 485). 


a. Feſtſetzung der Höhe des Waſſerſtandes bei Stauwerken. 
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Behufs Feſtſetzung der Höhe des Waſſerſtandes bei Stauwerken erfolgt die 
Ernennung der ſachverſtändigen Kommiſſarien endgültig durch Beſchluß des 
Kreis⸗ (Stadt) Ausſchuſſes. Eine Zuziehung des Gerichts findet ferner nicht ſtatt. 

Gegen die durch die Kommiſſarien beim Mangel rechtsverbindlicher deutlicher 
Beſtimmungen bewirkte Feſtſetzung des Waſſerſtandes ſteht den Betheiligten die 
Klage bei dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe zu. 

Streitigkeiten darüber, ob die Höhe des Waſſerſtandes in rechtsverbindlicher 
und deutlicher Weiſe beſtimmt ſei, unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren vor dem Kreis- (Stadt) Ausſchuſſe. Der Kreis- (Stadt⸗) Aus⸗ 
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ſchuß iſt befugt, durch endgültigen Beſchluß einen Waſſerſtand, welcher bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren inne zu halten iſt, vor: 
läufig feſtzuſetzen ($$. 1 bis 7 des Geſetzes vom 15. November 1811; $$. 4 bis 11 
des Geſetzes vom 9. Februar 1867; Titel II Artikel 16 des Rheiniſchen Rural— 
geſetzes vom 28. September 1791; §. 2 Nr. 3 und 4 des Rheiniſchen Reſſort⸗ 
reglements vom 20. Juli 1818). 


b. Verſchaffung von Vorfluth. 


§. 68. 

Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß beſchließt: 
1) über Anträge auf Verſchaffung von Vorfluth, und zwar nach einer 
vorgängigen, von ihm anzuordnenden örtlichen Unterſuchung ($$. 103 
bis 109 und 113 bis 116 Theil I Titel 8 Allgemeinen Landrechts; 
$$. 11 bis 18 des Vorfluthgeſetzes vom 15. November 1811 Artikel 3 
des Geſetzes vom 11. Mai 1853; $$. 14 bis 16, 18 bis 21 des 
Geſetzes vom 9. Februar 1867; 58 4 ff. des Vorfluthgeſetzes vom 
14. Juni 1859). Das ſchiedsrichterliche Verfahren nach den Beſtim⸗ 
mungen der $$. 15 ff. des Vorfluthgeſetzes vom 15. November 1811 
findet auch auf die Fälle der §§. 103 bis 109 und 113 bis 116 
Theil Titel 8 Allgemeinen Landrechts Anwendung; 
über Anträge auf Mitbenutzung einer Entwäſſerungsanlage und auf 
Abänderungen eines Entwäſſerungsplans ($$. 17, 20 des Geſetzes vom 
9. Februar 1867). 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen der Antrag auf münd⸗ 
liche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren Datt. 


$. 69. 


Die Aufforderung zur Schiedsrichterwahl, die Ernennung des Obmannes, 
ſowie der von den Betheiligten nicht rechtzeitig gewählten Schiedsrichter und die 
Ermächtigung des Schiedsgerichts erfolgt endgültig durch Beſchluß des Kreis— 
(Stadt.) Ausſchuſſes ($$. 22, 23, 25, 27 des Geſetzes vom 15. November 1811 b 
$$. 23, 24, 26 des Geſetzes vom 9. Februar 1867). 


$. 70. 

Der Kreis- (Stadt) Ausſchuß beſchließt: 

1) über die Rechtmäßigkeit der Ablehnung des Schiedsrichteramts ($. 30 
des Geſetzes vom 15. November 1811; F. 24 des Geſetzes vom 
9. Februar 1867); 

2) über die Zurückweiſung unzuläſſiger Schiedsrichter ($$. 28, 29 des 
Geſetzes vom 15. November 1811; $. 24 des Geſetzes vom 9. Februar 
1867); 
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3) über die Feſtſetzung der Vergütung der Schiedsrichter ($. 33 des Geſetzes 
vom 15. November 1811; F. 27 des Geſetzes vom 9. Februar 1867), 
4) über die Feſtſetzung der Vergütung der Kommiſſarien ($. 27 des Geſetzes 
vom 9. Februar 1867). 
Gegen die Beſchlüſſe des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes ſteht innerhalb zwei 
Wochen den Betheiligten der Antrag auf mündliche Verhandlung im Streit⸗ 
verfahren zu, in welchem der Kreis- (Stadt) Ausſchuß endgültig entſcheidet. 


§. 71. 
Die Anfechtung der ſchiedsrichterlichen Entſcheidung erfolgt innerhalb ſechs 
Wochen im Wege der Klage bei dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe ($$. 25, 26 des 
Geſetzes vom 15. November 1811; $. 26 des Geſetzes vom 9. Februar 1867). 


§. 72. 

Die Vorſchrift in $. 28 des Geſetzes vom 9. Februar 1867 wegen eye 
kutiviſcher Einziehung von Koſten und Koſtenvorſchüſſen durch die Bezirksregierung 
iſt aufgehoben. 

c. Bewäſſerungsanlagen. 


$. 73. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Beſchränkung der Ableitung des 
Waſſers, wenn durch eine Bewäſſerungsanlage das öffentliche Intereſſe gefährdet 
oder der nothwendige Waſſerbedarf den unterhalb liegenden Einwohnern entzogen 
wird ($. 15 des Geſetzes vom 28. Februar 1843; $. 3 der Wieſenordnung für 
den Kreis Siegen vom 28. Oktober 1846). 


$. 74. 

Der Kreis-(Stadt⸗) Ausſchuß faßt den Präkluſionsbeſcheid bei Bewäſſe⸗ 
rungsanlagen ab ($$. 19 bis 22, beziehungsweiſe 6 bis 9 a. a. O.). Gegen die 
Präkluſion iſt das Reſtitutionsgeſuch innerhalb zwei Wochen bei dem Kreis- 
(Stadt-) Ausſchuſſe anzubringen, welcher darüber im Verwaltungsſtreitverfahren 
entſcheidet. Auf Berufung entſcheidet der Bezirksausſchuß endgültig. 

Das Gleiche gilt bezüglich des Präkluſionsverfahrens bei Eatwäſſerungs⸗ 
anlagen (Geſetz vom 23. Januar 1846, Artikel 3 des Geſetzes vom 11. Mai 1853, 
$. 29 des Geſetzes vom 9. Februar 1867). 


§. 75. 
Ueber Widerſprüche gegen eine Bewäſſerungsanlage des Uferbeſitzers ($$. 16a 
und b, 17, 23 Abſatz 1 und 2 des Geſetzes vom 28. Februar 1843; $. 12 
der Wieſenordnung vom 28. Oktober 1846) entſcheidet der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß 
im Verwaltungsſtreitverfahren. 
(Nr. 8952.) 
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$. 76. 


Die Anträge eines Uferbeſitzers auf Einräumung oder Beſchränkung von 
Rechten behufs Ausführung oder Erhaltung von Bewäſſerungsanlagen ſind bei 
dem Kreis-(Stadt-) Ausſchuſſe anzubringen. 

Behufs Prüfung des Antrags an Ort und Stelle und Vernehmung der 
Betheiligten ernennt der Kreis-(Stadt-) Ausſchuß einzelne feiner Mitglieder oder 
andere Sachverſtändige, welche das Ergebniß der Erhebung unter Beifügung ihres 
Gutachtens feſtzuſtellen haben. 

Demnächſt beſchließt der Kreis-(Stadt⸗) Ausſchuß über die Vorfrage, ob 
ein überwiegendes Landeskulturintereſſe vorwalte ($$. 30 bis 32 des Geſetzes vom 
28. Februar 1843). 

Ké 

Der Kreid- (Stadt) Ausſchuß ernennt endgültig die Kommiſſarien für das 
fernere Verfahren und befchließt über die erhobenen Widerfprüche gegen den von den 
Kommiſſarien entworfenen Plan, ſowie über die Friſt zu ſeiner Ausführung. 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen der Antrag auf münd— 
liche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt ($$. 33 bis 44 a. a. O.). 


$. 78. 
Der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß ernennt endgültig die Taxatoren und ſtellt 
die Entſchädigung durch Endurtheil feſt. 
Gegen das Endurtheil ſteht dem Berechtigten nur die Berufung an das 
Oberlandeskulturgericht zu ($$. 43 bis 47, 54 und 55 a. a. O.). 
$. 79. 
Die Einziehung und Auszahlung oder Hinterlegung der feſtgeſtellten Ent⸗ 
ſchädigungsſumme liegt dem Landrathe, in Stadtkreiſen dem Gemeindevorſtande ob. 
$. 80. 


Ueber den Antrag auf vorläufige Geſtattung der Anlage und die Höhe 
der zu erlegenden Kaution beſchließt der Kreis-(Stadt-) Ausſchuß. 


II. Vorſchriften für den Geltungsbereich der proviſoriſchen Verfügung für die Geeſtdiſtrikte 
des Herzogthums Schleswig vom 6. September 1863 (Chronologiſche Samml. S. 232). 


K 81 


Gegen die Anordnungen, Feſtſetzungen und Erkenntniſſe der Waſſerlöſungs— 
kommiſſionen und der Schauungsmänner findet innerhalb zwei Wochen die Klage 


bei dem Kreis⸗(Stadt-) Ausſchuſſe ſtatt. Derſelbe kann zur Vervollſtändigung 


der Klage eine angemeſſene Nachfriſt gewähren. 
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Die Waſſerlöſungskommiſſionen und beziehungsweiſe die Schauungsmänner 

entſcheiden durch Erkenntniß auch: 
1) auf Beſchwerde gegen Verfügungen der von den Waſſerlöſungskom⸗ 
miſſionen Kommittirten ($. 22 a. a. O.), 
2) in Streitigkeiten der Betheiligten unter einander über die ihnen aus 
dem Geſetz oder den rechtlich beſtehenden Regulativen zuſtehenden Rechte 
und Pflichten. 
Im Falle des Schlußſatzes des $. 17 a. a. O. entfcheidet der Kreis⸗(Stadt-) 
Ausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Gegen Verfügungen des Landraths an die in Waſſerlöſungsangelegen— 
heiten Betheiligten ſteht denſelben innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Be⸗ 
zirksausſchuſſe zu. 


III. Vorſchriften für den Geltungsbereich der Waſſerlöſungsordnung für die Geeſtdiſtrikte des 
Herzogthums Holſtein vom 16. Juli 1857 (Gefeß- und Miniſterialbl. S. 208) und der Waſſer⸗ 
löſungsordnung für den Kreis Herzogthum Lauenburg vom 22. Mai 1857 
(Geſetz- und Miniſterialbl. S. 135). 


§. 82. 
Die Entſcheidung 
1) über Beſchwerden gegen Verfügungen der Behörden, durch welche die 
Betheiligten zur Erfüllung der durch das Geſetz oder durch die rechtlich 
beſtehenden Regulative beſtimmten Verpflichtungen angehalten werden, 
2) über Streitigkeiten unter den Betheiligten über die ihnen aus dem Geſetz 
oder aus den rechtlich beſtehenden Regulativen entſpringenden Rechte 
und Pflichten 
erfolgt nach Maßgabe der $$. 10 und 12, beziehungsweiſe § . 9 und 11 der 
gedachten Verordnungen. 

Gegen die Entſcheidung findet innerhalb zwei Wochen die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren ſtatt. Zuſtändig iſt in erſter Inſtanz der Kreisausſchuß, 
in Stadtkreiſen und in Städten über 10 000 Einwohner, ſowie wenn die Be⸗ 
ſchwerde gegen die Verfügung des Landraths gerichtet iſt, der Bezirksausſchuß. 

Ueber Anträge auf Regulirungen, insbeſondere über den Erlaß von Re 
gulativen, durch welche die Rechte und Pflichten der an einer Waſſerlöſung Be⸗ 
theiligten nach Maßgabe der $$. 2 bis 9 und 11, beziehungsweiſe $$. 2 bis 8 
und 10 der gedachten Verordnungen beſtimmt werden ſollen, beſchließt der Kreis— 
(Stadt-) Ausſchuß. 

Die betreffenden Schaukommiſſionen ſind vor dem Beſchluſſe zu hören und 
haben auf Erfordern des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes die Unterſuchung und Ver⸗ 
mittelung vorzunehmen. 

Gegen den Beſchluß des Kreid- (Stadt⸗) Ausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Gef. Samml. 1883. (Nr. 8952.) 44 
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IV. Vorſchriften für den Geltungsbereich des Hannoverſchen Geſetzes vom 22. Auguſt 1847 
über Ent- und Bewäſſerung der Grundſtücke, ſowie über Stauanlagen (Hannoverſche Gert, 
Samml. S. 262). 


$. 83. 

In erſter Inſtanz beſchließt der Bezirksausſchuß an Stelle der Landdroſtei 
und der Kreis: (Stadt) Ausſchuß — in den bezüglich der Verwaltung ber al 
gemeinen Landesangelegenheiten ſelbſtſtändigen Städten der Bezirksausſchuß — an 
Stelle der Obrigkeit ($$. 98, 99 a. a. O.) über die nach jenem Geſetze ($$. 4, 
47, 53, 68, 74, 86, 87, 90) für die Vorrichtung neuer Entwäfjerungs-, Be 
wäſſerungs⸗ und Stauanlagen, ſowie für die Aenderung und Aufhebung ſolcher 
Anlagen erforderliche vorgängige Genehmigung der zuſtändigen Behörde (zu ver⸗ 
gleichen jedoch §. 84 Ziffer 1). 

$. 84. 
Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß beſchließt über Anträge: 


1) auf Zulaſſung neuer Entwäſſerungs-, Bewäſſerungs- oder Stauanlagen, 
oder auf Aenderung oder Wegräumung derartiger Anlagen gegen den 
Widerſpruch Betheiligter ($. 97 a. a. O.), 

2) auf Setzung eines Stauziels u. ſ. w. ($$. 75 bis 77 a. a. O.) für 
vorhandene Stauanlagen ($. 79 a. a. O.); 


3) auf den Eintritt in eine oder auf den Austritt aus einer Entwäſſerungs⸗ 
oder Bewäſſerungsgenoſſenſchaft, welche auf Grund des Hannoverſchen 
Geſetzes vom 22. Auguſt 1847 oder vor Erlaß deſſelben errichtet und 
als öffentliche Genoſſenſchaft im Sinne des Geſetzes vom 1. April 1879, 
betreffend die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften (Geſetz-Samml. 
S. 297), nicht begründet iſt ($$. 47 bis 52, aa 68 und 69 a. a. O.). 


Gegen den Beſchluß des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 


V. Vorſchriften für den Geltungsbereich der Kurheſſiſchen Verordnung vom 31. Dezember 1824, 

betreffend den Waſſerbau (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. S. 99), des Kurheſſiſchen Geſetzes vom 

28. Oktober 1834, betreffend die Beſeitigung mehrerer der Verbeſſerung des Acker⸗ und Wieſen⸗ 

baues entgegenſtehenden Hinderniſſe (Kurheſſiſche Geſetz Gomm, S. 156) und des Kurheſſiſchen 

Geſetzes vom 17. Dezember 1857, betreffend die Ausführung von Entwäſſerungsanlagen mittelft 
unterirdiſcher Röhren (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. S. 51). 


§. 85. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Ertheilung der nach $$. 16 und 17 
Abſatz 2 der Verordnung vom 31. Dezember 1824 erforderlichen Genehmigung 
zu den dort bezeichneten Waſſerbauanlagen und zu Veränderungen an vorhandenen 
derartigen Anlagen (zu vergleichen jedoch §. 86 Ziffer 1 und 3). 
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$. 86. 
Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß beſchließt über Anträge: 


1) auf Zulaſſung oder Veränderung der im $. 85 bezeichneten Waſſer⸗ 
bauanlagen gegen den Widerſpruch Betheiligter 


2) auf Setzung von Aichpfählen bei vorhandenen Stauanlagen und über 
den Widerſpruch Betheiligter ; 

3) auf Führung von Bewäſſerungs⸗ oder Entwäſſerungsgräben oder Drains 
durch fremde Grundſtücke, auf Geſtattung von Vorarbeiten für Drains⸗ 
anlagen auf fremden Grundſtücken, oder auf Anlegung von Werken 
zum Stauen oder zur Hebung des Waſſers auf fremden Grundſtücken, 
nach $$. 6 bis 9 des Geſetzes vom 28. Oktober 1834 und nach dem 
Geſetze vom 17. Dezember 18577 
auf Feſtſtellung des Beitrags, welchen Gemeinden oder Private nach 
F. 3 Abſatz 2 der Verordnung vom 31. Dezember 1824 zu den Koſten 
von Waſſerbauten zu leiſten haben, welche nach ihrem Gegenſtande und 
Zwecke nicht nur als Staats, ſondern zugleich als Gemeinde- oder 
Privatbauten erſcheinen, nach F. 18 der Verordnung vom 31. Dezember 
1824. 

Gegen den Beſchluß des Kreis: (Stadt-) Ausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ftatt. 
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VI. Vorſchriften für den Geltungsbereich der Naſſauiſchen Verordnung vom 27. Juli 1858, 
betreffend Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen (Verordnungsbl. S. 100); der Groß- 
herzoglich Heſſiſchen Geſetze vom 18. Februar 1853, betreffend die Aufräumung und Unter: 
haltung der Bäche (Regierungsbl. S. 65); vom 19. Februar 1853, betreffend die Regulirung 
der Bäche (Regierungsbl. S. 70); vom 20. Februar 1853, betreffend die Errichtung und 
Beaufſichtigung der Waſſertriebwerke (Regierungsbl. S. 75) und vom 2. Januar 1858, 
betreffend die Entwäſſerung von Grundſtücken (Regierungsbl. S. 33); beziehungsweiſe der 
Landgräflich Heſſiſchen Geſetze vom 15. Juli 1862 über Errichtung und Beaufſichtigung der 
Waſſertriebwerke (Archiv S. 895) und vom 15. Juli 1862, betreffend die Entwäſſerung von 
Grundſtücken (Archiv S. 889). 


§. 87. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt an Stelle der Bezirksregierung: 

1) über die nach Artikel 4 des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 
18. Februar 1853 erforderliche Genehmigung der vertragsmäßigen 
Vereinigung mehrerer Gemeinden zu einem Verbande (Konkurrenz), 
behufs gemeinſamer Aufbringung der Koſten für Aufräumung und 
Unterhaltung eines Baches ; 

2) über die Genehmigung zu einer Bachregulirung, zu Ent und Bewäſſe⸗ 
rungsanlagen oder zur Anlage von Waſſertriebwerken nach §9. 2, 19, 

(Nr. 8952.) 44* 
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25 und 26 der Naſſauiſchen Verordnung vom 27. Juli 1858 (zu ver— 
gleichen jedoch $. 89 Ziffer 1 und 4); 

3) über die Genehmigung zur Anlegung oder Veränderung von Waffer- 
triebwerken nach $$ 1 und 15 der Großherzoglich Heſſiſchen Verordnung 
vom 20. Februar 1853 und des Landgräflich Heſſiſchen Geſetzes vom 
15. Juli 1862 (zu vergleichen jedoch F. 89 Ziffer 4). 


$. 88. 


Der Kreisausſchuß beſchließt über die Anlegung von Schwellen in den 
Sohlen regulirter Bäche nach F. 5 der Naſſauiſchen Verordnung vom 27. Juli 1858 
und Artikel 20 des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 19. Februar 1853. 


5. 89. 

Der Kreisausſchuß beſchließt über Anträge: 

1) auf Zulaſſung von Bachregulirungen, ſowie neuer Ent- und Bewäſſe⸗ 
rungsanlagen gegen den Widerſpruch Betheiligter nach §. 2 der 
Naſſauiſchen Verordnung vom 27. Juli 1858; 

15 2) auf Ausführung von Entwäſſerungsanlagen gegen den Widerſpruch 

. Betheiligter nach §§. 1, 21 und 32 des Großherzoglich Heſſiſchen 

Zu Geſetzes vom 2. Januar 1858 und des Landgräflich Heſſiſchen Ent- 

wäſſerungsgeſetzes vom 15. Juli 1862; 

auf Entſcheidung über Widerſprüche von Gemeinden gegen eine Bach— 

regulirung oder gegen die Uebernahme der durch eine Bachregulirung 

entſtehenden Koſten und über das Verhältniß, in welchem die Koſten 
einer Bachregulirung auf mehrere Gemeinden zu vertheilen ſind, nach 

Artikel 10, 7 und 8 des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 

19. Februar 1853; 

auf Genehmigung zur Errichtung, ſowie zur Veränderung von Trieb- 

werken an Bächen und deren Seitengräben gegen den Widerſpruch 

* Betheiligter nach a, 19, 25, 26 und 27 der Naſſauiſchen Verordnung 

* vom 27. Juli 1858, beziehungsweiſe Artikel 8 und 10 des Groß— 

Gë herzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 20. Februar 1853 und des Land» 

N gräflich Heſſiſchen Geſetzes vom 15. Juli 1862; 

K 5) auf Setzung von Aichpfählen an bereits beſtehenden Triebwerken nach 

7 §. 28 der Naſſauiſchen Verordnung vom 27. Juli 1858, beziehungs⸗ 

* weiſe Artikel 20 und 21 des Großherzoglich Heſſiſchen Geſetzes vom 

20. Februar 1853 und des Landgräflich Heſſiſchen Geſetzes vom 

h 15. Juli 1862. 

I Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen der 

E: Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitperfahren Datt, 
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II. Vorſchriften für den Geltungsbereich des Bayeriſchen Geſetzes über Benutzung des 
Waſſers vom 28. Mai 1852 (Bayeriſches Geſetzblatt S. 489). 


§. 90. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt: 

1) über die im Intereſſe der Erhaltung des nöthigen Waſſerbedarfs für 
eine Ortſchaft erforderlichen Beſchränkungen hinſichtlich der Ableitung 
des Waſſers nach §. 58 a. a. O., 

2) über Anträge auf Genehmigung zur Errichtung oder Abänderung von 
Stauanlagen nach Artikel 61 und 82 a. a. O. (zu vergleichen jedoch 
F. 91 Ziffer 4). 

$.. 91. 


Der Kreisausſchuß beſchließt über Anträge: 

1) auf Genehmigung zu einer Abweichung von der geſetzlichen Beſchrän⸗ 
kung der Uferanlieger in der Benutzung des Waſſers nach Artikel 54 
Abſatz 2 und H. 58 a. a. O., 

2) auf Vertheilung des Waſſers unter die Berechtigten bei Verminderung 
des Waſſerſtandes nach Artikel 60 a. a. O., 

3) auf Zuweiſung von Waſſer für Grundſtücke, welche nicht an dem Fluſſe 
liegen, nach Artikel 62 und 63 a. a. O., 

4) auf Genehmigung zur Errichtung oder Abänderung von Stauvorrich⸗ 
tungen und Triebwerken oder auf Setzung eines Stauziels gegen den 
Widerſpruch Betheiligter nach Artikel 61, 73, 76, 77, 83 und 84 
a. a. O. j 

5) auf Zuleitung oder Ableitung des für eine Be- oder Entwäſſerung er 
forderlichen Waſſers durch fremde Grundſtücke. 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen der 

Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 


VIII. Vorſchriften für den Geltungsbereich der Mühlenordnung für das Fürſtenthum Hohen⸗ 
zollern⸗Sigmaringen vom 8. November 1845 (Geſetz-Samml. für Hohenzollern Sigmaringen 
Bd. VII S. 157). 


$. 92. 
Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Feſtſtellung von Inſtruktionen für 


die Einrichtung und Benutzung der Mühlenhauptkanäle nach §. 27 Nr. 12 a. a. O. 


$. 93. 
Der Amtsausſchuß beſchließt über die Einrichtung von Fluthſchleuſen an 
Mühlenwehren zur Verhütung von Ueberſchwemmungen nach $. 27 Nr. 13 a. a. O. 
(Nr. 8952.) 
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Der Amtsausſchuß beſchließt ferner über Anträge: 
1) auf Errichtung, Veränderung oder Wiederherſtellung von Waſſermühlen 
nach F. 23 II, §. 5 III, §. 8 a. a. O.; 
2) auf Gewährung einer Entſchädigung an einen Mühlenbeſitzer für die 
Einrichtung von Fluthſchleuſen nach §. 27 Nr. 13 a. a. O. 
3) auf Benutzung des Waſſers für Mühlen und die Gewährung bezüg⸗ 
licher Entſchädigungen nach §. 25 Abſatz 2 a. a. O. 
Gegen den Beſchluß des Amtsausſchuſſes in den Fällen zu 1 bis 3 findet 
innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren ſtatt. 


C. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 94. 


Das Geſetz, betreffend die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften, vom 
1. April 1879 (Geſetz-Samml. S. 297) kommt fortan mit folgenden Maßgaben 
zur Anwendung. 

Die in F. 49 Abſatz 3 dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe, in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz dem Bezirksausſchuſſe übertragene Aufſicht über Waſſergenoſſenſchaften wird 
fortan vom Landrath als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen von 
der Ortspolizeibehörde, in der Beſchwerdeinſtanz vom Regierungspräſidenten 
geführt. In den Fällen der $$. 51, 53, 71 behält es bei der Zuftändigfeit des 
Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes fein Bewenden. 

An die Stelle des zweiten Abſatzes des $. 50 tritt folgende Beſtimmung: 

Gegen die Verfügung oder Feſtſtellung des Landraths oder der 
Ortspolizeibehörde ſteht der Genoſſenſchaft innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe, gegen die Verfügung oder Feſtſtellung 
des Regierungspräſidenten die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

In Betreff der Rechtsmittel gegen die Androhung, Feſtſetzung und Aus— 
führung des Zwangsmittels in den Fällen des §. 54 finden die Beſtimmungen 
der 6. 132 ff. des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 Anwendung. 

Bei dem Verfahren zur Begründung öffentlicher Waſſergenoſſenſchaften 
tritt, ſofern das Genoſſenſchaftsgebiet die Grenzen eines Regierungsbezirks nicht 
überſchreitet, in den Fällen der $$. 73, 75, 76, 77, 93 und 94 der Regierungs⸗ 
präſident an die Stelle des Oberpräſidenten, und im Falle des F. 72 Ziffer 2 
der Landrath, in Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand an die Stelle der Regierung. 
Die Befugniß zur Uebertragung der Leitung des Verfahrens an eine Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörde ($. 77 Abſatz 1 Satz 2) verbleibt dem Oberpräſidenten. 

Die $$. 53 Abſatz 3, 97 und 98, ſowie der im $. 57 daſelbſt für den 
Fall einer anderweiten Organiſation der höheren Verwaltungsbehörden gemachte 
Vorbehalt treten außer Kraft. 


A 


— 273 — 


§. 95. i 

Durch die Vorſchriften des gegenwärtigen Titels werden nicht berührt: 

1) die Zuſtändigkeiten der zur Wahrnehmung der Strom-, Schifffahrts⸗ 
und Hafenpolizei berufenen Behörden; 

2) die Zuſtändigkeiten der Auseinanderſetzungsbehörden zur Regelung der 
mit einer Auseinanderſetzung verbundenen Waſſerſtau⸗, Ent- und Be 
wäſſerungsanlagen; 

3) die Beſtimmungen der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
(Bundes⸗Geſetzbl. S. 245) über Stauanlagen für Waſſertriebwerke und 
die darauf bezüglichen Juſtändigkeitsvorſchriften in $$. 109 ff. des 
gegenwärtigen Geſetzes. 


| 


XIII. Titel. 
Deichangelegenheiten. 


5. 96; 

Der Bezirksausſchuß beſchließt, ſoweit es ſich um Deiche handelt, welche 

zu keinem Deichverbande oder Deichbande gehören: 

1) über die Genehmigung für neue und für die Verlegung, Erhöhung 
oder Beſeitigung beſtehender Deichanlagen nach $$. 1 bis 3 des Geſetzes 
über das Deichweſen vom 28. Januar 1848 — Geſetz-Samml. S. 54; 
$$. 16 und 17 der Kurheſſiſchen Verordnung vom 31. Dezember 1824, 
betreffend den Waſſerbau, — Kurheſſiſche Geſetz-Samml. ©. 99; 
Artikel 10, 36 und 40 des Bayeriſchen Geſetzes vom 28. Mai 1852, 
betreffend die Benutzung des Waſſers, — Geſetz-Samml. für Bayern 
S. 489, 

2) über die Herſtellung ganz oder theilweiſe verfallener oder zerſtörter 
Deiche und die Heranziehung der Pflichtigen zur Erhaltung oder Wieder- 
herſtellung nach $$. 4 und 5 des Geſetzes vom 28. Januar 1848; 

3) über die interimiſtiſche Tragung der Deichbaulaſt und die Vertheilung 
der Beiträge nach §§. 6 bis 8 a. a. O.; 

4) über die Beſchränkung oder Unterſagung der Nutzung eines Deichs 
nach §. 24 a. a. O. 

Die Beſchwerde findet an den Miniſter für Landwirthſchaft 2 Datt, 


8 
Befugniſſe, welche hinſichtlich der Deichverbände den Bezirksregierungen 
(Landdroſteien) in Gemäßheit des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 
1848 übertragen worden ſind, können durch Statut oder Statutenänderung den 
(Nr: 8952.) 
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Kreis- (Stadt-) Ausſchüſſen, den Bezirksausſchüſſen oder Provinzialräthen über 


wieſen werden. 


Auch können den vorbezeichneten Behörden Befugniſſe hinſichtlich der Deich— 
verbände und der Sielverbände (Schleuſen⸗, Wettern-, Waſſerlöſungs- u. ſ. w. 
Verbände) durch Statuten übertragen werden, mittelſt welcher die innere Organi⸗ 
ſation der Deich- und Sielverbände im Geltungsbereiche der beſonderen Deich— 
ordnungen nach Artikel IV des Geſetzes vom 11. April 1872 (Geſetz-Samml. 


S. 377) neu geregelt und feſtgeſtellt wird. 


XIV. Titel. 
Fiſchereipolizei. 
§. 98. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt: 

1) über den Erlaß von Regulativen, betreffend die Beaufſichtigung und 
den Schutz der Laichſchonreviere (§. 31 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874, Geſetz⸗Samml. ©. 197), 

2) über die Serehmnigung zur Ausführung von Fiſchpäſſen ($$. 36 und 39 
a. a. O.); 

3) darüber, in welchen Zeiten des Jahres der Fiſchpaß geſchloſſen gehalten 
werden muß und in welcher Ausdehnung oberhalb und unterhalb des 


Fiſchpaſſes für die Zeit, während welcher der Fiſchpaß RES ift, jede 
Art des Fiſchfanges verboten ift ($$. 41 und 42 a. a. O.). 


§. 99. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt ferner: 

1) über die Geſtattung von Ableitungen nach $. 43 Abſatz 2 des Fiſcherei⸗ 
geſetzs vom 30. Mai 1874 und über die Anordnungen von Vor⸗ 
kehrungen nach F. 43 Abſatz 3 a. a. O., ſofern die betreffende Ab⸗ 
leitung nicht Zubehör einer der im H. 16 der Reichsgewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 245) als genehmigungspflichtig 
bezeichneten Anlagen iſt. 

Die Schlußbeſtimmung des $. 43 des Fiſchereigeſetzes wird in 
Betreff der im F. 16 der Reichsgewerbeordnung nicht erwähnten An⸗ 
lagen aufgehoben; 

2) über die Geſtattung von Ausnahmen von dem Verbote des Flachs⸗ 
und Hanfrötens in nicht geſchloſſenen Gewäſſern ($. 44 a. a. O.). 


$. 100. 


Der Kreis. (Stadt) Ausſchuß führt die Aufficht über die nach den $$. 9 
und 10 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 gebildeten Ge 
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Behauptet die Genoffenfchaft, daß eine im Aufſichtswege getroffene Ver⸗ 
fügung dem Statute oder dem Geſetze widerſpricht, ſo ſteht ihr innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 


N 


$. 101. 


Wird die Verpflichtung zur Theilnahme an den Laſten der nach den $$. 9 

und 10 a. a. O. gebildeten Genoſſenſchaften, oder 

wird das Recht zur Theilnahme an den Aufkünften aus der gemeinſchaft⸗ 

lichen Fiſchereinutzung ($. 10 a. a. O.) beſtritten, 
ſo hat hierüber der Genoſſenſchaftsvorſtand Beſcheid zu ertheilen. Gegen den 
Beſcheid findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Kreis- (Stadt-) Aus- 
ſchuſſe ſtatt. Die Entſcheidung des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes iſt vorläufig 
vollſtreckbar. 

F. 102. 

Der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes unterliegen: 

1) Streitigkeiten über die Frage, ob ein Gewäſſer als ein geſchloſſenes 
anzuſehen iſt (§. 4 a. a. O.); 

2) Klagen der Fiſchereiberechtigten oder Fiſchereigenoſſenſchaften auf weitere 
Beſchränkung oder gänzliche Aufhebung von Fiſchereiberechtigungen, 
welche auf die Benutzung einzelner beſtimmter Fangmittel oder ſtändiger 
Fiſchereivorrichtungen gerichtet ſind (§. 5 Ziffer 2 a. a. O.). 


XV. Titel. 
Jagdpolizei. 
§. 103. 

In Jagdpolizeiſachen beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung nach beſtehendem 
Rechte den Verwaltungsbehörden zuſteht, unbeſchadet der nachfolgenden Beſtim— 
mungen, der Landrath, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. 

Gegen Beſchlüſſe dieſer Behörden, durch welche Anordnungen wegen Ab— 
minderung des Wildſtandes getroffen oder Anträge auf Anordnung oder Ge— 
ſtattung ſolcher Abminderung abgelehnt werden, findet ſtatt der allgemeinen 


Rechtsmittel innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß ſtatt. 
Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 


$. 104. 
Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß, beſchließt, ſoweit 
die Beſchlußfaſſung nach beſtehendem Rechte den Verwaltungsbehörden zuſteht, 
1) über die Genehmigung zur Bildung mehrerer für ſich beſtehender Jagd- 
bezirke aus dem Bezirke einer Gemeinde (Gemarkung, Feldmark) / 
Gef. Samml. 1883, (Nr. 8952.) 45 
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2) über die Anordnung der Vereinigung mehrerer Gemeindebezirke (Ge⸗ 
markungen, Feldmarken) zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke gemäß 
F. 6 der Verordnung, betreffend das Jagdrecht und die Jagdpolizei im 
ehemaligen Herzogthum Naſſau, vom 30. März 1867 (Geſetz-Samml. 
S. 426) und F. 8 des Lauenburgiſchen Geſetzes, betreffend das Jagd— 
recht und die Jagdpolizei, vom 17. Juli 1872 (Offizielles Wochenbl. 
Nr. 42). 
Beſtimmungen, wonach es zur Annahme eines Ausländers als Jagdpächters 
einer beſonderen Genehmigung bedarf, finden auf Angehörige des Deutſchen 
Reichs fortan keine Anwendung. 
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$. 105. 

Streitigkeiten der Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begrün- 
deten Berechtigungen und Verpflichtungen hinſichtlich der Ausübung der Jagd, 
insbeſondere über 

1) Beſchränkungen in der Ausübung des Jagdrechts auf eigenem Grund 
und Boden, 

2) Bildung von gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, Anſchluß von Grund⸗ 
ſtücken an einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk, oder Ausſchluß von 
Grundſtücken aus einem ſolchen, \ 

3) Ausübung der Jagd auf fremden Grundſtücken, welche von einem 
größeren Walde oder von einem oder mehreren ſelbſtſtändigen Jagd⸗ 
bezirken umſchloſſen ſind, ſowie die den Eigenthümern der Grundſtücke 
zu gewährende Entſchädigung 

unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Zuſtändig im Verwaltungsſtreitverfahren iſt in erſter Inſtanz der Kreis 

ausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß. 


$. 106. 


Auf Beſchwerden und Einfprüche, betreffend die von der Gemeindebehörde 
oder dem Jagdvorſtande feſtgeſtellte Vertheilung der Erträge der gemeinſchaftlichen 
Jagdnutzung, beſchließt die Gemeindebehörde beziehungsweiſe der Jagdvorſtand. 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem 
Kreisausſchuſſe, in Stadtkreiſen bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

Die im erſten Abſatze gedachte Feſtſtellung bedarf keiner Genehmigung oder 
Beſtätigung von Seiten der Aufſichtsbehörde. 


$. 107. 
Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Verlängerung, Verkürzung oder 
Aufhebung der geſetzlichen Schonzeit, ſoweit darüber nach beſtehendem Rechte im 
Verwaltungswege Beſtimmung getroffen werden kann. Der Beſchluß iſt endgültig. 
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$. 108. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Erneuerung der auf den Schleswigſchen 
Weſtſeeinſeln beſtehenden Konzeſſionen zur Errichtung von Vogelkojen, ſowie über 
die Ertheilung neuer Konzeſſionen ($. 6 des Geſetzes vom 1. März 1873, Geſetz⸗ 
Samml. S. 27). 


XVI. Titel. 
Gewerbepolizei. 


. at 


A. Gewerbliche Anlagen. 


$. 109. 
Der Kreis- (Stadt-) Ausschuß, in den einem Landkreiſe angehörigen 5 
Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern der Magiſtrat (kollegialiſche Gemeinde⸗ N 
vorſtand), beſchließt über Anträge auf Genehmigung zur Errichtung oder Ver— 
änderung gewerblicher Anlagen ($$. 16 bis 25 der Reichsgewerbeordnung vom 
21. Juni 1869), ſoweit konzeſſionspflichtige Anlagen der nachbezeichneten Art in 
Frage ſtehen: 
Gasbereitungs- und Gasbewahrungsanſtalten, Anſtalten zur Deftil- 
lation von Erdöl, Anlagen zur Bereitung von Braunkohlentheer, 
Steinkohlentheer und Koaks, Asphaltkochereien und Pechſiedereien, 
Glas- und Rußhütten, Kalk-, Ziegel- und Gypsöfen, Metallgießereien, 
Hammerwerke, Schnellbleichen, Firnißſiedereien, Stärkefabriken, Stärke⸗ 
ſyrupfabriken, Wachstuch-, Darmſaiten-, Dachpappen⸗ und Dachfilz— 
| fabriken, Darmzubereitungsanſtalten, Leim-, Thran⸗ und Seifen⸗ 
| fiedereien, Knochenbrennereien, Knochendarren, Knochenkochereien und 
Knochenbleichen, Hopfenſchwefeldarren, Zubereitungsanſtalten für Thier⸗ 
| haare, Talgſchmelzen, Schlächtereien, Gerbereien, Abdeckereien, Stroh: 
papierſtofffabriken, Stauanlagen für Waſſertriebwerke, Fabriken, in welchen 
Dampfkeſſel oder andere Blechgefäße durch Vernieten hergeſtellt werden, 
Anſtalten zum Imprägniren von Holz mit erhitzten Theerölen, Kunſt⸗ 
wollefabriken und Dégrasfabriken, endlich Dampfkeſſel mit Ausnahme 
der für den Gebrauch auf Eiſenbahnen beſtimmten Lokomotiven und 
der zum Betriebe auf Bergwerken und Aufbereitungsanſtalten be 
ſtimmten Dampfkeſſel. 
Im Falle fernerer Ergänzung des Verzeichniſſes der konzeſſionspflichtigen N: 
Anlagen gemäß F. 16, letzter Abſatz, der Reichsgewerbeordnung bleibt die Be— 
ſtimmung darüber, für welche der in das Verzeichniß nachträglich aufgenommenen 
Anlagen der Kreisausſchuß (Stadtausſchuß, Magiſtrat) zuſtändig iſt, Königlicher 
Verordnung vorbehalten. 


(Nr. 8952.) 45* 
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$. 110. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über Anträge auf Genehmigung zur Er⸗ 
richtung oder Veränderung gewerblicher Anlagen, ſoweit die Beſchlußnahme 
darüber nicht nach §. 109 dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe (Magiſtrat) über⸗ 
wieſen iſt. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt ferner im Einvernehmen mit dem zuſtändigen 
Oberbergamte über die Zuläſſigkeit von Waſſertriebwerken, welche zum Betriebe 
von Bergwerken oder Aufbereitungsanſtalten dienen ($. 59 Abſatz 3 des All⸗ 
gemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865, Geſetz-Samml. S. 705). 


K. 111. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt auf Antrag der Ortspolizeibehörde darüber, 
ob die Ausübung eines Gewerbes in Anlagen, deren Betrieb mit ungewöhnlichem 
Geräuſch verbunden iſt, an der gewählten Betriebsſtätte zu unterſagen oder nur 
unter Bedingungen zu geſtatten iſt (§. 27 der Reichsgewerbeordnung). 


$. 112. 


Die Befugniß, gemäß $. 51 der Reichsgewerbeordnung die fernere Be⸗ 
nutzung einer gewerblichen Anlage wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren 
für das Gemeinwohl zu unterſagen, ſteht dem Bezirksausſchuſſe zu. 


$. 113. 


In den Fällen der $$. 109 bis 112 findet die Beſchwerde an den Miniſter 
für Handel und Gewerbe ſtatt. Sofern bei Stauanlagen Landeskulturintereſſen 
in Betracht kommen, iſt der Miniſter für Landwirthſchaft zuzuziehen. 


B. Gewerbliche Konzeſſionen. 


$. 114. 


Ueber Anträge auf Ertheilung der Erlaubniß zum Betriebe der Gaſtwirth⸗ 
ſchaft oder Schankwirthſchaft, zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus, 
ſowie zum Betriebe des Pfandleihgewerbes und zum Handel mit Giften ($$. 33, 
34 der Reichsgewerbeordnung) beſchließt der Kreis- (Stadt) Ausſchuß. 

Wird die Erlaubniß verſagt, fo ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren 
vor dem Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſe zu. 

Ueber Anträge auf Ertheilung der Erlaubniß zum Betriebe der Gaſtwirth⸗ 
ſchaft, zum Ausſchänken von Branntwein oder von Wein, Bier oder anderen 
geiſtigen Getränken, ſowie zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus, iſt 
zunächſt die Gemeinde- und die Ortspolizeibehörde zu hören. Wird von einer 
dieſer Behörden Widerſpruch erhoben, ſo darf die Ertheilung der Erlaubniß nur 
auf Grund mündlicher Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren erfolgen. 
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Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 


In den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10 000 Ein⸗ 9 K 


wohnern tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Magiſtrat (kollegialiſche 
Gemeindevorſtand). 
$. 115. 
Ueber die Anträge auf Ertheilung: 
a) der Konzeſſion zu Privat-Kranken-, Privat⸗Entbindungs⸗ und Privat⸗ 
Irrenanſtalten (§. 30 Abſatz 1 der Reichsgewerbeordnung), 

b) der Erlaubniß zu Schauſpielunternehmungen ($. 32 a. a. O.) 
beſchließt der Bezirksausſchuß. 

Gegen den die Konzeſſion (Erlaubniß) verſagenden Beſchluß findet inner⸗ 
halb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreit— 
verfahren ſtatt. 

Für die im Verwaltungsſtreitverfahren in den Fällen zu a zu treffenden 
Entſcheidungen find die von den Medizinalaufſichtsbehörden innerhalb ihrer oe 
ſetzlichen Zuſtändigkeit getroffenen allgemeinen Anordnungen über die geſundheits⸗ 
polizeilichen Anforderungen, welche an die baulichen und ſonſtigen techniſchen 
Einrichtungen der unter a bezeichneten Anſtalten zu ſtellen ſind, maßgebend. 


$. 116. 


Gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörde, durch welche die Erlaubniß zum 
gewerbsmäßigen öffentlichen Verbreiten von Druckſchriften (§. 43 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung) verſagt, oder die nicht gewerbsmäßige öffentliche Verbreitung von 
Druckſchriften (8. 5 des Reichsgeſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 1874, Reichs. 
Geſetzbl. S. 65) verboten worden ift, findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei 
dem Kreisausſchuſſe, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe gehörigen 
Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


$. 117. 


Gegen Verfügungen der unteren Verwaltungsbehörden, durch welche Reichs— 
angehörigen der Legitimationsſchein: 

1) zum Ankauf von Waaren oder zum Aufſuchen von Waarenbeſtellungen 

(,. 44 der Reichsgewerbeordnung) oder 

2) zum Gewerbebetrieb im Umherziehen (§. 58 Nr. 1 und 2 der Reichs⸗ 

gewerbeordnung ) 
verſagt worden iſt, findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe ſtatt. Ueber Anträge wegen Ertheilung von Legitimationsſcheinen für 
alle anderen Arten des Gewerbebetriebes im Umherziehen beſchließt der Bezirks— 
ausſchuß. Gegen den verſagenden Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen der 
Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

(Nr. 8952.) 
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$. 118. 


In den Fällen der $$. 115, 116 und 117 ift gegen die Endurtheile des 
Bezirksausſchuſſes nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 


8. 119. 

Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe ge- 
hörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß, ot, 
ſcheidet auf Klage der zuſtändigen Behörde: 

1) über die Unterfagung des Betriebes der im $. 35 der Reichsgewerbe— 

ordnung und der im $. 37 a. a. O. gedachten Gewerbe; 

2) über die Zurücknahme von Konzeſſionen zum Betriebe der Gaſt- und 
Schankwirthſchaft, zum Kleinhandel mit Branntwein und Spiritus, 
ſowie zum Betriebe des Pfandleihgewerbes und zum Handel mit Giften 
(§. 53 a. a. O.). 

Rebeet Ae $. 120. 

Der Bezirksausſchuß entſcheidet auf Klage der zuftändigen Behörde über 

die Zurücknahme: 

1) der im vorſtehenden $. 119 Nr. 2 nicht gedachten, im $. 53 der 
Reichsgewerbeordnung aufgeführten Approbationen, Genehmigungen und 
Beſtallungen, mit Ausnahme der Konzeſſionen der Markfcheider; 

2) der Konzeſſionen der Verſicherungsunternehmer, ſowie der Auswan⸗ 
derungsunternehmer und Agenten; 

3) der Konzeſſionen der Handelsmakler; 

4) der Patente der Stromſchiffer ($. 31 Abſatz 3 der Reichsgewerbe— 

ei ordnung); 

5) der Prüfungszeugniſſe der Hebeammen ($. 30 Abſatz 2 a. a. O.). 

$. 121. 

Inſofern durch Reichsgeſetz beſtimmt wird, daß außer den in $$. 114 
bis 120 aufgeführten Gewerbetreibenden noch andere einer Konzeſſion (Approbation, 
Genehmigung, Beſtallung) zum Gewerbebetriebe bedürfen oder noch anderen Ge— 
werbetreibenden der Gewerbebetrieb unterſagt oder die ihnen ertheilte Konzeſſion 
zurückgenommen werden kann, ſo wird die zur Ertheilung der Konzeſſion, Unter, 
ſagung des Gewerbebetriebes, beziehungsweiſe Zurücknahme der Konzeſſion zu⸗ 
ſtändige Behörde durch Königliche Verordnung beſtimmt. 


C. Ortsſtatuten. 


$. 122. 
Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Genehmigung von Ortsſtatuten, 
betreffend gewerbliche Angelegenheiten (§. 142 der Reichsgewerbeordnung und 
$. 57 Nr. 2 der Verordnung vom 9. Februar 1849, Geſetz-Samml. S. 93). 
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D. Innungen. 


$. 123. 
Der Bezirksausſchuß beſchließt: 
1) über die Genehmigung zur Erhöhung der bei der Aufnahme in eine 
Innung zu entrichtenden Antrittsgelder (§. 85 der Reichsgewerbeordnung) ; 
2) über die Genehmigung zur Auflöſung von Innungen ($. 93 a. a. O.). 


F. 124. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Genehmigung von Innungsftatuten 
und deren Abänderung ($. 92 der Reichsgewerbeordnung; F. 98 b a. a. O. in der 
Faſſung des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1881, Reichs-Geſetzbl. S. 233). 

Gegen den, die Genehmigung verſagenden Beſchluß findet innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der 
Reviſion zuläſſig. 

$. 125. 

Der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes unterliegen Streitigkeiten zwiſchen 
Ortsgemeinden und Innungen in Folge der Auflöſung der letzteren gemäß $. 94 
Abſatz 4 der Reichsgewerbeordnung ($. 103 a Abſatz 3 des Reichsgeſetzes vom 
18. Juli 1881). 

Ingleichen findet in den Fällen des F. 95 Abſatz 1 der Reichsgewerbe— 
ordnung und des $. 104 Abſatz 7 und 8 des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1881 
innerhalb der geſetzlichen Friſt von vier Wochen gegen die dort erwähnten Entſchei— 
dungen der Aufſichtsbehörde die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


$. 123. 

Der Bezirksausſchuß entſcheidet auf Klage der Aufſichtsbehörde über die 
Schließung einer Innung oder eines gemeinſamen Innungsausſchuſſes (§. 103 
des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1881). 

Der Bezirksausſchuß kann vor Erlaß des Endurtheils nach Anhörung des 
Innungsvorſtandes oder des gemeinſamen Innungsausſchuſſes die vorläufige 
Schließung der Innung oder des gemeinſamen Innungsausſchuſſes anordnen, 
welche alsdann bis zum Erlaß des Endurtheils fortdauert. 


E. Märkte. 


$. 127. 
Der Provinzialrath beſchließt über die Zahl, Zeit und Dauer der Kram- 
und Viehmärkte. 
Gegen den Beſchluß findet die Beſchwerde an den Miniſter für Handel 
und Gewerbe ſtatt. 
(Nr. 8952.) 
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$. 128. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Zahl, Zeit und Dauer der Wochen- 
märkte, über die fernere Geſtattung des herkömmlichen Wochenmarktverkehrs mit 
gewiſſen Handwerkerwaaren von Seiten der einheimiſchen Verkäufer ($. 64 
der Reichsgewerbeordnung), ſowie darüber, welche Gegenſtände außer den im 
$. 66 a. a. O. aufgeführten nach Ortsgewohnheit und Bedürfniß im Regierungs— 
bezirke überhaupt oder an gewiſſen Orten zu den Wochenmarktsartikeln gehören. 

Die Feſtſetzungen über Zahl, Zeit und Dauer der Wochenmärkte erfolgen 
unter Zuſtimmung der Gemeindebehörden des Marktortes. 


$. 129. 


Sofern bei Aufhebung von Märkten der in den $$. 127 und 128 bezeich- 
neten Art Entſchädigungsanſprüche von Marktberechtigten in Frage kommen, 
bedürfen die bezüglichen Beſchlüſſe der Zuſtimmung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe. 

$. 130. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Einführung neuer, ſowie über die 
Erhöhung oder Ermäßigung oder anderweite Regulirung beſtehender Marktſtands⸗ 
gelder (Geſetz vom 26. April 1872, betreffend die Erhebung von Marktſtands⸗ 
geldern, Geſetz-Samml. S. 513). 

Bei der Beſtimmung des F. 5 Abſatz 2 des Geſetzes vom 26. April 1872 
behält es ſein Bewenden. 


F. deffentliche Schlachthäuſer. 


$. 131. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt: 

1) über die Genehmigung der auf Grund der A8 1 bis 4 des Geſetzes 
vom 18. März 1868, betreffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich 
zu benutzender Schlachthäuſer (Geſetz-Samml. S. 277), gefaßten Ge⸗ 
meindebeſchlüſſe, ſowie über die Beſtätigung von Verträgen zwiſchen 
einer Gemeinde und einem Unternehmer in Betreff der Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes ($. 12 a. a. O.); 


2) über Entſchädigungsanſprüche der Eigenthümer und Nutzungsberechtigten 
von Privatſchlachtanſtalten wegen des ihnen durch die Errichtung öffent⸗ 
licher, ausſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer zugefügten Schadens 
($$. 9 bis 11 a. a. O.). 

In den Fällen zu 1 findet die Beſchwerde an den Miniſter für Handel 

und S. fal in den Fällen zu 2 nur der ordentliche Rechtsweg gemäß $. 11 
a. a. O. ſtatt. 
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G. Kehrbezirke. 


$. 132. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Einrichtung, Aufhebung oder Ver⸗ 
änderung der Kehrbezirke für Schornſteinfeger (§. 39 der Reichsgewerbeordnung). 


H. Ablöſung gewerblicher Berechtigungen. 


$. 133. 


Der Bezirksausſchuß entſcheidet über Anträge auf Ablöſung von Gewerbe⸗ 
berechtigungen und auf Entſchädigung für aufgehobene Gewerbeberechtigungen. 

Gegen die Endurtheile des Bezirksausſchuſſes findet unter Ausſchluß anderer 
Rechtsmittel nur die Berufung an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. 


XVII. Titel. 
Handelskammern, kaufmaͤnniſche Korporationen, Boͤrſen. 


$. 134. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe beſchließt über die Genehmigung 
zur Erhebung eines zehn Prozent der Gewerbeſteuer vom Handel überſteigenden 
Zuſchlags von Seiten einer Handelskammer, ſowie zu einer Ueberſchreitung 
des Etats derſelben, ingleichen über die Herabſetzung der etatsmäßigen Koſten 
auf den Betrag eines zehnprozentigen Zuſchlags zur Gewerbeſteuer vom Handel 
($. 24 des Geſetzes über die Handelskammern vom 24. Februar 1870, (elek, 
Samml. S. 134). 

$. 135. 

Die Beſchlußfaſſung über Einſprüche gegen die Wahl von Mitgliedern 
($. 15 a. a. O.) ſteht der Handelskammer zu, welche im Uebrigen die Legitimation 
ihrer Mitglieder von Amtswegen prüft und darüber beſchließt. 

Die Handelskammer beſchließt darüber, ob die Mitgliedſchaft in Folge 
eines in der Perſon des Mitgliedes eingetretenen Umſtandes erloſchen iſt 
Berger 

Die Handelskammer beſchließt ferner über Beſchwerden wegen unrichtiger 
Einſchätzung zu einer fingirten Gewerbeſteuer behufs Aufbringung der etatsmäßigen 
Koſten ($. 23 a. a. O.). 

Gegen die nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Be 
ſchlüſſe der Handelskammer, ferner gegen Beſchlüſſe der Handelskammer über 
Einwendungen gegen die Liſten der Wahlberechtigten (§. 11 a. a. O.) und gegen 
Beſchlüſſe der Handelskammer, durch welche ein Mitglied ausgeſchloſſen oder ſeiner 
Funktionen vorläufig enthoben wird ($$. 18, 19 a. a. O.), findet innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 
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$. 136. 


Gegen Beſchlüſſe des Vorſtandes einer kaufmännischen Korporation über 
die Aufnahme, die Suspenſion oder die Ausſchließung von Mitgliedern, die 
Gültigkeit der Vorſtandswahlen, die Rechte und Pflichten der Mitglieder und die 
Verhängung von Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder findet, ſoweit nach dem 
Statut gegen dergleichen Beſchlüſſe der Rekurs an eine Behörde zuläſſig iſt, an 
Stelle deſſelben innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


$. 137. 


Gegen Beſchlüſſe der Handelskammer oder des Vorſtandes einer kauf⸗ 
männiſchen Korporation, durch welche die Erlaubniß zum Beſuche der, der Auf— 
ſicht der Handelskammer oder kaufmänniſchen Korporation unterſtellten Börſe 
verſagt, auf Zeit oder für immer entzogen, eine Beſchwerde über unrichtige Ein- 
ſchätzung zu den Börſenbeiträgen zurückgewieſen, oder über einen Handelsmakler 
eine Ordnungsſtrafe verhängt wird, findet, ſoweit nach der Börſen- oder Makler⸗ 
ordnung gegen dergleichen Beſchlüſſe der Rekurs an eine Behörde zuläſſig iſt, an 
Stelle das innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 


F. 138. 


Gegen die Endurtheile des Bezirksausſchuſſes in den Fällen der $$. 135 
bis 137 iſt nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 


XVIII. Titel. 
Feuerloͤſchweſen. 


$. 139. 


Der Kreisausſchuß beſchließt, ſoweit die Vorſchriften über das Feuerlöſch— 
weſen nicht entgegenſtehen, über die Genehmigung und erforderlichen Falls über 
die Anordnung zur Bildung, Veränderung und Aufhebung von Verbänden 
mehrerer Landgemeinden oder Gutsbezirke behufs gemeinſchaftlicher Anſchaffung 
und Unterhaltung von Feuerſpritzen (Spritzenverbänden). 

Ueber die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten jedes Spritzenverbandes, ins⸗ 
beſondere über die Aufbringungsweiſe und die Vertheilung der Koſten, ſind, 
ſoweit dies nothwendig iſt, die erforderlichen Feſtſetzungen durch ein unter den 
Betheiligten zu vereinbarendes Statut, welches der Beſtätigung des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes bedarf, zu treffen. Kommt eine Vereinbarung über das Statut binnen 
einer von dem Kreisausſchuſſe zu bemeſſenden Friſt nicht zu Stande, oder wird 
dem 1 die Beſtätigung wiederholt verſagt, ſo ſtellt der Kreisausſchuß das 
Statut feſt. 


= 


Ge 
$. 140. 


Ueber die in Folge Veränderung oder Aufhebung eines Spritzenverbandes 
nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den Betheiligten beſchließt der 
Kreisausſchuß. 

Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen der Antrag auf münd⸗ 
liche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Streitigkeiten zwiſchen den betheiligten Gemeinden oder Gutsbezirken über 
ihre Berechtigung oder Verpflichtung zur Theilnahme an den Nutzungen be 
ziehungsweiſe Laſten des Spritzenverbandes unterliegen der Entſcheidung des Kreis- 
ausſchuſſes im Verwaltungsſtreitverfahren. 


XIX. Titel. 
Hilfskaſſen. 


F. 141. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über Anträge auf Zulaſſung eingeſchriebener 
Hilfskaſſen (§. 4 des Reichsgeſetzes über die eingeſchriebenen Hilfskaſſen vom 
7. April 1876, Reichs-Geſetzbl. S. 125). 

Gegen den die Zulaſſung verſagenden Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen 
der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der 
Reviſion zuläſſig. 

$. 142. 

Der Bezirksausſchuß entſcheidet auf Klage der Auffichtsbehörde über die 
Schließung eingeſchriebener Hilfskaſſen (§. 29 a. a. O.). 

Der Bezirksausſchuß kann vor Erlaß des Endurtheils nach Anhörung des 
Kaſſenvorſtandes die vorläufige Schließung der Hilfskaſſe anordnen, welche als— 
dann bis zum Exlaſſe des Endurtheils fortdauert. 


XX. Titel. 
Baupolizei. 


$. 143. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Anwendung der in den Städten 
geltenden feuer- und baupolizeilichen Vorſchriften bei Gebäuden auf ſolchen zum 
platten Lande gehörigen Grundſtücken, welche innerhalb der Städte oder im Ge- 
menge mit ſtädtiſchen bebauten Grundſtücken liegen, gemäß den Vorſchriften der 
Verordnung vom 17. Juli 1846 (Geſetz-Samml. S. 399). 
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$. 144. 


Ueber die Anwendung der Beſtimmungen der Verordnung vom 21. De 
zember 1846, betreffend die bei dem Bau von Eiſenbahnen beſchäftigten 
Handarbeiter (Geſetz-Samml. 1847 S. 21), auf andere öffentliche Bau— 
ausführungen (Kanal- und Chauſſeebauten ꝛc.) gemäß F. 26 der gedachten Ver—⸗ 
ordnung beſchließt: 


1) inſoweit es ſich um Bauten der Kreiſe, Amts-, Wegeverbände oder 
Gemeinden handelt, der Regierungspräſident unter Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes 

2) inſoweit es D um Bauten des Provinzialverbandes handelt, der 
Oberpräſident unter Zuſtimmung des Provinzialraths, 


3) für den Stadtkreis Berlin der Oberpräſident. 


§. 145. 


i Ueber Dispenſe von Beſtimmungen der Baupolizeiordnungen beſchließt nach 
Maßgabe dieſer Ordnungen der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu 
einem Landkreiſe gehörigen Städten von mehr als 10 000 Einwohnern der Be⸗ 
zirksausſchuß, ſoweit die Angelegenheit nicht nach dieſen Ordnungen zur Zuſtändig⸗ 
keit anderer Organe gehört. Verfügungen der letzteren unterliegen der Anfechtung 
nur im Wege der Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde. 

Der Bezirksausſchuß tritt in Betreff der Zuſtändigkeit zur Ertheilung von 
Dispenſen in allen Fällen an die Stelle der Bezirksregierung. 

Zur Einlegung der Beſchwerde gegen den Beſchluß iſt auch die zur Er⸗ 
be ze Bauerlaubniß zuſtändige Behörde befugt, welcher der Beſchluß zu— 
zuſtellen iſt. 

Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in erſter Inſtanz findet die 
Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten ſtatt. 


$. 146. 


Die $$. 17 und 18 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Verände— 
rung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 
2. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 561) werden aufgehoben. 

Die Wahrnehmung der in den $$.5, 8, I a. a. O. dem Kreisausſchuſſe 
beigelegten Funktionen liegt für den Stadtkreis Berlin dem Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten, für die übrigen Stadtkreiſe, ſowie für die zu einem Landkreiſe 
gehörigen Städte mit mehr als 10 000 Einwohnern dem Bezirksausſchuſſe ob. 
Die Beſtätigung der Statuten nach den $$. 12 und 15 a. a. O. erfolgt für den 
Stadtkreis Berlin durch den Miniſter des Innern. 


a 


XXI. Titel, 
Dismembrations- und Anſiedelungsſachen. 


F. 147. 

Die Së. 22 und 23 des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876, betreffend die 
Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen und die Gründung 
neuer Anſiedelungen in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
Schleſien, Sachſen und Weſtfalen (Geſetz-Samml. S. 405), treten außer Kraft. 


F. 148. 


Die in den $$. 1 bis 4 des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 4. November 1874, 
betreffend die Gründung neuer Anſiedelungen im Herzogthum Lauenburg (Offizielles 
Wochenbl. S. 291), dem Landrathe zugewieſene Entſcheidung über die Geſtattung 
neuer Anſiedelungen iſt von der Ortspolizeibehörde zu treffen. 

Gegen den Beſcheid, welcher mit Gründen zu verſehen und dem Antrag⸗ 
ſteller, ſowie Denjenigen, welche Widerſpruch erhoben haben, zu eröffnen iſt, 
ſteht den Betheiligten innerhalb zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren bei dem Kreisausſchuſſe zu. 


F. 149. 


Im Geltungsbereiche des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 22. Januar 1876, 
betreffend die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtückszerſtückelungen 
(Offizielles Wochenblatt S. 11), tritt 

1) an die Stelle der im F. 12 Abſatz 2 den Betheiligten und der Pa⸗ 

tronatsbehörde offen gehaltenen Beſchwerde gegen die Laſtenvertheilung, 
innerhalb der dort beſtimmten Friſt von zwei Wochen, die Klage beim 
Kreisausſchuſſe im Verwaltungsſtreitverfahren und, 

2) an die Stelle der vorläufigen Feſtſetzung des Landraths über die 
Laſtenvertheilung ($. 16 a. a. O.) die vorläufige Feſtſetzung durch 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes, gegen welchen eine Beſchwerde nicht 
ftattfindet. 


XXII. Titel. 
Enteignungsſachen. 


§. 150. 
Die Befugniſſe und Obliegenheiten, welche in dem Geſetze vom 11. Juni 
1874 über die Enteignung von Grundeigenthum (Geſetz-Samml. S. 221) den 
Bezirksregierungen (Landdroſteien) beigelegt worden ſind, werden in den Fällen 
der $$. 15, 18 bis 20, 24 und 27 von dem Regierungspräſidenten, in den 
Fällen der Së 3, 4, 5, 14, 21, 29, 32 bis 35 und 53 Abſatz 2 von dem 
(Nr. 8952.) 
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Bezirksausſchuſſe im Beſchlußverfahren, in dem Stadtkreiſe Berlin von der erſten 
Abtheilung des Polizeipräſidiums, wahrgenommen. 

Auch gehen auf den Bezirksausſchuß beziehungsweiſe die erſte Abtheilung 
des Polizeipräſidiums in Berlin die nach den Aë. 142 ff. des Allgemeinen Berg⸗ 
gejeges vom 24. Juni 1865 (Geſetz»Samml. S. 705) der Bezirksregierung zu: 
ſtehenden Befugniſſe über. 

Gegen die in erſter Inſtanz gefaßten Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes be, 
ziehungsweiſe der erſten Abtheilung des Polizeipräſidiums findet, ſoweit nicht der 
ordentliche Rechtsweg zuläſſig iſt, innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten Datt. 

Bei der für die Erhebung der Beſchwerde in §. 34 des Geſetzes vom 
11. Juni 1874 beſtimmten Friſt von drei Tagen behält es fein Bewenden. 


$. 151. 
Die nach F. 53 Abſatz 1 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 dem Landrathe 
(in Hannover der betreffenden Obrigkeit) zugewieſene Entſcheidung iſt durch Be⸗ 
ſchluß des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes zu treffen. 
Der F. 56 des gedachten Geſetzes tritt außer Kraft. 
$. 152. 
Soweit nach den für Enteignungen im Intereſſe der Landeskultur im $. 54 
Nr. 1 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 aufrecht erhaltenen Geſetzen, in Verbin⸗ 
dung mit dem Geſetze über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883, 
der Regierungspräſident über die Enteignung Entſcheidung zu treffen haben würde, 
beſchließt der Bezirksausſchuß, jedoch — unbeſchadet der Vorſchriften im $. 97 
des gegenwärtigen Geſetzes — mit Ausnahme der Enteignungen für die Zwecke 
von Deichen, welche einem Deichverbande angehören, und für die Zwecke der 
Sielanſtalten in den Verbandsbezirken. 


$. 153. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt endgültig vorbehaltlich des ordentlichen Rechts- 
weges über die Feſtſtellung der Entſchädigung in den Fällen der $$. 39 ff. des 
Reichsgeſetzes vom 21. Dezember 1871, betreffend die Beſchränkungen des Grund⸗ 
eigenthums in der Umgebung von Feſtungen (Reichs⸗Geſetzbl. S. 459). 


XXIII. Titel. 
Perſonenſtand und Staatsangehoͤrigkeit. 


$. 154. 
Die ſtaatliche Aufſicht über die Amtsführung der Standesbeamten wird in 


0 den Landgemeinden und Gutsbezirken von dem Landrath als Vorſitzenden des 


Kreisausſchuſſes, in höherer Inſtanz von dem Regierungspräſidenten und dem 
Miniſter des Innern, in den Stadtgemeinden von dem Regierungspräſidenten, 
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in höherer Inſtanz von dem Oberpräſidenten und dem Miniſter des Innern, im 
Stadtkreiſe Berlin von dem Oberpräſidenten und in höherer Inſtanz von dem 
Miniſter des Innern geführt. 

In dem EN des Oberlandesgerichts zu Cöln bewendet es bei den 
dieſerhalb zur Zeit beſtehenden Vorſchriften. 

Die Feſtſetzung der Entſchädigung für die Wahrnehmung der Geſchäfte 
des Standesbeamten in den Fällen des F. 7 Abſatz 2 des Reichsgeſetzes vom 
6. Februar 1875 (F. 5 Abſatz 1 des Geſetzes vom 8. März 1874) erfolgt in den 
Stadtgemeinden durch die Gemeindevertretung, für die Landgemeinden durch Be⸗ 
ſchluß des Kreisausſchuſſes. Beſchwerden über die Feſtſetzung ſind in beiden 
Fällen innerhalb zwei Wochen bei dem Bezirksausſchuſſe anzubringen. Der Be 
ſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 

§. 155. 

Die durch das Reichsgeſetz vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und 
den Verluſt der Bundes- und Staatsangehörigkeit (Bundes-Geſetzbl. S. 355) 
der höheren Verwaltungsbehörde beigelegten Befugniſſe übt fortan der Regierungs⸗ 
präſident aus. 

Gegen den Beſcheid des Regierungspräſidenten, durch welchen Angehörigen 
eines anderen Deutſchen Bundesſtaats oder einem früheren Reichsangehörigen die 
Ertheilung der Aufnahmeurkunde, oder einem Preußiſchen Staatsangehörigen die 
Ertheilung der Entlaſſungsurkunde in Friedenszeiten verſagt worden iſt ($$. 7, 15, 
17 und 21 letzter Abſatz a. a O.), findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei 
dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


XXIV. Titel. 
Steuerangelegenheiten. 


$. 156. 


Der Bezirksausſchuß beſchließt über die Ergänzung der von dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe verſagten Zuſtimmung zur Vereinigung von Gemeinden und Guts— 
bezirken zu gemeinſchaftlichen Einſchätzungsbezirken für die Klaſſenſteuer (Artikel II 
des Geſetzes vom 16. Juni 1875, betreffend einige Abänderungen der Vorſchriften 
für die Veranlagung der Klaſſenſteuer, Geſetz-Samml. S. 234). 


XXV. Titel. 
Ergaͤnzende, Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


$. 157. 

Durch den in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen Beſchwerdezug 
an einen beſtimmten Miniſter wird die in den beſtehenden Vorſchriften begründete 
Mitwirkung anderer Miniſter bei Erledigung der Beſchwerde nicht berührt. 

(Nr. 8952.) 
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$. 158. 

Durch die den Behörden in dieſem Geſetze beigelegten Befugniſſe zur Ent⸗ 
ſcheidung beziehungsweiſe Beſchlußfaſſung in Wegebauſachen und in waſſerpolizei⸗ 
lichen Angelegenheiten werden die der Landespolizeibehörde und dem Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten nach $$. 4 und 14 des Geſetzes über die Eifenbahnunter- 
nehmungen vom 3. November 1838 (Geſetz-Samml. S. 505) und nach $. 7 
des Geſetzes vom 1. Mai 1865 (Geſetz-Samml. S. 317) zuſtehenden Befugniſſe 
in Eiſenbahnangelegenheiten nicht berührt. 


§. 159. 

Die in den $$. 7 und 22 des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838 und nach $. 9 des Geſetzes vom 1. Mai 1865 (Geſetz— 
Samml. S. 317) der Bezirksregierung beigelegten Befugniſſe gehen auf den 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten über. 

In Streitſachen zwiſchen Eiſenbahngeſellſchaften und Privatperſonen wegen 
Anwendung des Bahngeld- und des Frachttarifs (§. 35 des erſteren Geſetzes) 
entſcheidet fortan der ordentliche Richter. 


$. 160. 

In den Fällen der $$. 1, 18, 34, 44, 46, 47, 54 und 140 des gegen- 
wärtigen Geſetzes, ſowie des $. 53 des Geſetzes, betreffend die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften, vom 1. April 1879 (Geſetz-Samml. S. 297) iſt die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes, des Bezirksausſchuſſes und des Ober- 
verwaltungsgerichts auch inſoweit begründet, als bisher durch $. 79 Titel 14 
Theil II Allgemeinen Landrechts, beziehungsweiſe $$. 9, 10 des Geſetzes über die 
Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. S. 241) oder 
ſonſtige beſtehende Vorſchriften der ordentliche Rechtsweg für zuläſſig erklärt war. 

Der Grundſatz, daß die Entſcheidungen unbeſchadet aller privatrechtlichen 
Verhältniſſe ergehen ($. 7 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883), bleibt hierbei unberührt. 


$. 161. 

Für den Stadtkreis Berlin iſt der Bezirksausſchuß auch in den Fällen der 
$$. 14, 17 Nr. 2 und 5, 41, 110, 111, 112, 123, 128, 130, 132, 145 
und 154 Abſatz 3 dieſes Geſetzes zuſtändig. 

In den Fällen der $$. 115, 117, 124 und 141 beſchließt für den Stadt⸗ 
kreis Berlin an Stelle des Bezirksausſchuſſes der Polizeipräſident; gegen den 
verſagenden Beſchluß deſſelben findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem 
Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

$. 162. 

Maßgebend für die Berechnung der Einwohnerzahl einer Stadt ift in 
Betreff der Beſtimmungen dieſes Geſetzes die durch die jedesmalige letzte Volks— 
zählung ermittelte Zahl der ortsanweſenden Civilbevölkerung. 
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$. 163. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Geſetze über die all, 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 in Kraft. 
Bezüglich der vor dieſem Zeitpunkte anhängig gemachten Sachen ſind die 
Vorſchriften des $. 154 Abſatz 3 des letzteren Geſetzes maßgebend. 
§. 164. 


Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes kommt das 
Geſetz, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden ꝛc., vom 26. Juni 1876 (Geſetz-Samml. S. 297) in allen 
ſeinen Theilen in Wegfall. 

Ingleichen treten mit dem gedachten Zeitpunkte alle mit den Vorſchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes in Widerſpruch ſtehenden Beſtimmungen außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Gaſtein, den 1. Auguſt 1883. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
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